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Alles i was recht ist, aber in gewissem Sinn hat die 
Frau Kollegin Bischof vielleicht doch' recht gehabt, 
wegen des Respektes vor dem Haus, denn ein 
Turnverein sind wir nun einmal doch nicht, lieber 
Kollege Turek. (Abg. Ing. Turek: „Ich habe gedacht, 
du verwechselst das mit der Jahreshauptversamm­
lung des Pensionistenvereins!" — Abg. Premsber-
ger: „Das ist ein Zeichen, daß die alten Leute auf 
Empfehlung der Ärzte Leibesübungen durchführen!") 
Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß das im 
Stfeiermärkischen Landtag sehr wohl gesagt werden 
soll. Wenn man noch so jung ist, lieber Kollege 
Turek, wie du, dann kann ich mir vorstellen, daß 
einen die Altenprobleme überhaupt nicht interes­
sieren und daß man nur aufgrund dieser Jugend 
sich darüber ein bißchen lustig macht und spöttisch 
ist. Aber Anlaß zum Spott ist es, meines Erachtens, 
keineswegs. (Abg. Ing. Turek: „Ich habe es auch bei 
den Bandscheiben!") Ich freue mich, wenn das jetzt 
ein Rückzieher wird, ein vorsichtiger, parteidiplo­
matischer Rückzieher, weil man es sich doch mit 
den Alten nicht ganz verderben möchte. (Abg. Ing. 
Turek: „Du hast mich falsch verstanden!" — Abg. 
Dr. Eichungen „Das war demagogisch!") Ich über­
lasse es dem Schiedsrichter Eichtinger, was jetzt 
bei uns beiden demagogisch war. Ob beim Kollegen 
Turek oder bei mir. (Abg. Dr. Eichtinger: „Ich 
habe es schon ausgesprochen!") Aber ein paar Sa­
chen darf ich trotzdem noch sagen, und zwar den 
Hinweis, daß nicht nur diese sportlichen und ande­
ren Tätigkeiten, Schwimmen usw., »sondern daß 
auch auf der kulturellen Seite großes Interesse 
besteht, daß sehr viele Theaterfahrten — ich nehme 
an, daß sich die Theaterfunktionäre darüber freuen 
— unternommen werden, die manches Mal bei Graz 
vorbei bis nach Wien führen. Dieser Auszug läßt 
die wertvolle Arbeit des Verbandes erkennen, des­
sen Ziel, lieber Kollege Turek, die Verbesserung 
der Lebensqualität der alten Generation ist. (Abg. 
Wimmler: „Und der Pensionistenring?") Wir müs­
sen ihn einmal einladen. Kollege Wimmle]; (Abg. 
Ing. Turek: „Ich glaube, das bist du!"), Sie müssen 
den Kollegen Turek unbedingt einmal einladen zum 
Pensionistenring, damit er dort ein bißchen Infor­
mationen bezieht. Ich darf vielleicht noch folgendes 
sagen: Sowohl die finanziellen Lebensbedingungen, 
über die ich eingangs gesprochen habe, als auch die 
Lebensform der älteren Menschen sollen am allge­
meinen Aufschwung Österreichs teilhaben, heißt 
es im Jahresrückblick des Verbandsobmannes Karl 
Potz, was ich hier auch nicht verschweigen möchte. 
Einige Forderungen liegen dem Verband und seinem 
Obmann besonders am Herzen. Forderungen, die, 
glaube ich, auch den steirischen Landtag unmittelbar 
angehen. Das eine ist die Errichtung einer Lehr­
kanzel für Geriatrie an der Universität Graz, um 
die Altersmedizin zu spezialisieren und damit eine 
dem neuesten Stand der Wissenschaften entspre­
chende ärztliche Versorgung der älteren Menschen 
zu erreichen. Das zweite Anliegen ist die Senioren­
bildung. Die Qualität des Lebens im Alter ist weit­
gehend vom Bildungsstandpunkt des einzelnen Men­
schen abhängig. Der Ausbau der Bildungsmöglich­
keiten, auch für die ältere Generation, ist zugleich 
eine qualifizierte Lebenshilfe und soll vielleicht 
mehr als bisher noch Beachtung finden. Ein sehr 

gravierendes und unter Umständen schmerzliches 
Problem ist die Entscheidung für die alten Menschen, 
den eigenen Hausstand aufzugeben, wenn es anders 
nicht mehr geht, und in ein Altersheim zu gehen. 
Nach den Erfahrungen der Pensionistenverbände 
besteht durchwegs eine Voreingenommenheit be­
züglich der Altersheime und des Lebens dort. Es ist 
anscheinend zuwenig bekannt, wieviel in den 
letzten Jahren gerade in dieser Hinsicht geschehen 
ist. Ich möchte in diesem Zusammenhang dem 
zuständigen Landesrat Gruber und der Landesre­
gierung dafür danken, daß große Geldmittel für das 
Landesaltenheim Mautern, aber auch für die ande­
ren Heime des Landes zur Verfügung gestellt wur­
den. (Abg. Buchberger: „Und den Gemeinden!") Ich 
meine jetzt im speziellen einmal die Landesalten­
pflegeheime, da ist ja unmittelbar die Landesregie­
rung zuständig. Du hast vollkommen recht, es gibt 
darüber hinaus noch ungefähr 60 weitere Alten­
heime oder Altersheime, wo dann die Gemeinden 
und auch karitative Institutionen dafür zuständig 
sind, und daß auch deren Leistungen anerkannt 
werden sollen, und ich habe an sich vorgehabt und 
darf das jetzt auch gleich sagen, daß man den Heim­
leitungen und auch dem Personal für ihre Leistungen 
in den Altersheimen, sowohl in den Landesaltenpfle­
geheimen als auch in den anderen, herzlich danken 
soll. (Allgemeiner Beifall.) Ich habe aber auch ge­
meint, daß hier, nachdem diese Voreingenommenheit 
besteht, vielleicht noch eine verstärkte Information 
hinausgehen soll, was hier alles geschehen ist in den 
Heimen, insbesondere wiederum in den Landes­
heimen, aber auch in den anderen, und wie das 
Leben dort ist, so daß, wenn man in die Situation 
kommt, daß man eben in den vier Wänden daheim 
nicht mehr bleiben kann, man nicht mit Angst und 
Sorge diesen Weg in das Altersheim beschreitet. 
(Abg. Kollmann: „Sie meinen eine gedruckte Schrift 
mit Bild vom Landesrat!") Information in jeder Art 
und Weise, das muß nicht eine besondere Informa­
tionsschrift sein. Das ist auch eine Aufgabe der 
Abgeordneten, glaube ich, bei ihren Sprechtagen 
und bei anderen Gelegenheiten. Ich möchte, mit 
Ihrer Erlaubnis, dem Pensionistenverband und den 
Pensionistenverbänden auch für ihre Tätigkeit sehr 
herzlich danken, weil das eine wertvolle Aktivität 
für unsere alten Menschen ist. Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. (Allgemeiner Beifall.) 

Dritter Präsident Feldgrill: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Schrammel. Ich 
erteile es ihm. 

Abg. Schrammel: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 

Ich möchte zugeben, daß sicher Sozialdemokraten 
in der ersten Republik sehr bemerkenswerte soziale 
Akzente zum Wohl unserer Bevölkerung gesetzt 
haben. Ich muß festhalten, daß dies in der heutigen 
Zeit nicht mehr so zutrifft. Wie sozial beispielsweise 
der jetzige Sozialminister, der ja auch ein Sozialist 
ist, mit Gesetzesvorlagen gehandelt hat, um für 
den Finanzminister Geld zu ersparen. Daß beispiels­
weise durch Novellen . . . (Landesrat Peltzmann: 
„Wo er recht hat, hat er recht!" — Abg. Zinkanell: 
„Diese Unterlage kann ich dir zur Verfügung stel-
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len!") Ich werde es. an Hand von Zahlen genau 
nachweisen. (Abg. Zinkanell: „70 Groschen pro 
Schilling!") Das hat der sozialistische Referent des 
Kriegsopferverbandes geschrieben. Ich hät te dir das 
gleiche vorlegen können, du kennst den Referenten, 
er ist Mitglied der SPÖ, und man kann natürlich in 
der Kriegsopferzeitung die Meinung darlegen. Lie­
ber Kollege Zinkanell, du selbst hast zugegeben, 
daß der Bericht über die bäuerliche Sozialversiche­
rung in dieser Zeitung nicht stimmt. Ich will damit 
nicht die Zeitung anprangern, sondern den Schrei­
ber dieses Berichtes. (Abg. Brandl: „Er h a t . die 
Wahrhei t geschrieben!") Der Herr Kollege Zinka­
nell hat gesagt, das stimmt nicht, was da in der 
Zeitung drinnen steht. (Abg. Zinkanell: „70 Gro­
schen pro Schilling!") Darf ich dir, Kollege Zinka­
nell, und auch den Sozialisten sagen, daß im Bün-
desbudget der Herr Sözialminister durch Gesetzes­
novellen 5,38 Milliarden Schilling eingespart hat, 
und zwar beim ASVG bei den Arbeitnehmern, Herr 
Präsident Ileschitz . . ' , (Abg. Ileschitz: „Um wieviel 
hat sich der Betrag von einem Jahr zum anderen 
für die Bauern erhöht?") . . . leider nicht um so 
einen großen Prozentsatz, wie er bei den Beiträgen 
ausmacht, also beim ASVG, bei den Arbeitnehmern 
hat sich der Her r Sozialminister 4,76 Milliarden 
Schilling eingespart durch eine Beitragserhöhung 
von zwei auf drei Prozent. Beim GSVG, bei den 
Gewerbetreibenden, e inen Betrag von 161 Millionen 
Schilling durch eine Erhöhung von 10,5 auf 11 Pro-
zent und bei der Bauernsozialversicherung um 
152 Millionen Schilling durch eine Beitragserhö­
hung, die 10 Prozent ausmacht. (Abg. Brandl: „Die 
Pensionen sind gesichert!" — Abg. Ileschitz: „90 
Prozent Staatszuschuß!") Nun, meine Damen und 
Herren, das sind Tatsachen! Insgesamt kassiert der 
Herr Sozialminister 5,38 Milliarden Schilling mehr 
ein und erspart sie damit dem Finanzminister durch 
die Beitragserhöhungen (Abg. Zinkanell: „Ohne das 
geht es nicht!"), und die Sozialleistungen sind kaum 
verbessert worden. 

Nun noch zum Schluß eines: Lieber Kollege Zin­
kanell, du vertri t tst leidenschaftlich die sozialen 
Belange der Bauernschaft. Seit dem Jahre 1973 ver­
langt die ÖVP-Bauernvertretung den Mutterschutz, 
das Karenzgeld für die Bäuerin. Das ist leider wie­
derholt von den Sozialisten abgelehnt worden. Am 
6. Oktober 1976 hat dann die Frau Nationalrat 
Wieser im Nationalrat wieder e inen Antrag ein­
gebracht. Am 30. Juni 1977 wurde dieser Antrag 
mit den Stimmen der SPÖ abgelehnt. (Abg. Doktor 
Maitz: „Wie sozial sind Sozialisten?" — Abg. 
Premsberger: „Man kann nicht mehr ausgeben als 
man einnimmt!") Am 19. April 1978 ha t die ÖVP 
einen neuerlichen Initiativantrag für das Karenz-

_geld der selbständig erwerbstätigen Frauen, Bäue­
rinnen und Gewerbetreibenden eingebracht, und 
dieser Antrag ist wieder von den Sozialisten abge­
lehnt worden. 

Das ist scheinbar die Sozialpolitik der Sozialisten. 
Es ist bedauerlich, daß das auf dem Buckel dieser 
Frauen ausgetragen wird. Wir wollen HIPSP Srmal-
politik, wie sie von den Sozialisten immer sehr 
positiv hingestellt wird, als sehr unsozial bezeich­
nen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Landesrat Gruber. Ich erteile ihm das Schlußwort. 

Landesrat Gruber: Hohes Haus, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! 

Meine Rede hätte um einiges kürzer sein können, 
wenn wir jetzt nicht einen Exkurs in die Bundes­
politik gemacht hätten, und ich mich doch veranlaßt 
sehe, auch zu einigen Fragen Stellung zu nehmen. 
Daß die sozialistische und sozialdemokratische Partei 
immer und in erster Linie eine Sozialpolitik gemacht 
hat, die das Massenelend in diesem Land beseitigt 
hat, darüber besteht j a ke in Zweifel (Abg. Dr. Maitz: 
„25 Jahre ÖVP-Regierung!"), ist ja historisch nach­
weisbar. (Abg. Dr. Maitz: „Von Kuntschak ange­
fangen!" — Abg. Ileschitz: Das war der einzig 
Soziale, der Kuntschak!") Ich wundere mich, meine 
Damen und Herren Abgeordneten, im Jahre 1968, 
erinnern Sie sich? Damals hat es die erste Enquete 
über die Armut in Österreich gegeben. Der damalige 
Bundeskanzler ha t in seiner Rundfunkrede darauf 
geantwortet, und in der Tagespost wa r diese am 
darauffolgenden Samstag abgedruckt. Da sieht man, 
wie die Sozialisten die Dinge auf den Kopf stellen. 
„Es gibt keine Armen mehr in Österreich, sondern 
höchstens einzelne, die durch den Rost der sozialen 
Sicherheit gefallen sind." Das wa r die wörtliche 
Erklärung des Bundeskanzlers der Österreichischen 
Volkspartei, und heute, wo Sie nicht die Regierüngs-
verantwortung zu t ragen brauchen, ist Ihnen sicher­
lich keine Geldausgabe zu groß, um bestimmte For­
derungen und Wünsche zu erfüllen. Man kann nicht 
das, was man selbst durch 25 Jahre versäumt hat, 
als man die notwendige parlamentarische Mehrheit 
gehabt hat (Abg. Dr. Maitz: „Waren die Sozial­
minister ÖVPler in diesen 25 Jahren?"), dann 
wieder nachfordern. Ich billige Ihnen zu, daß Sie 
im Zuge von Wahlversammlungen solche Reden 
halten, aber entschuldigen Sie schon, wenn der 
Abgeordnete Schilcher sagt, ich habe gelacht dabei, 
man muß lachen, wenn Sie glauben, daß das, was Sie 
in manchen Phasen Ihrer Reden hier erklären und 
vertreten, daß wir so e twas ernst nehmen müssen. 
(Abg. Jamnegg: „Das ist nachzuweisen!" — Abg. 
Dr. Eichungen „Man wird Tatsachen sagen kön­
nen!") Selbstverständlich. Aber das sind doch keine 
Tatsachen. Die Tatsachen sehen ja wesentlich anders 
aus, meine Damen und Herren. Es ist gar keine 
Frage, daß diese sozialdemokratische Partei im 
wesentlichen den Wohlfahrtsstaat begründet hat 
und die Sozialminister diese Aufgabe im großen 
und hohen Maß verwirklicht haben. Es ist ga r kein 
Wahlslogan der Sozialisten so richtig gewesen wie 
der vor der letzten Wahl am 6. Mai, als wir gesagt 
haben: Es ist noch niemals so vielen Menschen so 
gut gegangen wie heute. (Abg. Jamnegg: „Aber 
nicht allen!") Wissentlich, daß es auch noch eine 
große Zahl von Menschen gibt, die noch im Schatten 
stehen, für deren Verbesserung wir manches tun 
können. Aber auch da, meine sehr verehr ten Damen 
und Herren auf Seite der Österreichischen Volks­
partei, ist es nicht eigenartig, daß gerade jene Be-
völkerungsiEchichten; die Sie durch Jahrzehnte vor 
treten haben und Wofür Sie zeitweise den Alleinver­
tretungsanspruch erhoben haben, wie Bauern, Ge­
werbe und so weiter, heute gerade im Kreis jener 
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stehen, denen wir eine besondere soziale Stütze ge­
ben müssen. (Abg. Brandl: „Weil Sie nicht vorgesorgt 
haben!" — Landesrat Peltzmann: „Diese Abwand­
lung ist billig!") Ja, Kollege Landesrat Peltzmann, 
nicht den Kunstschmieden, die hoch aktiv sind, 
und auch nicht den Geschäftsleuten in der Herren­
gasse, aber es ist durch diese Studie erwiesen, daß 
zum Kreis jener — das wird auch von den ÖVP-
Abgeordneten gesagt —, die heute an der Armuts­
grenze liegen, alte Gewerbetreibende, Bauern, Klein­
gewerbetreibende und so weiter gehören (Abg. 
Brandl: „Almosenempfänger sind die Bauern!"), die 
zu spät oder überhaupt nicht in das Netz der sozia­
len Sicherheit e ingebunden wurden. Die Leistungen, 
die auf diesem Gebiet erbracht wurden, sind viel­
fach, ich räume das schon alles weg, weil ich über­
zeugt bin, daß Sie die Wirklichkeit ohnedies wissen 
und daß Sie nur im Zuge einer solchen Debatte die 
Dinge versuchen müssen, anders darzustellen. 

Heute ist auch die Frage Entwicklungshilfe ein 
bißchen angeklungen und diskutiert worden, der 
Her r Abgeordnete Horvatek und der Herr Abge­
ordnete Dr. Schilcher haben sich dazu geäußert. 
Ich habe mir, weil es halt auch in diesem Kapitel 
drinnen steht, noch geschwind einmal die Ziffern 
angeschaut, meine Damen und Herren. Im Jahre 
1978, das können Sie nachlesen, haben wir 35.000 
Schilling für Entwicklungshilfe im Budget gehabt. 
Im Jahre 1979 27.000 Schilling und im Jahre 1980 
s tehen 50.000 Schilling im Budget, fürwahr, auch 
ke in Riesenbetrag, aber im Verhältnis zu 27.000 
Schilling im Vorjahr doch e twas mehr. Ich nehme 
an, Sie wissen, daß das auf eine Initiative des 
Herrn Landeshauptmannstellvertreters Sebastian er­
folgt ist, der in Verhandlungen mit dem Außen­
ministerium und mit der Landesregierung nun hier 
für die Ausbildung in der deutschen Sprache afrika­
nische Lehrer aus Senegal herbringt. Man soll also 
nicht nur immer reden, sondern man soll auch 
selbst im kleinen Kreis nachdenken, wie man selbst 
Initiativen setzen kann. Nicht nur beim Rednerpult 
davon reden, daß mehr geschehen muß, daß mehr 
gemacht werden muß, aber es dann beim Reden 
bewenden lassen. Es ist auch interessant, daß eine 
der wenigen Städte, die eine besondere Entwicklung 
im Hinblick für die Entwicklungshilfe gesetzt hat, 
die Stadt Mürzzuschlag ist, die ebenfalls, bekannter­
weise einen sozialistischen Bürgermeister hat. Ich 
möchte daher das unterstreichen, was der Herr 
Abgeordnete Zinkanell gesagt hat. Wi r gestehen 
zu, daß es, durchaus weit über den Kreis der 
sozialistischen Partei h inaus, viele engagierte aktive 
Menschen gibt, die in der Sozialpolitik tätig sind. 
Darüber besteht gar ke ine Frage. Daß wir sozusagen 
ein bißchen stärker ver t re ten sind und manches 
mehr gemacht haben, das wird uns doch hoffentlich 
n iemand ernsthaft bestrei ten wollen. Wenn ich auf 
die Dinge eingehe, die wir in der Sozialhilfepolitik 
des Landes gemacht haben, und vor allem mit dem 
Budget auch machen können, so kann ich feststellen, 
daß hier zweifelsohne eine beachtliche Entwicklung 
im Hinblick auf die finanziellen Leistungen gegeben 
ist. Im Landesbudget 1970 sind im ordentlichen 
Haushalt für Fürsorge und Jugeiidwohlfahrt 227 Mil­
lionen Schilling an Ausgaben vorgesehen gewesen. 
Im Landesbudget für 1980 stehen bekanntlicherweise 
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über 700 Millionen Schilling insgesamt zur Verfü­
gung. Es zeigt sich also, daß wir hier ohne Zweifel 
mehr tun können und auch durch die Behinderten­
hilfe, Blindenbeihilfe und alles, was es hier gibt, 
mehr tun. Es wurden dabei heute schon, vielleicht 
nicht Kritik, aber Zweifel aufgeworfen, ob das 
Geld wohl auch so richtig eingesetzt ist, daß es 
jene bekommen, die der Hilfe bedürfen. Ich glaube 
schon, daß wir eine so geordnete Verwaltung haben 
und so gute Gesetze haben, und auch eine entspre­
chende Beamtenschaft, daß wir sagen können, daß 
dieses Geld gewissenhaft verwaltet und gewissen­
haft ausgegeben wird. Wenn aber noch viel mehr 
getan werden soll und im Hinblick auf Aufklärung 
und Information hoffentlich auch noch mehr Men­
schen von den Hilfsmöglichkeiten erfahren, dann 
ist eines sicher, daß wir noch wesentlich mehr Geld 
zur Verfügung stellen müssen. Ich glaube, daß man 
sagen kann, daß das vorhandene Geld zweckmäßig 
richtig eingesetzt und verantwortungsbewußt ver­
waltet wird, im Sinne der vom Landtag beschlosse­
nen Gesetze und im Sinne der in der Landesregie­
rung festgelegten Verordnungen, daß aber bekannt­
lich noch ein großer Kreis von Menschen da ist, 
der eben weder von den Hilfsmöglichkeiten weiß, 
noch, auch zum Teil aus verschiedenen Gründen, 
gar nicht bereit ist, solche Hilfe in Anspruch zu 
nehmen. Noch etwas Grundsätzliches zur Frage des 
Geldes: Ich glaube sogar, mit mehr Geld allein ist 
es nicht getan, sondern wir müssen eine ganz 
spezifische Hilfe setzen, die auf die unterschied­
lichsten Ursachen der Not und der Umstände Bedacht 
nimmt, sie muß gleichzeitig sparsam und wirkungs­
voll sein, ich möchte fast sagen, sie muß für den 
Einzelfall maßgeschneidert sein. Nur dann werden 
wir einen optimalen Erfolg weiterhin erreichen 
können. Sicher ist es wichtig, daß durch ein Zusam­
menspiel von generellen und individuellen, auf den 
Einzelfall abgestimmten Hilfsmaßnahmen auch in 
der Zukunft der bestmögliche Erfolg im Hinblick 
auf die Bekämpfung der Armut erreicht werden 
kann. Es ist uns durch eine Vielzahl von Maßnah­
men auch sicherlich gelungen, das Netz der sozialen 
Sicherheit dichter zu gestalten, und die Zahl der 
Personen, die direkt auf unsere Hilfe angewiesen 
sind, ist auch in den letzten Jahren wiederum 
gesunken. 1970 haben wir noch 6200 dauerunter­
stützte Personen gehabt und in diesem Jahr waren 
es nur mehr 5200, weil immer mehr und mehr in 
das Gebäude der Sozialversicherung miteingebun­
den werden und damit aus unserem Verantwor-
tungs- und Finanzierungsbereich herauskommen. 
Aber für die um 1000 weniger müssen wir wesent­
lich mehr aufwenden. 1970 haben wir für 6200 
Menschen insgesamt 50 Millionen Schilling ausge­
geben, 1979 haben wir für 5200 90 Millionen Schil­
ling bereitstellen müssen, um die entsprechenden 
Erfordernisse finanzieren zu können. Dazu kommt 
die entsprechende Steigerung bei den Sozialhilfe-
riehtsätzen, die in den letzten Jahren beziehungs­
weise in diesem Jahrzehnt von 1970 bis 1980 um 160 
Prozent angehoben wurden. Wie wohl ich weiß, daß 
diese Richtsätze an sich auch ein eigenes Kapitel sind, 
weil ja der jeweils zuständige Verbandsausschuß 
der Sozialhilfe und die zuständigen Behörden die 
Richtsätze nach oben oder nach unten variieren, wie 
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es eben ihnen im Einzelfall zweckmäßig erscheint 
und wie sie es für richtig empfinden. Insgesamt 
kann man aber sagen, daß unsere Beamten und 
Mitarbeiter im Bereich der Sozialhilfe und Jugend­
wohlfahrt in ihrer großen Zahl eine verantwortungs­
bewußte und menschenfreundliche Arbeit leisten. 
Man könnte interessanterweise an Hand von Tat­
sachen feststellen, je höher und je näher der Be-

- amte der Landesregierung ist, um so flexibler, 
einsatzbereiter und engagierter ist er. Das ist ein 
Faktum, das sich an Hand von vielen Dingen 
nachweisen läßt und das hier die Dinge doch rascher 
verfolgt und schneller behandelt werden. Der Herr 
Abgeordnete Schilcher hat in diesem Zusammenhang 
auf die Zeitungen und die Sozialbürokratie hinge­
wiesen und hat gemeint, daß er aus dem Bericht 
über die Armut in der Steiermark ein sehr bedrük-
kendes Gefühl empfunden hat. Dieses Gefühl habe 
ich genau so empfunden und empfinde es auch 
weiterhin. Aber es ist eben nicht so einfach, ein 
solches Problem, das bei seiner Bewältigung 
weitaus mehr finanzielle Mittel erfordert, als wir 
derzeit einzusetzen bereit sind, verhältnismäßig 
rasch zu lösen. Die Zeitungen machen es auf eine 
ihnen eigene Art. Sie greifen einzelne Fälle heraus. 
Diese Fälle werden dann von der Öffentlichkeit 
wahrgenommen und durch Sammelaktionen werden 
dann in solchen Einzelfällen oft große Geldmittel 
zur Verfügung gestellt. Es ist zweifelsohne ein 
Verdienst der Zeitungen, daß solche Aktionen er­
folgen. Aber, ich muß dazu sagen, das sind einige 
Dutzend Fälle im Jahr. Tausende Fälle müssen wir 
von der Verwaltung aus behandeln, lösen und einer 
Erledigung zuführen. Darüber wird eigentlich wenig 
berichtet, das wird kaum zur Kenntnis genommen. 
Im Hinblick auf die Sozialbürokratie hat der Herr 
Abgeordnete Schilcher ein ganz konkretes Beispiel 
gebracht. Er ist, glaube ich, jetzt nicht im Saal, ich 
darf das aber trotzdem sagen, der letzte Bericht in 
diesem Zusammenhang, den ich vom Herrn Hofrat 
Schindelka erhalten habe, hat gelautet: Zufolge 
eines rechtskräftigen Gerichtsbeschlusses wurden 
die Kinder abgenommen. Da möchte ich nur anmer­
ken, ich stelle ihm gern diesen Akt zur Verfügung, 
so, wie es manchmal in den Zeitungen dargestellt 
wird, ist es natürlich auch nicht immer. Es gibt 
schon darüber hinaus oft noch Dinge, die besonders 
schwierig sind. Die Frau Abgeordnete Jamnegg hat 
die Frage der Sozialstationen aufgeworfen, daß wir 
uns darüber einmal Gedanken machen sollten. Diese 
Frage der Sozialstationen wird ja schon in ver­
schiedenen Gremien seit Jahren diskutiert und ist 
auch in der Studie, die das Sozialministerium vor 
wenigen Monaten veröffentlicht hat, wo die ver^ 
schiedensten Arbeitskreise sich mit dem Problem 
der Sozialpolitik befaßt und beschäftigt haben, ver­
ankert. Ich weiß, sie bringen diese Sache auch aus 
einem Raum von außerhalb Österreichs, wo sie sich 
ganz besonders bewährt hat. Nur möchte ich dazu 
folgendes sagen: Grundsätzlich ja, aber primär 
werden diese Sozialstationen auch eine Frage des 
Geldes sein, meine Damen und Herren, Denn die 
werden Sie mit freiwilligen Mitarbeitern rund um 
die Uhr nicht betreiben können, und da frage ich: 
Wir sind bisher nicht einmal bereit, da muß ich 
eine Anklage an den Personalreferenten der Landes­

regierung erheben, der jetzt nicht dasitzt, mehr Für­
sorgerinnen einzustellen, um- kleinere Sprengel zu 
erhalten und um eine intensive Bearbeitung zu 
ermöglichen. Wir haben bei uns in der Steiermark 
mit Ausnahme der Landeshauptstadt Graz noch 
keinen .solchen Personalstand, daß wir den inter­
nationalen Normen entsprechen würden. (Abg. Koll­
mann: „Wird vom Kollegen Hammerl abgelehnt!") 
Ich darf daran erinnern, daß die sozialistische Land­
tagsfraktion im Juni dieses Jahres einen Initiativ­
antrag eingebracht hat, wonach zusätzlich für jeden 
Bezirk eine weitere Fürsorgerin eingestellt werden 
soll. Der Initiativantrag wurde bisher nicht behan­
delt, und ich kann daraus erkennen, daß er damit 
auch zumindest bis dato noch keiner Erledigung 
zugeführt wurde. Ich hoffe, daß die Diskussion im 
Hohen Haus dazu beiträgt, daß wir diesen Initiativ­
antrag bald zu einer positiven Erledigung bringen 
können. (Abg. Jamnegg: „Das war etwas anders 
gemeint. Vielleicht können wir das im persönlichen 
Gespräch aussprechen!") 

Ein weiteres Problem ist ohne Zweifel immer 
wieder der direkte Kontakt. Ich habe ja eine Telefon­
sprechstunde eingeführt und bei den bisherigen 
Stunden, es ist nicht bei einer Stunde geblieben, 
habe ich schon einiges an Erfahrungen sammeln 
können, und es zeigt sich dabei, daß wir ein sehr 
differenziertes Anbot unserer Leistungen haben. Je 
näher einer der Landeshauptstadt ist, um so eher 
kommt er zu gewissen sozialen Leistungen, und je 
weiter einer weg ist, um so schwieriger kommt er 
zu solchen Leistungen. Das ist sicherlich nicht rich­
tig, das hängt aber mit einem bestimmten Infor­
mationsgefälle und vielen anderen Dingen zusam­
men, und daher habe ich mit dieser Telefonsprech­
stunde nun den Versuch unternommen, diese Bar­
riere zu überbrücken und hier ein Anbot zu geben, 
damit Bedürftige rascher, auch außerhalb der Lan­
deshauptstadt, zu' Hilfeleistungen kommen. Ich kann 
das an einer Vielzahl von Beispielen, von den etwa 
147 Anrufern bisher, auch nachweisen. Ich möchte 
aber auch gerne bei der Gelegenheit darauf hin­
weisen, daß wir große Bemühungen unternommen 
haben, um im Rahmen des Sozialhilfegesetzes jene 
Einrichtung, die wir zuerst gehabt haben, als Wohn-
raumbesehaffung nur für kinderreiche Familien, als 
Wohnraumbeschaffung für. Notstandsf alle weiterzu­
führen. Es ist doch für mich eine eindrucksvolle 
Ziffer, wenn ich feststellen kann, daß wir in diesem 
letzten Jahrzehnt von 1970 bis 1979 1200 Familien 
mit 7300 Kindern mit einem Aufwand von 153 Mil­
lionen Schilling gut wohnversorgt haben, das heißt, 
nahezu in jedem einzelnen dieser 1200 Fälle wurde 
ein Eigenheim angekauft und der kinderreichen 
Familie dieses Eigenheim übertragen. 

Ich anerkenne die Leistungen der Sozialhilfever­
bände der Bezirke in diesem Zusammenhang, die 
25 Prozent zu diesem Aufwand beitragen, mit Aus­
nahme der Landeshauptstadt Graz, die sich an die­
ser Aktion noch nie beteiligt hat und auch nicht in 
dem damals sehr, sehr kritischen Sozialfall, der 
durch Presse,. Rundfunk und Fernsehen gegangen 
ist. Und wo ich vom Finanz-AüggrhnR rtec TgpH. 
tages ausdrücklich beauftragt wurde, mit der Lan­
deshauptstadt Graz, mit den Bürgermeistern zu 
verhandeln,, um diese Beitragsleistung für diesen 
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einen Fall in zehn Jahren zu erwirken, was mir 
leider — zumindest auch bisher — nicht gelungen 
ist. So zeigt sich immer wieder, daß wir eine Fülle 
von traditionellen Aufgaben mit aller Vielfalt und 
mit aller Problematik zu erfüllen haben; in der 
Sozialhilfe für die Alten und für die Bedürftigen, 
in der Behindertenhilfe für die Behinderten, der Bau 
unserer Landesaltenpflegeheime. Und ich bin glück­
lich, sagen zu können, daß in diesem Monat das 
neu errichtete Landesaltenpflegeheim in Mautern 
mit 155 Betten bezogen werden kann und daß wir 
nach Fertigstellung des Ergänzungstraktes im näch­
sten J ahr ein neues Haus mit 210 Betten zur Ver­
fügung haben. Damit können wir ein Zehn-Jahres-
Programm der Landesaltenpflegeheime abschließen. 
Dazugerechnet die Fertigstellung des Landesalten­
pflegeheimes Radkersburg. Mit diesem Zehn-Jahres-
Programm haben wir ohne Zweifel den Wandel von 
den alten Siechenheimen zu modernen Pflegehei­
men vollzogen und das Land Steiermark wird nach 
Fertigstellung aller dieser Baumaßnahmen über tau­
send hochqualifizierte Pflegebetten verfügen. Inner­
halb dieses Jahrzehntes wurden für diese Maß­
nahmen 267 Millionen Schilling aufgewandt. Ich 
glaube, dies ist auch ein eindrucksvoller Beweis 
dafür, daß wir uns gerade der pflegebedürftigen 
Menschen im besonderen Maß angenommen haben. 
Wenn wir noch die Kapazitäten der privaten Heime 
und der Bezirksaltenheime dazurechnen, werden wir 
im nächsten Jahr über insgesamt 2400 Pflegebetten 
verfügen. Trotzdem muß ich sagen, daß im Hinblick 
auf die Aufnahme in die Landesaltenpflegeheime 
immer eine sehr sehr lange Liste besteht und daß 
monatelange Wartezei ten in Kauf genommen wer­
den müssen, so daß es nahezu unmöglich ist, rasche 
Einweisungen durchzuführen, weil der Druck auf 
die Pflegeheime und auf die Betten in unseren 
Pflegeheimen eben einfach so groß ist und eigent­
lich ständig wächst und außerordentlich schwer zu 
bewältigen ist. 

In der Jugendwohlfahrt haben wir auch in diesem 
Jahr unsere Aufgaben im wesentlichen erfüllt und 
wurden besonders ausgezeichnet durch den Herrn 
Bundespräsidenten, der den Neubau im Landesju­
gendheim Rosenhof mit den Schulräumen und mit 
dem Sport- und Gemeinschaftssaal eröffnet hat. Ich 
darf darauf verweisen, daß ich immer den Stand­
punkt ver t re ten habe und ihn auch immer wieder 
ver t re ten werde, daß wir die freie Wohlfahrt in 
allen Bereichen brauchen und daß ich die Organisa­
t ionen der freien Wohlfahrtspflege immer nach den 
vorhandenen Möglichkeiten im Landesbudget unter­
stützt habe. So war es mir in der Zeit von 1970 bis 
1979 möglich, 80 Millionen Schilling an Landesmit­
teln den pr ivaten Organisationen der freien Wohl­
fahrtshilfe zuzuweisen. 

Darunter wurden große Geldmittel für den Auf­
bau des steirischen Altenhilfswerkes zur Verfü­
gung gestellt, für die Errichtung der Werkshal le im 
Odilienblindeninstitut, für die Errichtung des Wohn­
heimes und der Werks tä t ten der Lebenshilfe in 
Söding, für das Maria-Matzner-Pensionistenheim der 
Volkshilfe in Graz, für das Pensionistenheim des 
österreichischen Wohlfahrtsdienstes, für das Erho­
lungsheim des Kriegsopferverbandes Schloß Som-
merau und vieles andere. Ich wehre mich daher 

dagegen, wenn der Herr Abgeordnete Maitz meint, 
an Hand eines Beispiels, des Hirtenklosters in Graz, 
sozusagen zu demonstrieren, daß das zuständige 
Mitglied der Landesregierung, in diesem Fall ich, 
scheinbar nicht bereit ist, eine Aktivität einer priva­
ten Wohlfahrts- und Behindertenorganisation zu un­
terstützen. Ich verweise nochmals darauf, daß ich 
Herrn Dr. Gobiet seinerzeit das Morre-Schlößl zur 
Verfügung gestellt habe, obwohl wir es für andere 
Zwecke erworben hatten und ihm niemand ande­
rer ein Haus zur Verfügung gestellt hat. Ich ver­
weise darauf, daß wir Millionen investiert haben, 
um dieses Haus den Wünschen des Vereins ent­
sprechend umzubauen und einzurichten. Der Herr 
Dr. Gobiet ha t dann die Verhandlungen geführt und 
hat eine große neue Einrichtung in Angriff genom­
men. .Sie haben mich zitiert, ich habe nur Zweifel 
daran gehabt, ob er mit seiner Organisation in der 
Lage sein r wird, eine so große Einrichtung zu 
bewältigen. Für Sie ist bereits der Beweis erbracht, 
daß er in der Lage ist, für mich noch nicht, aber ich 
wünsche es ihm (Abg. Dr. Schlichen „Nicht nur 
wünschen, helfen, Herr Landesratl"), und ich werde 
ihm bestimmt auch keinerlei Schwierigkeiten ma­
chen und ich werde ihn dabei, soweit es mir im 
Rahmen der Gesetze und ihm Rahmen meiner finan­
ziellen Mittel möglich ist, unterstützen, aber ich 
möchte mich hier nicht verbreitern. Wir sind in 
intensiven Verhandlungen. Ich würde Ihnen emp­
fehlen, lassen Sie sich über den letzten Stand der 
Dinge informieren. (Abg. Dr. Maitz: „Ich habe mich 
gestern informieren lassen!") Dann wurden Sie 
nicht voll informiert, oder Sie wollen nicht Ihre volle 
Information weitergeben, ich weiß es nicht. Jeden­
falls gibt es hier dauernde Verhandlungen und 
Gespräche, und es gibt ganz bestimmte Gründe, 
warum das und jenes so oder so schwierig, oder 
nicht möglich ist. Ich erkläre noch einmal, auch im 
Hinblick auf den neuen Tagsatz s tehen wir in 
Verhandlungen. Das Verhandlungsergebnis wird 
letzten Endes von mir der Landesregierung unter­
breitet werden. (Abg. Dr. Maitz: „Mit keiner Orga­
nisation so lange wie hier!") Gegenüber den Eltern 
und Kindern fühle ich mich voll verantwortlich, 
möchte ich ausdrücklich sagen. Ich bin ebenso im 
permanenten Kontakt mit dem Elternverein, und 
habe den Elternverein finanziell unterstützt. Ich 
nehme ständig alle Wünsche und Beschwerden im 
Hinblick auf die Vorgänge in dieser Einrichtung 
entgegen, auch das gibt es. 

Wenn Sie sagen, es ist Wiener Neustadt nicht 
ausgelastet, das ist verständlich, weil wir jetzt in 
Graz eine Einrichtung haben. Mit der Waldschule 
Wiener Neustadt, die eine hervorragende Einrich­
tung ist, sind wir seit 20 Jahren vertraglich gebun­
den. In diese Waldschule Wiener Neustadt haben 
wir viel Geld investiert und ich sehe daher nicht 
ein, warum wir diese Plätze dort nicht ausnützen 
sollen. Ihr Argument, daß die Steirer l ieber nach 
Graz als nach Wiener Neustadt fahren, hat auch 
nur bedingt Gültigkeit, denn das können Sie mir 
nicht erzählen, daß der aus dem Mürztal oder von 
Mürzzuschlag näher nach Graz hat, als nach Wiener 
Neustadt. Ich würde sagen, beide ' Einrichtungen 
werden ausgelastet sein. (Abg. Dr. Maitz: „Aber 
dann bitte auch beide fördern; durch Bauzuschüsse!") 
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Es k ann sich nur um vorübergehende Lücken han­
deln und ich bin selbstverständlich grundsätzlich 
bereit, im Rahmen meiner Möglichkeiten mitzuwir­
ken und zu fördern, das möchte ich ausdrücklich 
sagen. Selbstverständlich sichere ich Ihnen mit 
Ihrem Resolutionsantrag für das Budget 1981 eine 
wohlwollende Behandlung zu. (Abg. Dr. Maitz: „Darf 
ich das so verstehen, daß Sie nächstes J ah r e ine 
Subvention aus Ihrer Verantwortung heraus bean­
tragen werden?") Ich würde mich doch nicht ge­
trauen, als Mitglied der Landesregierung eine ge­
meinsam beschlossene Empfehlung der Abgeord­
neten nicht gebührend zu berücksichtigen, aber was 
dabei herauskommt, das werden erst die Budget­
verhandlungen für das J ah r 1981 zeigen, und ich 
hoffe, daß einiges möglich ist. Sicher wird es nicht 
so sein, Herr Abgeordneter, daß man Träume er­
füllen kann. Das ist in einem Sozialbudget des 
Landes nicht möglich. Wir müssen hier mit kleinen 
Beträgen versuchen, größere Leistungen zu erbrin­
gen und wir haben es an einer Reihe von Beispielen 
in Zusammenarbeit — private Organisationen und 
Soziälreferent — unter Beweis gestellt, Lebenshilfe 
Söding, Odilienblindeninstitut, wie es möglich ist, 
mit relativ k leinen Beträgen eine große Leistung zu 
erzielen, aber dazu gehört Verhandlungsbereit­
schaft, dazu gehört gemeinsame Beratung, dazu 
gehört gemeinsames Eintreten und das war halt bei 
dieser und j ener Organisation s tärker vorhanden 
und bei der anderen ist es halt oft überhaupt nicht 
vorhanden. Daher kann ich nur sagen, nu r durch 
Zusammenarbeit werden wir insgesamt e twas errei­
chen, insgesamt unsere Aufgabe erfüllen können, 
jenen Menschen die uns im Bereich der Sozialhilfe, 
der Behindertenhilfe anvertraut sind, auch in den 
künftigen J ah ren das Los zu erleichtern und das 
Leben leichter zu machen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter Präsident Gross: Wir kommen nunmehr 
zum zweiten Teil der Gruppe 4 „Wohnbauförde­
rung" Zum Wor t gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Präsident Feldgrill. 

Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Feldgrill: Herr Präsident, Hoher Landtag! 
Das dreißigjährige Bestehen des Landeswohnbau-

förderungsfonds 1949 gibt Gelegenheit zu einer 
Bilanz und kurzen Rückschau. Vor dreißig Jahren 
war das vordringlichste Problem für den Steier-
märkischen Landtag und die Landesregierung, dafür 
zu sorgen, daß die Menschen genug zu essen und 
das Notwendigste zum Anziehen hatten. Darüber 
hinaus brauchte jeder eine Dach über dem Kopf. 
Der ungeheure Fleiß, die Tüchtigkeit und das bei­
spielhafte Zusammenstehen aller Österreicher hat 
uns in der Welt den bewunderten Wiederaufstieg 
Österreichs nach den Zerstörungen des Krieges er­
möglicht. Im Jahre 1949 waren es Landeshaupt­
mann Josef Krainer und Landesrat Ferdinand 
Prirsch, die mit ihren Kollegen in der Steiermär-
kischen Landesregierung und im Steiermärkischen 
Landtag die Landeswohnbauförderung 1949 be-
schlossen haben. : 

Mit diesem weitblickenden Gesetz konnte man 
der drückenden und heute gar nicht mehr vorstell­
baren Wohnungsnot begegnen und Abhilfe schaf-
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fen. In den Städten und größeren Ballungszentren 
wurden vornehmlich Geschoßbauten errichtet und 
als Miet- und Eigentumswohnungen vergeben. In 
den kleineren Gemeinden und am flachen Lande 
wurden Siedlungshäuser und Eigenheime gebaut. 

Diese ungeheure Anstrengung auf dem Wohnbau­
sektor führte zum doppelten Erfolg; 

1. wurde dadurch erreicht, daß die qualitative und 
quantitative Wohnungsnot, zum größten Teil be­
hoben werden konnte, und 

2. wurde erreicht, daß die Bauwirtschaft eine Schlüsr-
selwirtschaft in Österreich, mit ihrem Bau- und 
Zulieferungsgewerbe geholfen hat, die österrei­
chische Wirtschaft aufwärts zu führen und damit 
stabilisierend auf den Arbeitsmarkt und bei der 
Ärbeitsplatzsicherung gewirkt hat. 

Es erhebt sich nun die Frage, ob genügend ge­
schieht, um dem Wunsch der Bevölkerung nach­
zukommen, nämlich jenem Wunsch, der geäußert 
wurde in einer Umfrage, die die Steiermärkische 
Landesregierung vergeben hat und in der sich 
81 Prozent aller Steirer dazu bekannt haben, daß 
sie ein Eigenheim bewohnen möchten. Genügt es, 
daß wir keine Hochhäuser mehr bauen? Wohn­
blöcke mit acht Geschossen sind zwar keine Hoch­
häuser, es sind aber sicher auch keine Eigenheime. 

Wir müssen uns die ernste Frage stellen, ob wir 
nicht am Bedarf vorbeibauen. 

Was wurde bisher gemacht? Insgesamt wurden 
62.954 Wohnungen in Eigenheimen in der Steier­
mark seit 1949 gefördert. Dafür wurden rund 
2,9 Milliarden Schilling Direktdarlehen und Annui­
täten und 3,9 Milliarden Schilling Zinsenzuschüsse 
gewährt. Im Geschoßbau wurden gefördert: 83.225 
Wohnungen mit 15,5 Milliarden Schilling an Direkt­
darlehen und Annuitätenzuschüssen für Kapital­
marktdarlehen in der Höhe von 5,626 Milliarden 
Schilling. 

Das ergibt ein Verhältnis von 43 Prozent Woh­
nungen in Eigenheimen zu 57 Prozent Geschoß­
bauwohnungen; bei der Förderungshöhe ist es viel 
krasser, hier lautet das Verhältnis Eigenheimbau 
zu Geschoßbau 24 Prozent zu 76 Prozent. 

Diese wenigen Zahlen zeigen deutlich, daß zwar 
Enormes auf dem Wohnbausektor geschehen ist, 
sie zeigen aber auch, daß sich die Förderungstätig­
keit nicht unbedingt am Wunsch der Bevölkerung, 
die wie erwähnt, zu 81 Prozent das Eigenheim als 
bevorzugte Wohnform nennt, orientiert. 

Vergleiche mit anderen Bundesländern zeigen, 
daß die Steiermark zwar nach fertiggestellten Wohn­
einheiten pro Kopf der Bevölkerung als auch nach 
der Höhe der vergebenen Wohnbauförderungsmit-
tel an der Spitze aller österreichischen Bundeslän­
der steht (Beifall bei der ÖVP), daß aber die Höhe 
der Förderungssätze für Eigenheimbauer mit dem 
Geschoßbau nicht Schritt gehalten hat. Die durch­
schnittliche Förderung beträgt derzeit zirka 200.000 
Schilling j e Eigenheim in der Steiermark. Das sind 
15 bis 20 Prozent der Gesamtbaukosten. 

Zum Vergleich einige andere Bundesländer: 

In Burgenland erhält jeder Förderungswerber 
200.000 Schilling Direktdarlehen ohne Wartezeit . 
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In Salzburg erhält eine vierköpfige Familie der­
zeit 235.000 Schilling Direktdarlehen. 

In Tirol kann eine solche Familie bis zu 273.000 
Schilling Direktdarlehen bekommen. 

In Kärnten kann eine Jungfamilie ein Direktdar­
lehen in der Höhe von 400.000 Schilling bekom­
men. (Abg. Brandl: „Die sind weit voraus!") 

In allen diesen Bundesländern können die För­
derungswerber die Förderung nach dem Wohnbau-
förderungsgesetz 1968 in Anspruch nehmen, wenn 
das Bauvorhaben den Bestimmungen dieses Ge­
setzes entspricht. In der Steiermark ist dies, wie 
erwähnt, nur bei Familien mit mindestens drei 
Kindern vorgesehen, das sind e twa ein Fünftel aller 
Eigenheimförderungswerber. (Abg. Schrammel: „So­
zialer Wohnbau!") Es ist auch nicht zu übersehen, 
daß ein Direktdarlehen mit 0,5 Prozent Verzinsung 
und einer Laufzeit von 47,5 Jahren ungleich gün­
stiger ist, als ein Zinsenzuschuß für ein gleich 
hohes Kapitalmarktdarlehen mit einer Laufzeit von 
15 Jahren. Hier verhält sich das Verhältnis so wie 
eins zu fünf in der jährlichen Belastung zuungun­
sten des Zinsenzuschusses. 

Wenn die Eigenheimförderung wieder zu einer 
spürbareren Hilfe werden soll, müßte daher für 
einen größeren Teil der Förderungswerber als es 
bisher der Fall war, die Möglichkeit der Gewähr 
rung von Direktdarlehen bestehen, das sollte vor 
allem für Jungfamilien bzw. Familien mit Kindern 
der Fall sein. (Allgemeiner Beifall.) 

Mehr Mittel für den Eigenheimbau können aber 
mangels an zur Verfügung stehenden Förderungs­
mitteln nur durch Umschichtungen beschafft wer­
den. Wenn man die Eigenheimförderung und den 
so überzeugend geäußerten Wunsch der Bevölke­
rung ernst nimmt, müßte man die Mittel für die 
Eigenheimförderung erhöhen. (Beifall bei der ÖVP. 
— Abg. Marczik: „Richtig!") 

Nicht zu übersehen ist in diesem Zusammenhäng 
natürlich die Raumordnungsproblematik. Die För­
derungsmittel sind nicht beliebig vermehrbar, das 
Angebot an verbaubarem Grund und Boden schon 
gar nicht. 

Hier bietet die Wohnbauförderung einen guten 
Kompromiß an, und zwar den verdichteten Flach­
bau nach der sogenannten zu wenig bekannten Va­
riante II. Nämlich für jene Eigenheim- und Häusel­
bauer, die selbst Hand an legen ' wollen, die ihr 
Haus, wie es bisher üblich war, selbst bauen möch­
ten und keine betreuende Wohnbauvereinigung wün­
schen, besteht mit dieser Variante eine ausgezeich­
nete Förderungsmöglichkeit. Hier müssen zehn Häu­
ser gemeinsam auf je höchstens 800 Quadratmeter 
großen Grundstücken errichtet werden. Bei Gemein­
den mit geringer Bautätigkeit oder bei Verbauung 
von Baulücken ist anstelle der sonst geforderten 
zehn Häuser nur die Errichtung von fünf Häusern 
notwendig. Die Förderung besteht hier in einem 
Fixsatz wie bei der sonstigen Eigenheimförderung, 
zusätzlich wird jedoch ein weiterer Fixsatz von 
250.000 Schilling je Haus gewährt. Die Summe 
dieser Beträge wird immer als Direktdarlehen ge­
währt. Dies bedeutet, daß zum Beispiel eine Jung­
familie in so einem verdichteten Flachbau der Va­
riante II ein Direktdarlehen nach dem Wohnbau-
förderungsgesetz 1968 in der Höhe von 430.000 

Schilling bekommen kann, wogegen eine Jung­
familie in der normalen Eigenheimförderung der­
zeit, wenn sie nur zwei Kinder hat, nur einen 
Zinsenzuschuß für ein Kapitalmarktdarlehen von 
180.000 Schilling auf 15 Jahre gewährt bekommen 
kann. 

Der verdichtete Flachbau Variante II könnte da­
her zu einer echten Hilfe für den Häuselbauer wer­
den, überd ies könnte gerade die geschilderte Va­
riante II auch eine wirksame Unterstützung der 
Raumordnungsbestrebungen sein. Ein verdichteter 
Flachbau wird nämlich nicht überall möglich sein. 

Für den städtischen Bereich und größere Bal­
lungszentren wird man weiterhin, schon aus Man­
gel an Baugrund, den Geschoßbau fördern müssen. 
Gleichzeitig und in weit größerem Maße als bisher 
müßte man aber die Erhaltung, Sanierung und Ver­
besserung der Althäuser in Angriff nehmen. Das 
Altstadterhaltungsgesetz darf nicht eine Stadterwei­
terung bringen, indem auf die Peripherie ausge­
wichen wird, sondern soll den Altstadtkern beleben, 
und wieder bewohnbarer machen. 

Ich möchte abschließend daher nochmals mit 
Nachdruck die Forderung nach einer Verbesserung 
der Eigenheimförderung erheben. Das oberste Ziel 
der Wohnbauförderungspolitik muß die Berücksich­
tigung des Bedarfes der Bevölkerung und die Schaf­
fung familiengerechter Wohnmöglichkeiten sein. 
Diesen Forderungen wird das Eigenheim am ehe­
sten gerecht. Ich danke Ihnen. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Ab­
geordnete Loidl. 

Ich erteile es ihm. 

Abg. Loidl: Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! 

Wenn man die in den letzten Jahren im Rahmen 
der Budgetdebatten gemachten Ausführungen und 
auch die heutigen zum Kapitel Wohnbau nachliest, 
kann man feststellen, daß es weder in der Wür­
digung der erbrachten Leistungen, noch in den 
Hinweisen auf bedenkliche Entwicklungen und be­
achtliche Mängel wesentliche Auffassungsunter­
schiede gibt. Daran dürfte sich im grundsätzlichen 
nichts geändert haben. Wir können auch diesmal 
wieder — und das hat Herr Präsident Feldgrill 
schon getan — auf ein Jahr zurückblicken, in dem 
viel Positives am Wohnbausektor geleistet wurde. 
Was das andere, das Negative, betrifft, meine Da­
men und Herren, habe ich allerdings das Gefühl, 
daß wir gewissermaßen ein wenig auf der Stelle 
treten, uns vielleicht in einer Sackgasse befinden, 
aus der wir nicht so leicht herausfinden. 

Ich meine zuerst einmal die Tatsache, daß wir 
das Finanzierungssystem, welches wir ursprünglich 
gemeinsam geschaffen und auch vertreten haben, 
nicht mehr allzulange in der Form aufrecht erhal­
ten können, wenn wir verhindern wollen, daß die 
Wohnbautätigkeit , welche ja die Voraussetzung ist, 
die Menschen mit Wohnungen zu versorgen, in 
einem unvertretbaren Ausmaß eingeschränkt wird. 

Meine Damen und Herren, wenn man den Vor­
anschlag oberflächlich ansieht, schaut es zunächst 
gar nicht so schlecht aus. Wir bekamen im vorigen 
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Jahr aufgrund des vereinbarten Verteilungsschlüs­
sels vom Bund rund 1 Milliarde 600 Millionen 
Schilling, wir bekommen für 1980 1 Milliarde und 
643 Millionen Schilling. Dazu kommen Tilgungen 
und Rückflüsse in der Höhe von insgesamt 240 Mil­
lionen Schilling, so daß wir nahezu 1,9 Milliarden 
Schilling für die Wohnbauförderung zur Verfügung 
haben werden. 

Könnte dieser Betrag zur Gänze bauwirksam wer­
den, wäre einerseits die Beschäftigung der Wohn­
bauwirtschaft weitgehend gesichert, und das wol­
len wir ja, und könnte andererseits vor allem der, 
quantitative und qualitative Wohnungsfehlbestand 
entsprechend rascher beseitigt werden. -

Aber, meine Damen und Herren, nicht Weniger 
als ein Viertel muß bereits aus diesem Wohnbau­
topf für alle subjektfördernden Maßnahmen, welche 
wir uns übrigens auch nicht wegdenken können, 
entnommen werden, und folglich wird die Wohn­
bautätigkeit in diesem Ausmaß eingeschränkt. Das 
ist das Problem, und daraus ergibt sich die Frage, 
was tun. 

Verschärft wird die Situation noch dadurch, daß 
das Bauen spürbar teurer wird, dies, obwohl sich 
der Preisindex' für den Wohnbau in den letzten 
Jahren durchaus in sehr bescheidenen Grenzen ge­
halten hat. Ursache ist nicht zuletzt die bessere 
Qualität, die wir wollen, erhöhter Lärm- und Schall­
schutz, Verzicht auf Hochhäuser, das, alles kostet 
Geld, und anderes mehr. ' 

Meine Damen und Herren, wir können es dre­
hen und wenden wie wir wollen, diesem Problem 
ist nur beizukömmen, wenn der Wohnbaufonds von 
den weiter und weiter steigenden Mitteln für die 
Subjektförderungsmaßnahmen befreit oder zumin­
dest entlastet wird. , 

Ein Vorschlag wurde ja schon oft gemacht, ich 
habe ihn, glaube ich, schon vor drei Jahren das 
erste Mal gemacht, er findet nach und nach mehr 
Befürworter, nämlich die 30 Schilling Wohnungs-, 
beihilfe -(Abg. Ing. Turek: „Wieder ein neuer Er­
finder — jetzt hat er das erfunden!") — mit Aus-
nähme von wirklich bedürftigen Personen.^- dem 
Wohnbauförderungsfonds zuzuführen. Kollege Tu­
rek, du kannst nachlesen im Protokoll, ich bin 
damals auch von meinen eigenen Freunden ein 
bißchen beschimpft worden. Mittlerweile ist doch 
die Einsicht gekommen. Beim Herrn Landeshaupt­
mann übrigens auch voriges Jahr und heuer bei 
der Freiheitlichen Partei. (Abg. Ing. Turek: „Ach 
so, also haben sich deine Freunde in ihrer Mei­
nung auch geändert!" — Abg. Brandl: „Ein Esel 
ist, wer seine Meinung nicht ändert!") 

Vielleicht, meine Damen und Herren, wäre auch 
das Verlangen gar nicht so abwegig, nämlich die 
Banken und Sparkassen zu zwingen, welche gewiß 
nicht notleidend sind, zwingend zu verlangen, we­
nigstens einen Bruchteil jener unzähligen Milliar­
den, welche nicht zuletzt auch die sogenannten 
kleinen Leute gespart haben, und die auf den Ban­
ken liegen, zu Selbstkosten und ohne Zinseh-
gewinne, für den Wohnungsbau zur Verfügung zu 
stellen, (Abg. Dr. Heidinger: „Wie stellst du dir 
das vor?") Wir wissen, welche positiven Auswir­
kungen eine Verbilligung der .Wohnbaukredite um 

zwei bis drei Prozent bereits hätte. (Abg. Dr. Hei­
dinger: „Dann leben wir alle nur mehr von Defi­
ziten!" — Abg. Ing. Turek: „Die Sparkasse könnte 
das Opernhaus richten lassen!" — Abg. Dr. Hei­
dinger: „Das war einmal!" — Abg. Hammerl: „Jetzt 
richtet das Land die Sparkasse her!" — Abg. Dok­
tor Heidinger: „Diskutieren kann man über alles, 
Herr Kollege!") 

Meine Damen und Herren, es nützt ja nichts, 
hier zu jammern, daß es nicht so weitergeht, man 
muß ja auch den Mut haben, bestimmte Vorschläge 
zu machen oder zumindest darüber zu diskutieren. 
Und das ist ein, Vorschlag, den man zumindest dis­
kutieren kann, natürlich mit den Sparkassendirek­
toren in erster Linie. > 

Ein weiterer Gedanke in dieser Richtung wäre 
— auch nicht populär, was ich jetzt sage —, bei 
der nächsten Lohn- und Einkommenssteuersenkung 
beziehungsweise Anpassung auf einen geringfügi­
gen Betrag zu verzichten, um dadurch den Wohn-
bauförderungsbeitrag etwas erhöhen zu können. 

Um nichts unversucht zu lassen, möchte ich bei 
dieser Gelegenheit außerdem die Abteilung 14 er­
suchen, einmal zu sehen und nachzurechnen, wie 
sich etwa eine Erhöhung des Förderungssatzes von 
bisher 60 Prozent auf 70 Prozent auf die spätere 
Subjektförderung, auf lange Sicht gesehen und 
auf Dauer gesehen, auswirken würde. Möglicher- ' 
weise wäre es ein —• wenn auch nicht sehr großer.— 
aber doch bescheidener Vorteil. Das ist eine Frage 
der langfristigen Hochrechnung. 

Ich persönlich glaube halt,, daß die Phase des 
Uberdenkens dieses gesamten Problems nicht ewig 
dauern kann, und irgend etwas — so oder so — 
entschieden werden muß. 

Meine Damen und Herren, die' zweite Frage, 
welche uns hier immer wieder beschäftigt hat — 
das ist die ebenso bedauerliche wie unleugbare 
Tatsache, daß sehr viele Wohnungswerber, Mieter 
und Eigentumswohnungsbesitzer ihren Wohnbaü-
vereinigungen mißtrauisch und häufig sogar feind-. 
selig gegenüberstehen. Das ist ein unhaltbarer Zu-, 
stand für alle Beteiligten. Für die Wohnbauver­
einigungen ebenso wie für die für die Wohnbau­
förderung in erster Linie Verantwortlichen, das 
sind die Landesregierung und der Wohnbauförde-
rungsbeirat. Und ich sage das, weil ich selbst ein 
Mitglied dieses Wohnbauförderungsbeirates bin, 
und ich empfinde das auf die Dauer untragbar. 
Zuerst, meine Damen und Herren, soll ganz aus­
drücklich gesagt werden, daß die erbrachten großen 
Leistungen der Wohnbauvereinigungen im allge­
meinen durchaus anzuerkennen und zu würdigen 
sind, und daß ihre Tätigkeit nach wie vor unent­
behrlich ist. Und schon deshalb müssen wir. dieser 
Angelegenheit auf den Grund gehen und versuchen, 
so weit es in unserer Macht: steht, jene übelstände 
zu beseitigen, die dieser guten Sache so sehr scha­
den. 

Aus Gesprächen mit Wohnungs Werbern öder Mie-
—fern kann man immer wieder entnehmen, daß 3ie 

bei der praktischen Abwicklung ihrer Wohnversor-
gung ein mehr oder weniger großes Maß an Ohn­
macht gegenüber der Genossenschaft oder Gesell-
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schaff empfinden. Sie sind de facto weder in der 
Lage, zu beurteilen, noch darauf Einfluß zu neh­
men, ob ihnen tatsächlich alle Vorteile der öffent­
lichen Wohnbauförderung sowie die der Gemein­
nützigkeit ihres Wohnbauträgers wirklich unge­
schmälert zugute kommen. Dieses Gefühl wird oft 
zu unbegründetem, tiefstem Mißtrauen gesteigert, 
wenn in nahezu regelmäßigen Abständen von den 
Zeitungen über skandalöse Zustände und schwerste 
finanzielle Schädigungen von Wohnungswerbern 
und Mietern, welche gewiß Einzelfälle darstellen, 
berichtet wird. Es muß da in erheblichem Ausmaß 
e twas nicht stimmen, meine Damen und Herren, 
wenn solche Wohnungswerber und Inhaber von 
öffentlich geförderten Wohnungen Aufklärung, Klar­
stellung oder ihr Recht durch Interessensgemein-
schaften, durch sogenannte Schutz- und Trutzbünd­
nisse — durch Vorsprache und Demonstrationen 
erkämpfen müssen. Da stimmt irgend etwas nicht, 
bis zur nächsten Wohnbaudebat te , das eine oder 

Die Verhinderung solcher Zustände — ich sage 
es nochmals — muß auch vor allem im Interesse 
jener Wohnbauvereinigungen liegen, deren Ange­
stellte und Funktionäre mit großem persönlichen 
Einsatz ihre wichtige Tätigkeit einwandfrei ver­
richten. 

Und schließlich sind, wie schon gesagt, jene, wel­
che die Förderungsbeträge aus Steuermitteln in 
Milliardenhöhe vergeben, nicht nur berechtigt, son­
dern nach meiner Meinung auch verpflichtet, hier 
e twas zu tun. 

Meine Damen und Herren, vor einem Jahr habe 
ich anläßlich einer ähnlichen Debatte eine An­
regung gemacht. Aus inzwischen gegebenem Anlaß 
haben nunmehr sozialistische Abgeordnete dieses 
Hauses einen Antrag vorgelegt. In diesem Antrag 
wird verlangt, daß im Rahmen des Kontrollamtes 
ein sehr qualifiziertes Spezialteam zusammenge­
stellt wird, zusätzlich zu den vorhandenen Beam­
ten, welches sich ausschließlieh der Kontrolle aller 
Wohnbauträger , welche Wohnbauförderungsmittel 
in Anspruch nehmen, widmet. Sehr wichtig scheint 
mir aber zu sein, daß dem gleichzeitig in diesem 
Antrag gestellten Begehren Rechnung getragen 
wird, daß solche erstellten Kontrollberichte nicht 
nur dem Kontrollausschuß und der Landesregie­
rung, sondern auch dem Wohnbauförderungsbeirat 
zur Kenntnis gebracht werden, damit — das soll 
ja der Sinn und Zweck sein — gegebenenfalls der 
Regierung Konsequenzen empfohlen werden könn­
ten. Die rasche, positive und heilsame Wirkung, 
welche derart ige Berichte in jüngster Zeit hatten, 
berechtigt zur Annahme, daß diese geforderte Ein-, 
richtung und Wirkung maßgeblich dazu beiträgt, 
Mißstände von vornherein nicht mehr aufkommen 
zu lassen. Es ist leider so, daß ganz besonders auf 
diesem Gebiet Einzelfälle sehr schnell und stark 
zur Verallgemeinerung führen. Um jene zu schüt­
zen, denen wir für ihre Arbeit auch danken müs­
sen, scheint mir das sehr wichtig. 

Ich darf hoffen, meine Damen und Herren, daß 
Sie diesem Ant rag zustimmen werden und daß er 
rasch verwirklicht wird. Vielleicht gelingt es uns 
bis zur nächsten Wohnbaudebat te das eine oder 
andere aufgezeigte Problem zu lösen. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Zum Wort ge­
meldet hat sich der Herr Abgeordnete Wimmler. 

Ich erteile es ihm. 

Abg. Wimmler: Herr Präsident! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! 

In der Sitzung des Landtages am 31. Juli 1978 
wurde in einer dringlichen Anfrage an Herrn Lan­
deshauptmann um Aufklärung über Unregelmäßig­
keiten bei der GWS, der Gemeinnützigen Woh­
nungsbau- und Siedlungsgenossenschaft, über Lei­
stungen von Beiträgen an den österreichischen 
Wirtschaftsbund und über andere Spenden ersucht. 
Es handelt sich um eine gemeinnützige Wohnbau­
gesellschaft, deren Gesellschafter die Handelskam­
mer, die Landwirtschaftskammer und das Bank­
haus Krentschker sind. Verständlich daher, daß bei 
der SPÖ hierüber große Aufregung geherrscht hat. 
Zur Ehre des Herrn Landeshauptmannes sei ge­
sagt, daß der Auftrag zur Überprüfung durch die 
Kontrollabteilung bereits am 27. April — also drei 
Monate vor der besagten Sitzung des Landtages — 
ergangen ist. Damit aber, meine Damen und Her­
ren, nicht ein nach einer Seite hin verzerrtes Bild 
erscheint, wurde der Kontrollabteilung im Sinne 
der Generalrede des Herrn Abgeordneten Piaty 
dann auch der Auftrag erteilt, die Gemeinnützige 
Wohnbaugesellschaft Neue Heimat zu überprüfen. 
Die Gesellschafter dieser Wohnbaugesellschaft sind 
die Gewerkschaft der Privatangestellten, die Wohn­
bauvereinigung der Privatangestell ten und die Sied­
lungsgenossenschaft Enristal. Kein Wunder, daß 
nach Erteilung dieses Prüfungsauftrages die SPÖ 
wieder ruhiger geworden ist. (Abg. Premsberger: 
„Wir haben nichts zu verbergen!") Meine Damen 
und Herren, ich glaube, für beide Gesellschaften 
war es höchste Zeit, daß eine Kontrolle erfolgte, 
und diese Kontrolle war sehr eingehend und sie 
wurde auch — glaube ich — sehr gewissenhaft 
vorgenommen. (Abg. Premsberger: „Bei unserer Ge­
nossenschaft oder bei beiden?") Bei beiden! Denn 
beide Prüfungsberichte, Herr Kollege Premsberger 
(Abg. Ing. Turek: „Funkstille, Herr Kollege!"), um­
fassen mehr als 100 Seiten. Aber das, was zum 
Vorschein gekommen ist, meine Damen und Her­
ren, ist tatsächlich erschütternd! (Abg. Ing. Turek: 
„Bei beiden?") Bei beiden! Es kam zutage, daß 
der vom Prüfungsverband der Genossenschaften 
eingesetzte Püfer zunächst wohl heftig die Bilan­
zen kritisierte, sich dann großzügig bereiterklärte, 
zur Beihilfe, zur Mithilfe, zur Beratung, schließ­
lich in der Geschäftsführung mitarbeitete, Bilanzen 
und Geschäftsberichte erstellte, die er dann als 
Prüfer selbst überprüfte. Anfangs erhielt er nur 
einen Spesenersatz für diese Beratung. (Landesrat 
Peltzmann: „Das war ein fleißiger Mann!") Ja, sehr 
fleißig war er für seine Tasche! Später erhielt er 
aber monatliche Zahlungen. Sogar eine Wohnung 
bekommt dieser Prüfer kostenlos beigestellt. Und 
was wesentlich ist, und mir sonderbar erscheint, 
der Prüfungsverband bemerkt dies gar nicht, son­
dern stellt trotz einwandfrei nachgewiesener Dop­
pelfunktion fest, daß keine Befangenheit des Prü­
fers gegeben sei. Eine Feststellung, meine Damen 
und Herren, die, wie ich glaube, der Glaubwürdig­
keit des Prüfungsverbandes nicht sehr zuträglich ist. 
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Es gibt sogar Feiern in- und außerhalb der Dienst­
zeit, für die wahrscheinlich sogar Überstunden be­
zahlt worden sind. Die Kontrolle stellt fest, daß 
das gesamte Rechnungswesen mangelhaft ist, daß 
Belege gezielt aussortiert werden, daß Konten nicht 
auffindbar sind, daß Bankauszüge fehlen (Abg. Ger­
hard Heidiriger: „Woher weiß er das alles?"), daß 
Pro-forma-Rechnungen über nicht erbrachte Leistun­
gen zur Abdeckung von Spenden verwendet wer­
den, deren Empfänger ohnehin schon bei dieser er­
wähnten Sitzung in der dringlichen Anfrage ge­
nannt worden sind. (Abg. Premsberger: „Eine kurze 
Zwischenbemerkung: Sie bringen dann auch von 
der anderen Genossenschaft e inen genauen Be­
richt?") Bitte, nu r ein kleines bißchen Geduld, Herr 
Kollege Premsberger, die zweite Genossenschaft 
kommt rechtzeitig dran. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn 
es sich auch nicht gerade um Bagatellbeträge han­
delt, so scheint mir die Höhe zwar nicht so von 
Bedeutung zu sein, wenn man bedenkt, daß es sich 
um Steüergelder und Ersparnisse der Wohnungs­
werber und der Mieter handelt. Wenn auch die 
Staatsanwaltschaft und die Steuerfahndung die Kon­
trollberichte angefordert haben, so scheinen trotz­
dem Überlegungen angebracht zu sein, für der­
artige Verstöße gegen die Gemeinnützigkeit s trenge 
Strafen im Strafrecht vorzusehen, wie es das ge­
sunde Volksempfinden, glaube ich, e rwartet (Abg. 
Brandl: „Das Volksempfinden haben wir schon 
miterlebt!") 

Nicht .viel anders, Herr Kollege Premsberger, 
sieht es bei der Neuen Heimat aus. Auch hier 
leichtfertiger Umgang mit öffentlichen Mitteln und 
Ersparnissen der Wohnungswerber, Bezahlung von 
nicht erbrachten Leistungen, aber trotzdem Bestä­
tigung, sachlich und rechnerisch richtig! Gravie­
rende Mängel im Rechnungswesen, in der Ab­
wicklung der Bauvorhaben, mangelnde Sorgfalt 
bei den Finanzierungsplänen zum Schaden der Mie­
ter und der öffentlichen Hand, zweifelhafte Rech­
nungen, unkorrekte Vergabe von Aufträgen usw. 
Der tüchtige Verbandsprüfer — bei der anderen 
nämlich der gleiche — läßt sich sogar ein Rechts­
anwaltshonorar für ein privates Verkehrsdelikt be­
zahlen, nicht ganz gering! (Abg. Gerhard Heidin­
ger: „Herr Kollege Wimmler, mißbrauchen Sie jetzt 
nicht Ihre Obmannstelle im Kontrollausschuß?") Ich 
glaube, Herr Kollege, im Kontrollausschuß wurde 
darüber deswegen noch nicht berichtet, weil der 
zuständige Referent nicht anwesend war. (Abg. Ger­
hard Heidinger: „Das erste Anrecht, zu wissen, 
haben die Abgeordneten!") Jawohl! Die Abgeord­
neten sitzen hier. Ich glaube, Herr Kollege Hei­
dinger, das erste Anrecht, zu wissen, was mit sei­
nen Geldern geschieht, hat der Steuerzahler, der 
diese Gelder hier zur Verfügung stellt. Das wei­
tere Anrecht hat der Wohnungswerber , der allen­
falls dadurch zu Schaden kommt. 

Und ein zweites, Herr Kollege: Es' geht nicht 
darum, hier i rgend jemanden hinabzuziehen, son­
dern es geht darum, pinp SrhnHrwirkiing 7M p rzpn^ 
gen, damit solche Dinge nicht wieder vorkommen. 
Ich glaube, daß der Steuerzahler dazu ein Anrecht 
hat. Und mehr, als in der dringlichen Anfrage Kol­

lege Loidl erklärt hat, habe ich hier auch nicht preis­
gegeben. Ich glaube jedenfalls, daß es notwendig 
ist, daß festgestellt wird, daß Prüfungen aller die­
ser Wohnbaugesellschafteh, so wie es Kollege Loidl 
vorhin erklärt hat, unbedingt notwendig sind. (Abg. 
Brandl: „Das ist richtig!") Ich meine nur,, daß sein 
Vorschlag nicht ausgeführt werden kann, weil bei 
der Vielzahl der Gesellschaften dies in kurzer Zeit 
nicht möglich ist. Ich könnte mir aber vorstellen, 
daß die laufende Überwachung dieser Gesellschaf­
ten und Genossenschaften durch die Rechtsabtei­
lung 14, zumindest durch die Kontrolle jährlich 
einer Wohnbaugesellschaft, eine sinnvolle Wirkung 
erzielen würde, die in Zukunft solche negativen Ent­
wicklungen verhindern könnte. Ein solcher Schock, 
glaube ich, wäre richtig und am Platze. Ich würde 
daher vorschlagen, e twas abweichend vom Vor­
schlag des Kollegen Loidl, nicht ein neues Team 
aufzustellen, sondern dafür zu sorgen, daß die 
Kontrollabteilung den Auftrag erhält, wenigstens 
eine gemeinnützige Wohnbauvereinigung im Jahr 
einer genauen Kontrolle zu unterziehen. Die Steuer­
zahler und die Wohnungswerber werden es dan­
ken. (Landesrat Bammer: „40-Jahres-Programm!") 

Präsident: Zum Wor t gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Schaller. 

Ich erteile es ihm. 

Abg. Dipl.-Ing. Schaller: Hohes Haus, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Es hät te mich gewundert, wenn das Thema GWS 
und Ennstaler nicht gekommen wäre. Aber es 
macht nichts. Ich habe auch durchaus Verständnis, 
daß die kleinste Fraktion im Landtag hier sich 
natürlich ganz gern in die Rolle des Schiedsrich­
ters, des Säubermanns, begibt. Das ist ganz gut 
und richtig, weil ich glaube, daß immer dort, wo 
es Mißstände gibt — und solche hat es ohne Zwei­
fel g e g e b e n — , Ordnung gemacht werden, muß. 
Dazu bekennen wir uns selbstverständlich. 

Ich sage ein zweites dazu: Es ist auch ein Pro­
blem angeschnitten worden, das mir ebenfalls sehr 
bedenklich erscheint, nämlich die Tatsache, daß 
der Prüfungsverband eine nicht erlaubte Doppel­
funktion ausübt, daß er sozusagen sich selbst prüft 
und damit in zwei Funktionen aufscheint.. Hier ist 
eine ganz klare Unvereinbarkeit gegeben. Ich 
möchte aber auch eines feststellen: Ich glaube, auch 
der Herr Kollege Wimmler hat es gesagt, daß ge­
rade der Landeshauptmann Dr. Niederl selbst es 
war, der vorher schon, bevor die Dinge an die 
Öffentlichkeit gekommen sind, Auftrag gegeben 
hat, Ordnung zu schaffen und er selbst hat die 
Kontrollabteilung eingeschaltet. (Abg. Brandl: 
„Spät!") Meine Damen und Herren, natürlich wer­
den wir uns in diesem Haus auch noch auseinander­
zusetzen haben mit dem sogenannten „Rieberibauer-
Bericht", das ist der Berieht j ener Kommission, (die 
auch vom Herrn Landeshauptmann eingesetzt Wor­
den ist und wo zahlreiche Leute, alle Parteien, aber 
auch wirklich Betroffene aus dem Wohnungsbereich 
versucht haben, Vorschläge auszuarbeiten, wie 30 
etwas nicht mehr passieren kann. Dieser Bericht ist 
ohnedies' dem Landtag bereits zugegangen und e r 
wird sicherlich in einer der nächsten Ausschußsit-
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zungen behandelt werden, so daß das Haus selbst 
auch zu diesen Fragen noch Stellung wird nehmen 
können. Im übrigen, meine Damen und Herren, 
möchte ich doch äu'ch glauben, daß man der Debatte 
im Kontrollausschuß nicht vorgreifen sollte, denn 
diese Berichte liegen ja ohnedies im Kontrollaus­
schuß und sind, soweit ich informiert bin, das 
nächstemal auf der Tagesordnung. 

Aber ich säge noch einmal, es hat zweifellos Miß­
stände auf diesem Sektor gegeben, und es muß 
unser aller Interesse sein, ich sage das mit vollem 
Verantwortungsbewußtsein, dort, wo es solche Miß­
stände gibt, Ordnung zu schaffen; denn eines ist 
auch sicher — und der Kollege Loidl hat das heute 
auch gesagt —, der ganze Bereich des sozialen 
Wohnbaues ist ohnedies in einer so weitgehenden 
Weise belastet, und es besteht ein ganz tiefliegendes 
Mißtrauen, daß wir eigentlich alle miteinander in­
teressiert sein sollten, hier für klare und saubere 
Verhältnisse zu sorgen. 

Nun, ich möchte doch ganz kurz zu zwei Punkten 
Stellung nehmen, die Kollege Loidl angeschnitten 
hat, wir sind uns in wesentlichen Fragen durchaus 
einig, und er hat es ja auch gesagt. Wir haben 
auch immer wieder ähnliche Vorschläge zur Dis­
kussion gestellt, und ich möchte ihm auch gerne 
sein Eintreten etwa für die Subjektförderung kon­
zedieren. Ich glaube, daß das deshalb der richtige 
Weg ist, weil wir dann dort ansetzen können, wo. 
die Leistungsfähigkeit des Menschen und der Fa­
milie im Mittelpunkt steht. Ich muß ihn nur inso­
weit ein wenig korrigieren, als — ich weiß nicht, 
wie er zu dem Viertel gekommen ist —, da hast 
du offensichtlich auch den Annuitätenzuschuß mit­
gezählt (Abg. Loidl: „Alles Zusagen — Eigenmittel­
ersatzdarlehen und Mietenbeihilfe!") — Eigenmittel­
ersatzdarlehen und Wohnbauhilfen, da kommst du 
auf e ine Summe, Dir st immen die Ziffern insoweit 
nicht ganz von etwa 200 Millionen Schilling. (Abg. 
Loidl: „450. Millionen Schilling!") Das ist also nicht 
ein Viertel , sondern e twa ein Sechstel. Aber sei 
es, wie es sei, die Frage Subjektförderung wird 
sich für den Landtag, für den Wohnbauförderungs-
beirat und für die Regierung dann sehr massiv stel­
len, wenn die Novelle zum Wohnbauförderungs-
gesetz 1968 Wirklichkeit wird, wenn das Land die 
Möglichkeit hat, den an sich sehr teuren Annuitäten-
züschuß abzuschaffen. Ich möchte immerhin auf eines 
hinweisen, die Belastungen aus dem Annuitäten­
zuschuß nehmen an sich wirklich in einem beäng­
stigenden Ausmaß zu. Wir rechnen heuer mit einer 
Summe von 180 Millionen Schilling, die dann etwa 
bis 1985 auf etwa 350 Millionen ansteigen wird. 
Das ist dann eine Belastung, die das Bauvolumen 
in einem enormen Maße einschränkt. 

Nun, ich möchte auf die zweite Frage eingehen, 
die Ohnmacht: Die vielzitierte Ohnmacht, die ist 
ja tatsächlich ein Faktum. Ich glaube, daß der so­
ziale Wohnbau unter anderem in eine Krise hin­
eingeraten ist, weil sich der Wohnungswerber selbst 
— ich möchte fast sagen — in einer Bittstellung be­
findet. Er ist der, der eine Wohnung sucht, der 
zur großen Genossenschaft hingehen muß und sich 
dann i rgendwo natürlich in der Rolle des Bitt­
stellers befindet und leider Gottes, da und dort — 

ich möchte nicht sagen, daß das der Normalfall 
ist — auch als solcher behandelt wird. Nun, wenn 
es uns wirklich ernst ist — und daran zweifle ich 
nicht —, die Situation zu verändern, dann werden 
wir uns durchaus Gedanken machen müssen, in 
welche Richtung hin wir verändern. Ich glaube, 
daß die allerbeste Form, diese Vertrauensbasis 
wieder herzustellen, einfach die Kontrolle ist. Ich 
halte mich in diesem Fall —- aber nur in diesem — 
an Lenin, der gesagt hat: „Vertrauen ist gut, Kon­
trolle ist besser!" Sehen Sie, wir haben in der 
Steiermark (Abg. Brandl: „Sehr verdächtig!") . . . 
Bitte! (Abg. Dr. Schilcher: „Gilt nur unter Lenin!") 
Ich bin kein Leninist, ich glaube, da bin ich wirk­
lich unverdächtig! (Abg. Dr. Schilcher: „Und der 
Brandl hat gesagt, ich bin ein Maoist!") Wir haben 
in der Steiermark immerhin einige Änderungen in 
der Wohnbaupolit ik. Wir haben einige doch sehr 
interessante Formen des Wohnbaues , sie sind heute 
schon genannt worden, in Form des verdichteten 
Flachbaus eingeführt. Ich weiß, daß dieser sicher 
nicht der Normalfall sein kann, aber es ist eine 
hervorragende Möglichkeit, nicht zuletzt deshalb, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, weil hier 
das Moment der überschaubarkeit , der Mitgestal­
tungsmöglichkeit, der Mitbestimmung und auch da­
mit der Kontrolle in optimaler Form verwirklicht 
worden ist. Und ich habe viele solcher Gemein­
schaften miterlebt. Das ist ein sehr langer, aber 
ein sehr fruchtbarer Lernprozeß, weil sich die Men­
schen hier von der ersten Stunde an, von der Grund­
suche bis hin zur Planung, Finanzierung und Fer­
tigstellung in einer Form beteiligen, die sonst etwa 
im sozialen Wohnbau bisher überhaupt nicht auch 
nur in annähernden Formen erreicht worden ist. 
Und ich glaube, daß daher die Beteiligung selbst 
die beste Form der Kontrolle ist. Wir könnten aus 
diesem Beispiel lernen. Lernen in der Form, daß 
wir versuchen müßten, die positiven Erfahrungen 
dieses Modells „Verdichteter Flachbau" auch auf 
den sozialen Wohnbau zu übertragen. Ich weiß, 
daß ich jetzt sofort in Widerspruch mit allen lei­
tenden und wichtigen Genossenschaftsmanagern 
komme, die mit dieser Form des Wohnbaus keine 
ganz besondere Freude haben, weil er für sie auf­
wendig, mühsam ist, sehr viel Gespräche, viel Pla­
nung erfordert, viel Ärger bringt. Aber trotzdem, 
meine Damen und Herren, vielleicht müßte man 
die Frage umgekehrt stellen. Wie müßte der so­
ziale Wohnbau sein, damit er diese Qualität etwa 
des verdichteten Flachbaues von der Beteiligung 
her ermöglicht? Und hier möchte ich ganz k lar eine 
Forderung aufstellen. Wir müssen weg von den 
Großsiedlungen. Beteiligung wird es immer nur 
geben, wenn ich überschaubare Gemeinschaften 
habe. Das heißt, 10, 20, vielleicht noch 50 Wohn­
einheiten, aber dort wird wahrscheinlich schon 
i rgendwo die Obergrenze zu suchen sein. 

Und ein zweites: Ich glaube, die beste Form der 
Beteiligungskontrolle wird darin zu suchen sein, 
daß wir möglichst früh den zukünftigen Bewohner 
in die Verantwortung miteinbauen. Ich bin da 
immer wieder bei den Genossenschaften auf sehr 
viel Widers tand gestoßen, weil sie immer wieder 
behaupten, dies sei nicht durchführbar. Meine Da­
men und Herren, wenn es uns gelingt — ich habe 
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einmal eiiien Vorschlag gemacht, und der hat auch 
im Modell Steiermark seinen Niederschlag gefun­
den —, etwa von der Phase an, wo die Förderungs­
zusage in Aussicht gestellt ist, mindestens 50 Pro­
zent der Wohnungswerber schon als echte Inter­
essenten zu haben und sie dann mit einer Betei­
ligungsgemeinschaft mit herein zu binden etwa 
bis hin zur Vergabe der Aufträge, bis hin zur Ab­
rechnung der Kosten, dann ist ein solcher Prozeß 

i auch für den Wohnungswerber durchschaubar. Ich 
glaube, daß wir in diese Richtung hin doch einiges 
in Zukunft werden machen müssen. 

Nun, ich glaube aber, noch eine Kontrolle müßte 
es auch geben, und das sage ich ganz offen, eine 
Verwendungskontrolle. Wir alle wissen es, es wird 
aber so selten ausgesprochen, daß es nicht wenige 
Menschen in dem Land gibt, die nicht nur eine 
geförderte Wohnung, sondern zwei, drei oder auch 
mehr geförderte Wohnungen besitzen. Meine ver­
ehrten Damen und "Herren, dafür habe ich wirklich 
kein Verständnis. Ich sage es ganz offen, weil es 
oftmals so ist, daß eine solche Wohnung nicht selbst 
genutzt wird, auch nicht für die eigene Familie 
genutzt wird, sondern zu sehr teuren Preisen an 
ausländische Studenten oder andere weitervermie­
tet wird. Hier sollte einmal der Finger in die 
Wunde gelegt werden, und man sollte einmal nach­
prüfen,.wenigstens stichprobenartig, wo solche Fälle 
bestehen und, ohne mit der Wimper zu zucken, 
solche Förderungen aufkündigen. 

Nun, noch einen letzten Gesichtspunkt, den ich 
doch auch gerne nennen möchte, weil ihn auch Prä-

' sident Feldgrill angeschnitten hat. Wohnbaupolitik 
hat eine sehr stark städtebauliche Komponente, eine 
raumordnungspolitische Komponente. Lassen Sie 
mich das an einem Beispiel erläutern: 

Wir stehen jetzt in der Regionalplanung kurz 
vor der Verabschiedung des regionalen Entwick­
lungsprogramms für Graz und Graz-Umgebung. Und 
da zeigt sich etwa folgende Tendenz: Wir haben in 
diesem Raum Graz und Graz-Umgebung etwa 
350.000 Einwohner, 250.000 davon in der Landes­
hauptstadt. Die Landeshauptstadt selbst hat eine 
negative Geburtenbilanz von rund 1000 pro Jahr. 
Es müßten also 1000 zuwandern, um hier die Ein­
wohnerzahl gleichzuhalten. Wenn man nun — und 
hier greife ich zurück auf das Stadtentwicklungs­
konzept Graz — die Entwicklung innerhalb der Lan­
deshauptstadt anschaut und die Wanderungsbewe­
gungen zwischen 1960 und 1975 geradlinig verlän­
gert bis 1990, heißt das, daß" etwa 50.000 Menschen 
aus den Bezirken 1 bis 6, also. aus der Altstadt, 
auswandern und in die Stadtrandbezirke oder in 
den Umraum von Graz wandern. 

Jetzt begegnen wir einem zweiten Phänomen. 
Wir haben im Bezirk Graz-Umgebung einen Wid­
mungsüberschuß von rund 250 ha, das heißt mit 
anderen Worten, wenn die jetzt schon ausgespro­
chenen Widmungen im Umraum von Graz kon­
sumiert werden, können wir dort eine _ Bevölke­
rungszunahme von 50.000 Einwohnern feststellen. 
Wir haben da eine sehr starke Zentrifugalentwick­
lung mit allen negativen Folgen. Die negativen 
Folgen sind, daß wir die ganze Infrastruktur mit 
ungeheurem Aufwand erst schaffen müssen, das 

Periode — 5„ 6. und 7. Dezember 1979 

ganze Problem. des Nahverkehrs fast überhaupt 
nicht lösen können, eine Entflechtung etwa im Gra­
zer Stadtbereich haben, und der Sta;dtkern zuneh­
mend die Wohnfunktion verliert. Lauter Tendenzen, 
die wir irgendwo von der Wohnbauförderungs-
politik mitsteuern müssen. Mitsteuern etwa in der 
Form, daß wir uns sehr wohl überlegen, wie wir 
die Wohnbauförderungsmittel in Zukunft dann in 
diesem Großraum besser, gezielter einsetzen kön­
nen. Hier glaube ich, daß wir uns sehr ernst mit 
der Frage Sanierung beschäftigen müssen. Nicht, 
daß der Wille nicht bestünde. Der Herr Landes­
hauptmann hat vor drei oder vier Jahren 50 Mil­
lionen Schilling für die Altstadtwohnungen bereit­
gestellt. Diese sind nicht verbraucht, nicht in An­
spruch genommen worden. Das heißt, wir haben 
hier einen Bewußtseinsprozeß erst in Gang zu set­
zen, der lange dauert. Aber was sind die Vorteile, 
wenn wir nicht am Stadtrand, nicht auf der grünen 
Wiese bauen. Wir haben im Kernbereich bereits 
jetzt eine hervorragende Infrastruktur, die wir aus­
nützen können. Wir haben auch die Versorgungs­
netze, die heute noch da sind, die aber ohnedies 
vom Absterben bedroht sind, weil kleine Geschäfte 
nicht mehr überleben können. 

Ich bin eigentlich schon am Ende. Ich wollte da­
mit nur eines sagen: Wir werden in Zukunft diese 
doch starke Verbindung von Raumordnungspolitik 
und Wohnbauförderungspolitik ausnützen müssen. 
Ich bin sehr froh, daß wir etwa von der Raumord­
nung her, von der Fachabteilung I b für den Gra­
zer Raum, aber auch für einzelne Bezirke in der 
Steiermark bereits die sogenannten Vorzugsstand­
orte oder Wohnschutzzonen ausgearbeitet zur Ver­
fügung haben. Diese Wohnschutzzonen werden dann 
jene Bereiche sein, wo der soziale Wohnbau be­
heimatet sein wird, den wir auch in Zukunft selbst­
verständlich brauchen. Und dann können wir mit 
all diesen Instrumenten, die heute genannt worden 
sind, sicherlich die höchst notwendigen Bemühun­
gen auf dem Gebiete der Raumordnungspolitik und 
der Flächenwidmungspläne besser in den Griff be­
kommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube, daß wir heute schon beim Wohnbau, der 
sehr konfliktreich ist — und wir alle, die im Bei­
rat sind, wissen, wie hart es manchmal zugeht, 
und da wir heute, Loidl, du weißt es auch, so viele 
Fälle auf den Tisch bekommen, die nicht mehr ge­
fördert werden können, weil sie in keiner Weise 
die qualitativen Voraussetzungen mitbringen —, ich 
glaube, daß wir heute schon an jene zu. denken 
haben, die morgen oder übermorgen dort wohnen 
müssen, die heute keinen Anwalt haben, der sie 
vertritt, und die sich auf uns, auf unsere Vorstel­
lungen, auf die verantwortlichen Politiker verlas­
sen müssen können. In diesem Sinne hoffe ich, daß 
wir mit dem heurigen Budget Wieder einige wert­
volle Impulse für die Landeswohnungspolitik in 
der Steiermark auslösen können. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Präsident: Der Herr Landeshauptmann Dr; Niederl 
hat das Wort. 
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Landeshauptmann Dr. Niederl: Lieber Herr Präsi­
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Zum Abschluß dieser Diskussion über die Wohn-
bauföirderungsmittel und Vergabe möchte ich als 
Wohnbaureferenit doch die Gelegenheit wahrneh­
men und zuerst ganz kurz darstellen, wie sich der 
LandeswohnbaufÖTderungsfonds in diesen dreißig 
Jahren entwickelt hat. Wir haben ja heuer den 
dreißigjährigen Geburtstag dieses Landesgesetzes, 
das im Jahre 1949 hier im steirischen Landtag 
beschlossen worden ist. Wenn auch am Anfang 
die Mittel, die dem sozialen Wohnbau durch diesen 
Fonds zur Verfügung gestellt worden sind,, gering 
waren, so konnte damit doch schon von Anfang an 
ein ganz beachtlicher Akzent gesetzt werden. Man 
darf nicht vergessen, daß damals von einem bundes­
einheitlichen Wohnbauförderungsgesetz überhaupt 
noch keine Rede gewesen ist. Sie wissen, daß das 
Wohnbauförderungsgesetz des Bundes erstmalig im 
Jahre 1954 vom Naitionalrat beschlossen wurde, ab­
gesehen vom Wohnhauswied'eraufbau, der damals 
schon gegolten hat. Dieser Landesfonds war damals 
gedacht, und ist es auch heue noch, daß er vor 
allem den Eigenheimbau forciert. Obwohl anfäng­
lich nur geringe Förderungsdarlehen gewährt wer­
den konnten, es waren damals 20.000 Schilling, 
25.000 Schilling, die pro Eigenheim gewährt wurden, 
war die Nachfrage bald so groß, daß wir in den 
sechziger Jahren darangegangen sind, die Förde­
rung hauptsächlich auf die Gewährung von Zinsen­
zuschüssen umzustellen. 

Wenn ich nun das Wort Zinsenzuschüsse sage, 
so möchte ich gleich als erstes feststellen, daß hier 
die Frage des Überdenkens notwendig sein wird. 
Ich kann mich genau erinnern — Herr Kollege 
Bammer, wir sind damals zusammengesessen —*-, 
daß man gemeint hat, man soll die Zinsenzuschüsse 
einmal für ein, zwei oder drei Jahre gewähren, 
um die Überschüsse an Anträgen, die da sind, abzu­
bauen. In der Zwischenzeit ist er zu Selbstverständ­
lichkeit geworden, und wir werden sicher eine neue 
Form finden müssen, um hier einen Übergang fest­
zustellen. Hier gebe ich Ihnen vollkommen recht, 
sei es beim Stockwerksbau, genauso wie beim 
Eigenheimbau. Es wird immer wieder — wir haben 
gerade gestern darüber in einem engeren Kreis 
mit den zuständigen Beamten der Rechtsabtei­
lung 14 gesprochen — davon geredet, daß man 
mehr auf die Form des Direktdarlehens übergehen 
soll, auch beim Eigenheimbau. Das ist sicher sehr 
gut, aber ich möchte Ihnen gleich sagen, das geht 
natürlich auf Kosten der Zahl, das ist ganz selbst­
verständlich. Wenn man bedenkt, daß derzeit über 
5000 Anträge in der zuständigen Rechtsabteilung 14 
liegen, die erledigt werden sollen, und wir etwa 
mit den Zinsenzuschüssen und Direktdairlehen zu­
sammen nur 2000 bis 2500 erledigen können, da er­
kennen wir schon daraus, daß das nicht einfach 
ist. Ich bin schon der Meinung, daß man diese 
Sache sicher genau, überdenken soll. Aber das Fi­
nanzierungssystem, nicht nur beim Eigenheimbau, 
ich bin auch Ihrer Meinung, Herr Abgeordneter 
Loidl, natürlich auch beim Stockwerksbau, denn die 
Wöhnbauförderungsmittel, das sei eindeutig fest­
gestellt, sind vorhanden. Man braucht nur das 

Budget aufzuschlagen und weiß, das es weit über 
zwei Milliarden Schilling sind, die auch im Jahre 
1980 zur Verfügung stehen und auch verbaut wer­
den. Vielleicht sind sie schon vorweg verbaut. 

Hier auch ein Wort dazu: Wir haben gerade in 
den letzten, Jahren hohe Vorgriffe gehabt auf 
mehrere Jahre hinaus, und wir können heute doch 
eines feststellen,, daß wir diese Vorgriffe abgebaut 
haben durch eine sparsame Politik des Einschrän-
kens, der Neubewilligung, damit jene Bauten, die 
bewilligt worden sind, fertiggestellt werden 
konnten. Ich glaube, Herr Hofrat, es ist so, 
daß wir ungefähr einen Jahresvorgriff haben, 
wenn ich genau informiert bin, es ist ein 
Jahresvorgriff, den man auch ohne weiteres ver­
treten kann. Hier kann man die notwendige Sorg­
falt noch aussagen. 

Ich möchte gerne eines aufgreifen, Herr Abgeord­
neter Loidl, was Sie gesagt haben. Das ist die 
Frage der Wohnbeihilfe und der Annuitätenzu­
schüsse. Die nehmen natürlich eine Höhe an, die 
nicht ganz einfach ist. Sie sind natürlich notwendig 
im Rahmen der Subjektförderung einerseits mit 
der Wohnbeihilfe im . Rahmen der Verminderung 
der Kosten für eine Wohnung für die Annuitäten­
zuschüsse, aber es ist ja die soziale Wohnbau­
förderung, das muß man auch dazusagen. Wir sollen 
untersuchen, vielleicht ist es sehr gewagt, was ich 
hier sage,, aber doch untersuchen, ob wir nicht 
eine Umschichtung vornehmen könnten, auch im 
Zusammenhang mit der Direktförderung. Der Pro­
zentsatz — ob man den Prozentsatz erhöht, ver­
kürzte Annuitätenzuschüsse —, aber wohl auch die 
Untersuchung, und ich stelle es auch in den Raum, 
insbesondere für den Wohnbauförderungsbeirat, ob 
man nicht doch durch eine Reform der Wohnbei­
hilfe zuungunsten der Annuitätenzuschüsse eines 
erreicht, daß die weniger Bemittelten dadurch leich­
ter die Möglichkeit haben, eine Wohnung zu er­
werben und auch zu betreiben und es für die 
anderen halt ein bißchen teurer kommt. 

Es muß auch untersucht werden — und ich habe 
bereits gestern den Auftrag gegeben —, was uns 
das erspart bei der ganzen Sache. Das ist ganz 
klar. Es geht ja darum, daß wir die Mittel optimal 
einsetzen sollen. Nicht optimal dadurch, daß wir 
sagen, daß wir mehr Wohnungen allein bauen 
können, sondern daß sie auch noch, erschwinglicher 
werden für jene Wohnungswerber, die eben eine 
Wohnung brauchen. Es ist eben so, und dazu 
möchte ich noch einmal betonen, daß auch die 
erhöhte Direktförderung sicher zu überlegen sein 
wird. Wir haben hier immer wieder beraten und 
haben das auch geändert. Und hier möchte ich 
eines noch dazu sagen, da könnte einer dann be­
tonen,, warum wird denn das alle paar Jahre einmal 
geändert, einmal sind wir auf 45 Prozent, dann 
auf 50 Prozent, dann auf 60,. vielleicht auch auf 
70 Prozent. Ja, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, das ist keine ewige Sache, die wir hier 
haben, sondern das gehört wirklich alle paar Jahre 
überlegt, weil die Baukosten steigen und auch die 
Einkommen sich verändern, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. Was, früher ein hohes Ein­
kommen war, wird auf einmal ein mittleres oder 
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kleineres Einkommen, und daher werden wir alle 
uns diese Dinge naitürlich überlegen müssen. Das 
wollte ich nur ganz kurz auch zu dem dazusagen. 

Nun, in den 30 Jahren des Bestehens dieses 
Fonds konnten 48.511 Wohneinheiten für natür­
liche * Personen mit insgesamt 582 Millionen Schil­
ling an Direktdarlehen und 3,9 Milliarden Schilling 
an Zinsenzuschüssen gefördert werden. Darüber 
hinaus waren es auch 2684 Geschoßbauwohnungen 
mit 175 Millionen Schilling an Direktdarlehen und 
186 Millionen Schilling an Zinsenzuschüssen. Und 
wenn man noch dazurechnet,. daß der Landtag drei 
Semderprogramme beschlossen hat, die aus dem 
außerordentlichen Landesbudgat bedeckt wurden, so 
sind es weiters 6536 Wohnungen, welche durch 
den Landesfonds gefördert würden, also insgesamt 
57.731 Wonnungen durch die Initiative des Land­
tages. 

Nun, wie Sie wissen, besteht seit dem Inkraft­
treten des Landeswohnbauförderungsgesetzes 1974 
auch die Möglichkeit, unsere Jungfamilien bei der 
Haüsstandsgründung zu fördern. Das geschieht in 
Form von Zinsenzuschüssen, und seit Beginn dieser 
Aktion waren es bereits. 8900 junge steirische Fami­
lien, denen damit geholfen wurde. 

Und hier ein Wort auch noch: Vielleicht ist 
auch die Förderung junger Familien beim Eigen­
heimbau zu überdenken. Es ist so, daß gerade der 
junge Familienerhalter oft am wenigsten verdient. 
Er hat nur ein kleines Einkommen — man darf da 
jetzt nicht die Spitzenverdiener sehen oder dorthin 
schauen, wo beide verdienen, sondern wenn er jung 
hineinkommt —, sei es, daß er ein Handwerk ge­
lernt hat oder sei es, daß er eine Schule besucht 
hat, ist sein Einkommen nicht so groß, und wir 
fördern meistens ab dem dritten Kind. Das ist 
recht und, billig, aber vielleicht sollten wir nicht 
vergessen, bei einer allfälligen Änderung dieser 
Richtlinien daran zu denken, daß die Jungfamilien 
auch eine besondere Form der Förderung finden 
sollen, weil sonst baut sich ein jeder erst ein Haus, 
wenn er einmal 40 oder 50 Jahre ist, und er dann 
besser verdient. Ich stelle es auch nur in den Raum 
und habe ja bereits Auftrag gegeben, daß das über­
prüft wird, ob hier eine qualitativ bessere Förderung 
durchgeführt werden kann. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit noch auf andere 
Aktivitäten hinweisen. Wir haben seit 1977 den 
Förderungsstop der Wohnhochhäuser. Das ist sicher 
günstig für die gesamte Situation. Allerdings, was 
hier bereits angeklungen ist, geht es auch auf Ko­
sten der Förderung, das ist ganz selbstverständlich, 
weil naitürlich ein Hochhaus, wenn es zwölf Stock­
werke hätte, im Verhältnis billiger kommt. Seit 
dieser Zeit wird überhaupt der Stahdortfrage ein 
besonderer Wert beigemessen. Und hier auch mit 
allen Problemen ausgesaugt. Wir haben vielfach 
Förderungen ausgesprochen, wo wir nicht gewußt 
haben,, sollen wir es tun oder sollen wir es nicht 
tun. Es ist eine ungeheure Geruchs- und Lärmbe-
lästigung gewesen, wenn man sich das angesehen 
hat. Die Gemeinde hat die Baubewilligung gegeben. 
Ich habe einen konkreten Fall in der Steiermark 
im Auge, der vor vielen Jahren durchgeführt wurde. 

Ich war selbst als Wohnbaureferent dort. Der Bür­
germeister dort hat gemeint, die Leute sind das 
sowieso schon gewohnt, den Lärm sind sie gewohnt, 
und auch den Gestank sind sie gewohnt, also fördern 
wir es,' daß dort gebaut werden kann. 5 Ich darf 
Ihnen sagen, heute kommen dort Bürgerinitiativen 
und sagen „Um Gottes willen, warum hat man 
so sein können, dort ein Wohnhaus zu fördern!". 
Wir haben nun auch den Wohnbauförderungsbeirat 
eingeladen, hier der Landesregierung einmal Grund­
lagen zu liefern, wenn die Lärmbelästigung oder 
auch die Geruchsbelästigung ein gewisses Maß 
überschreiten. Das ist sicher nicht einfach, und ich 
kenne den Druck — ich bin ja selbst am meisten 
unter Druck —, aber ich möchte doch bitten und 
daran appellieren, daß wir diese Fragen nicht über­
sehen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
denn nach einigen Jahren ist man da und sagt, 
jetzt kann man das Fenster nicht mehr öffnen 
oder jetzt ist es dort schwierig, zu leben. Diese 
Umweltschutzfragen müssen sicher ihre Beachtung 
finden. Wenn eine Gemeinde die Möglichkeit hat, 
daß sie ausweichen kann, damit andere Grund­
stücke, die besser geeignet sind, vorhanden sind, 
so sollen wir gemeinsam zusammenhalten und 
trachten, daß das noch geändert wird, denn einmal 
kommt es und ja letzten Endes auf den Tisch. Die 
Richtlinien, die wir haben, verlangen ja schon vor 
der Förderungsbewilligung die Vorlage eines posi­
tiven ortsplanerisdien Gutachtens, welches von der 
Landesbaudirektion im Einvernehmen mit der ört­
lichen Raumplanung erstellt ist. Es ist in vielen 
Fällen trotzdem schon gelungen, daß ungünstige 
Standorte dadurch vermieden werden können. 

Nun, seit dem Jahre 1978 sind die. Wohnbau-
förderungsrichtlinien der Steiermark auch so ausge­
stattet, daß die Wärmeschutzgruppe 3 da ist. Damit 
stehen wir derzeit an der Spitze aller österreichi­
schen Bundesländer. Darüber hinaus gibt es durch 
die vor kurzem von der Landesregierung beschlos­
senen Gesamtkostenverordnung einen Zuschlag für 
Wärmedämmungsmaßnahmen, die über die Wärme-
schutzgruppe 3 hinausgehen. Außerdem müssen in 
Zukunft sämtliche erforderlichen bauphysikalischen 
Nachweise aller Bauteile bereits bei der Einrei­
chung des Förderungsantrages erbracht werden. Das 
geschieht vor allem deshalb, damit insbesondere 
wärme- und schallschutztechnische Mängel nicht erst 
im Baustadium erkannt werden, wenn eine Sanierung 
fast nicht mehr möglich ist. Die vorhin erwähnte 
Gesamtkostenverordnung ermöglicht erstmals einen 
Zuschlag zu den, Gesamtbaukosten bei Verwen­
dung von Alternativenergien. Eine analoge Form 
der Förderung für Alternativenergien wird dem­
nächst auch im Bereiche des Eigenheimbaues und 
der Althausinstandsetzung möglich sein. Ein ent­
sprechender Gesetzesantrag wird demnächst dem 
Landtag vorgelegt werden. 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren,, 
das neue Gemeinnüitzigkeitsgesetz sieht nun auch 
eine vermehrte Einflußnahme bei den. gemeinnüt­
zigen Bauträgern durch das Land als Aufsichtsbe­
hörde vor. Wir alle können das begrüßen, insbe­
sondere im Hinblick auf die Diskussion, die gerade 
hier stattgefunden hat. Ich möchte bei dieser Ge-
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legenheit daher ankündigen, daß ich bereits veran^ 
laßt habe, daß die Rechtsabteilung 14 — das ist 
d ie Abteilung für Wohnbauförderung — ab 1. Jän­
ner 1980 ein e igenes Pirüfungsteam dafür einsetzen 
wird. Dieses Prüfungsiteam wird hauptsächlich als 
Beschwerdestelle eingerichtet werden, wo man ver­
suchen wird, zwischen Wohnungswerbern und Bau­
t rägern zu vermitteln. Für große Überprüfungen 
werden aber nach wie vor die Prüfungsstelle des 
Genossenschaftsverbandes oder auch die Kontrollab-
teilutig heranzuziehen sein. Außerdem sieht das 
neue Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz die Anru­
fung des Außerstreitricbters vor. 

Nun, meine sehr verehr ten Damen und Herren, 
der Abgeordnete Wimmler hat als Vorsitzender des 
Kontrollausschusses — obwohl es noch nicht dort 
war — aber e s ist sein Recht als Abgeordneter, das 
möchte ich sagen, er ist j a Landtagsabgeordneter — 
die Überprüfung der beiden Wohnbauvereinigungen 
GWS und Neue Heimat durch die Kontrollabteilung 
angeführt. Die Konsequenzen wurden gezogen, und 
ich würde nur jedem Abgeordneten empfehlen, daß 
er den Kontrollbericht genau durchliest, denn damit 
soll jede Verdächtigung wegkommen. Ich möchte 
das ausdrücklich feststellen. Es ist so, daß wir 
natürlich überwachen werden, daß Mängel abge­
stellt werden, wie überall. Denn wenn heute ein 
Konitrollbericht im Kontrollausschuß liegt, so freuen 
wir uns immer dann, wenn es einer der seltenen 
Kontrollberichte isit, in denen kein Mangel ist. Aber 
in vielen Konitrollberichten gibt es eben einen 
Mangel. Und auch hier wurden Mängel festge­
stellt nach Schlampereien, allerdings, und ich möchte 
es hier auch einmal sagen, ist das kein strafbarer 
Tatbestand. Das sollen wir auch feststellen. Schlam­
pereien sind da, und wir sollen eines nicht ver­
gessen, daß wir diese Schlampereien.abstellen wer­
den. Ich möchte noch einmal sagen, wie diese Unzu­
länglichkeiten der Kontrollorgane aus dem Genos­
senschaftsverband aufgezeigt wurden, nehme ich 
nicht zur Kenntnis. Ich habe auch diesen Kontrollbe­
richt für beide Genossenschaften dem Genossen-
schaftsveirband zurückgeschickt, weil ich das nicht 
zur Kenntnis nehme. Ich bin ein Verwaltungsjurist 
und habe gelernt, daß es da die Befangenheit gibt. 
Wenn ein Kontrollorgan nicht nur kontrolliert, son­
dern auch dort tätig ist, dann ist er befangen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. (Beifall 
bei der ÖVP.) Daher gilt ein solcher Bericht über­
haupt nicht für mich. Das möchte ich ausdrücklich 
feststellen. Ich kann mir nicht vorstellen, daß ' ein 
solches Organ wirklich objektiv sein kann; für mich 
ist maßgebend, das möchte ich sagen, der Kontroll-
beiricfot der Kontrollabteilung und darüber hinaus, 
Gott sei Dank, durch die Novelle des Gemeinnüt­
zigkeitsgesetzes die Möglichkeit, daß wir auch hier 
durch ein Prüfungsteam selbst nicht nur fördern, 
sondern auch prüfen können. 

Meine sehr Verehrten, aber auch eines sei- gesagt 
oder mehreres: Bitte schön, mit dem gesunden 
Volksempfinden bin ich e in bißchen vorsichtig, das 
sage ich dir auch gleich, weil, wenn es wirklich 
das gesunde Volksempfinden ist, bin ich voll einver­
standen, aber wenn es mißbraucht wird, kann man 
auch Menschen damit vernichten, meine sehr ver­

ehrten Damen und Herren. Und das wollen wir 
nicht machen! (Allgemeiner Beifall.) 

Eines am Schluß zu diesem Thema: Zum großen 
Teil sind die gemeinnützigen Bauvereinigungen in 
ihren Aufgaben als Dienstleistungsbetrieb und als 
Serviceleistung ausgezeichnet tätig in unserem 
Lande. Wi r könnten uns sicher nicht vorstellen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, daß diese 
Leistungen erbracht worden wären, wenn nicht viele 
Amtsträger, ehrenamtliche Funktionäre und haupt­
amtliche Bedienstete dieser gemeinnützigen Bauver­
einigungen da wären, die ihre Aufgaben bestens 
erfüllen. Wenn einer übersieht, daß er Servicelei­
stungen zu machen hat und nichts anderes, haben 
wir die Konsequenzen zu ziehen. Ich möchte Ihnen 
eines als Wohnbaureferenit versichern: Wo solche 
Unzulänglichkeiten auftreten, wo eine Wohnbau­
vereinigung nicht weiß, daß s ie praktisch nichts 
anderes ist als Beauftragter des Erbauers oder des 
Wohnungseigentümers, wenn wir das sehen, so wer­
den wir keine Förderung mehr aussprechen. Wir 
werden dieser Bauvereinigung einfach keine Förde­
rungsmittel mehr zur Verfügung stellen, denn dann 
ist sie nicht geeignet, das ist meine Meinung, daß 
sie im Interesse der Wohnungswerber tätig ist. 
Hier muß die Sorgfalt vorhanden sein. Noch einmal 
sei betont: Gott sei Dank, zum größten Teil wird 
wirklich gute Arbeit geleistet, das sollen wir hier 
ausdrücklich feststellen. Wo die nicht vorhanden 
ist, und das e rkennen wir da und dort, oder wo 
man glaubt, die Wohnungseigentümer, das sind 
Menschen, die dorthin bitten kommen müssen, dann 
haben sie ihr Ziel verfehlt, dann sollen sie auch die 
Wohnbauförderung unterlassen, dann sollen sie ihr 
Unternehmen liquidieren und sollen sich einen ande­
ren Beruf suchen. 

Eine wichtige Aufgabe dieses Prüfungsteams wird 
auch die Kontrolle der rechtmäßigen Benutzung 
geförderter Wohnungen sein. Ich möchte das auch 
ausdrücklich feststellen. Ich glaube, es ist im Sinne 
von uns allen, all jene Fälle aufzugreifen und die 
Förderung dort aufzukündigen, wo die Wohnung 
nicht vom Förderungswerber oder seinen nächsten 
Angehörigen bewohnt wird. Hier werden wir 
Schritt für Schritt jedes Haus überprüfen. Auch 
wenn das längere Zeit in Anspruch nehmen wird, 
da wir unserer s teuerzahlenden Bevölkerung schul­
dig sind, dafür Sorge zu tragen, daß zweckgebun­
dene Steuarmititel nur gesetzeskonform verwendet 
werden. 

Nicht unerwähnt möchte ich auch lassen, daß 
durch Änderung der Richtlinien nunmehr auch ein 
jahrelanger Streitpunkt, nämlich der der Kosten 
für Planung, Statik, Bauleitung und Betreuung, aus 
der Wel t geschafft worden ist. Für die BaubetreU-
ung tritt nunmehr anstelle der bisher pauschalierten 
Regelung ein Fixsatz von 4 Prozent der reinen 
Nettobaukosten und für die Planung, Statik und Bau­
leitung erfolgt die Honorierung nunmehr aufgrund 
der Vorlage von Honoramoten von Ziviltechnikern 
oder sonstigen befugten Personen, beziehungsweise 
durch Vorlage detaillierter Leistungsausweise ge­
meinnütziger Bauvereinigungen. Diese Änderung 
soll eine erhöhte Transparenz vor allem für die 
Wohnungswerber bringen. Sie gibt uns aber auch 
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die Hoffnung, daß sich in Zukunft auch ein ver­
mehrtes Engagement der Architekten im sozialen 
Wohnungsbau erkennen läßt. 

Ich möchte am Schluß eigentlich nur eines wün­
schen, daß gerade diese Neuerungen mithelfen, die 
Quali tät zu verbessern und darüber hinaus auch 
wieder eine bessere Betreuung der Wohnungswer­
ber zu enreichen, vor allem aber, daß im Rahmen 
des sozialen Wohnungsbaues dem Sozialen noch 
mehr zum Durchbruch verholfen wird. Wenn es 
nicht ein sozialer Wohnunsgbau wäre , wobei ich 
'das Wort sozial hervorstreiche, dann wären wir in 
diesem Haus wahrscheinlich gar nicht damit befaßt, 
denn dann wä re e s e ine reine pr ivate Sache. In 
diesem Sinne darf ich Ihnen eines versichern, daß 
ich als Womibaureferenit dieses. Landes nach bestem 
Wissen und Gewissen bemüht sein werde, dieses 
Referat im Interesse derjenigen, die Wohnungen 
brauchen, auch weiterzuführen (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Präsident: Es liegt keine Wortmeldung vor. 
Ich frage die Frau Abgeordnete Bischof als Be-

richtersitatteirin, ob sie das Schlußwort wünscht. 

Abg. Bischof: Ich verzichte auf das Schlußwort, 
wiederhole meinen Antrag und bitte die Abgeordne­
ten, daß s ie den Ansätzen der Gruppe 4 die Zu­
stimmung geben. 

Präsidetat: Die Damen und Herren, die mit den 
Ansätzen und Posten der Gruppe 4 einverstanden 
sind, mögen zum Zeichen der Annahme die Hand 
erheben. 

Die Gruppe 4 ist angenommen. 

Gruppe 5, Gesundheit. Berichterstatter ist der 
Herr Abgeordnete Harald Laurich. Ich erteile ihm 
das Wort . 

. Abg. Laüridi: Herr Präsident, Hohes Haus! 

Die Gruppe umfaßt in den Abschnitten 51 bis 58 
mit den dazugehörigen Unterabschnitten. Ansätze 
für den Gesundheitsdienst, die medizinische Be­
reichsversorgung, die Familienberatung, den Rönt-
genzug, den Umweltschutz, die Müllbeseitigung, die 
Ausbildung im Gesundheitsdienst, d ie medizinisch­
technischen Dienste, die Krankenanstalten, Pflege­
anstalten und die Veterinärmedizin. 

Die im Voranschlag ersichtlichen Ansätze wurden 
im Finanz-Ausschuß bera ten und ich stelle den 
Antrag, die Einnahmen in der Höhe von 2.577,864.000 
Schilling und die Ausgaben in dar Höhe von 
3.214,857,000 Schilling zu beschließen. 

Zweiter Präsident Gross: Zum Wort gemeldet hat 
sich die Frau Abgeordnete Jamnegg. Ich erteile 
es ihr. • 

Abg. Jamnegg: Herr Präsident, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! 

In den Budgatansätzen für unsere Spitäler sind 
auch jene Summen ausgewiesen, die das Land 

lagen ist allerdings .' nicht abzulesen, daß unser 
Bundesland Steiermark bei der Zuteilung der Mit­
tel aus dem Fonds nicht alle Möglichkeiten ausge­
schöpft hat. Seit Bestehen des Krankenanstalten-
fonds hat das Bundesland Wien auch die Kosten 
der mit dem Krankenanstal tenwesen befaßten Zen­
traldienststellen beim Amt der Wiener Landesre­
gierung in die Berechnung des Batriebsabganges mit­
einbezogen. Diesem Beispiel sind mitt lerweile auch 
die anderen Bundesländer gefolgt. Die Steiermark 
ist somit das einzige Bundesland, das bisher auf 
diesen Kostenersatz verzichtet, wodurch dem Land 
Beträge in Millionenhöhe entgangen sind. Eine 
Vergleichsberechnung hat für den bisherigen Ver­
lust einen Betrag von e twa 10 Millionen Schilling 
ergeben. 

Bei der letzten Besprechnug mit den Vertretern der 
Arge-Kositenirechnung hat ein Vertreter dieser Arge-
Kostenrechnung sogar mit Verwunderung festgestellt, 
daß die Steiermark auf diesen finanziellen An­
spruch verzichtet. Ich glaube- daher, Herr Landesrat, 
daß sofort alles unternommen werden muß, h i e r 
mit den anderen Bundesländern gleichzuziehen und 
auch zu versuchen, den bisherigen Verlust für 
unser Bundesland aus diesem Titel wieder herein­
zubringen. 

Und nun, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, zu unseren Krankenanstal ten selbst. In den 
letzten J ahren ist unter Einsatz großer finanzieller 
Mittel sehr viel geschehen. Es wurde ein Neubau 
für das: Krankenhaus Leoben errichtet und es hat 
e ine Reihe von Erweiterungsbauten gegeben, und 
weitere neue Projekte und zusätzliche neue Ab­
teilungen an bestehenden Krankenhäusern sollen in 
den nächsten Jahren fertiggestellt beziehungsweise 
neu gebaut werden. Nun waren wir uns, Herr Lan-
desirat Bammer, glaube ich, grundsätzlich darüber 
einig, daß durch Neu- und Erweiterungsbauten die 
Bettenanzahl in den steirischen Landeskrankenan­
stalten, insgesamt gesehen, nicht noch weiter er­
höht werden soll, weil wir im Vergleich zu allen 
anderen Bundesländern, aber auch im internationa­
len Vergleich, ohnehin mit Abstand die höchste 
Bettenanzahl mit allen Folgekosten, die sich daraus 
ableiten, haben. Die Ausstattung unserer Standard-
Spitäler mit zusätzlichen Fachabteilungen sollte j a — 
auch darüber bestand Übereinstimmung — der De­
zentralisierung dienen. Es war daher klar, daß eine 
immer wei ter zunehmende Aufstockung der Gesamt-
bettenanzahl in unseren Landeskrankenansitalten nur 
durch eine gleichzeitige Umschichtung von Betten 
aufgefangen werden kann. Tatsächlich aber, auch 
das wissen wir, hat bisher jeder Neubau und die 
Errichtung jeder neuen Abteilung eine Vermehrung 
des Bettenstandes zur Folge gehabt. Und wenn nun, 
wie vorgesehen, das Krankenhaus in Deutschlands­
berg errichtet wird — um nur ein Beispiel für die 
nächsten Projekte herauszugreifen — müßte wohl 
schon voir Baubeginn, glaube ich, feststehen, wo und 
in welchem Ausmaß dafür im Landeskrankenhaus 
Graz Betten reduziert werden. Ein vermehrter Bet-
tenst.and bedeutet ywangslänfig anrh mphr Persnnal 

Steiermark in den Krankenanstaltenfonds einbezahlt 
hat beziehungsweise daraus erhält. Letzteres ist 
sicher weit mehr als früher. Aus den Budgetunter-

Und schon heu t e s tehen — und Hinweise darauf 
hat es anläßlich der letzten Budgetdebatten schon 
oft genug gegeben-— Personal auf wand und Sachauf-
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wand für die Spitäler in einer überaus ungünstigen 
Relation, nämlich 64,54 Prozent werden für das Per­
sonal und 35,54 Prozent für den Sachaufwand aus­
gegeben. Und wenn nun, meine Damen und Her­
ren, diese Entwicklung ungebremst so weitergeht, 
dann geht das zwangsläufig immer stärker zu La­
sten des Sachaufwandes, des Investitionsaufwandes, 
wie überhaupt zu Lasten notwendiger Neuanschaf­
fungen und aller übrigen Vorhaben. 

Ich glaube daher, Herr Landesrat, daß wir hier 
wifklich bald ein einheitliches Gesamtkonzept brau­
chen, das alle Einzelmaßnahmen aufeinander ab­
stimmt, um Fehlentwicklungen für die Zukunft zu 
vermeiden. So ist beispielsweise bis heute noch 
offen die wichtige Frage der Anästhesie in den 
Standardkrankenhäusern und auch offen, wie dieses 
Problem gelöst wird. Offen ist auch, wo in der 
Steiermark noch Gebärabteilungen, Kniderabteilun­
gen, Abteilungen für die Unfallchirurgie und viel­
leicht auch noch andere zusätzliche Abteilungen er­
richtet werden und wo hiefür anderseits Betten­
reduzierungen erfolgen sollen. Diese Fragen, Herr 
Landesrat, können ja nur im Rahmen einer gesamt-
steirischen Spitalsplanung gelöst werden, wobei der 
Detailplan, der dem Landtag als Zwischenbericht 
vor Jahren schon vorgelegt worden ist, schon des­
halb nicht mehr ganz als Grundlage dafür heran­
gezogen werden kann, weil dort die Planung und 
Bettenverteilung im wesentlichen, allein wenn ich 
den Bereich Süd nehme, auf das zweite Schwer-
punktkrankenhaus in Graz im wesentlichen aufbaut 
und ich glaube, meine Damen und Herren, es wohl 
niemanden hier im Landtag geben wird, der glaubt, 
daß dieses gigantische Projekt — wenn über­
haupt — in den nächsten zehn Jahren zu realisieren 
ist. 

Man kann daher, glaube ich, bei der notwendigen 
Gesamtkonzeption nur von den realistischen Mög­
lichkeiten und auch von den finanziellen Möglich­
keiten des Landes ausgehen. Und daraufhin wäre 
auch — glaube ich — der Teilplan, der uns vor­
gelegt worden ist, zu überprüfen, wobei hier auch, 
und ich darf daran erinnern, auf die Versorgung 
der Langzeitkranken nicht weiter vergessen werden 
darf. 

Und zum 'Schluß noch zu einem anderen Problem: 
Die Massenmedien und damit die Öffentlichkeit 
haben sich heuer ganz massiv mit den Problemen 
der Strahlentherapie im Landeskrankenhaus Graz 
beschäftigt. Nun ist in den letzten Monaten für 
diesen wichtigen Bereich der Strahlenbehandlung 
im Rahmen der derzeit gegebenen räumlichen Ver­
hältnisse im Zentralröntgeninstitut sicher das Mög­
liche getan worden. Das alte, unbrauchbare Köbalt-
gerät wurde durch ein neues Teratrongarät ersetzt, 
so daß krebskranke Patienten jetzt auch wieder in 
Graz bestrahlt werden können, aber leider, meine 
Damen und Herren, eben nicht alle Patienten, die 
auf eine Strahlenbehandlung warten,, weil die Kapa­
zität dieser Einrichtung nicht ausreichend ist. 42 Pa­
tienten können derzeit dort behandelt werden, über 
100, die zum Teil bis zu zwei Monaten warten 
müssen, bis sie einmal dran kommen können, stehen 
auf der Warteliste. Dringende Fälle müssen, wie 
mir gesagt worden ist,' nach wie vor auch zur 

Strahlenbehandlung nach Wien geschickt werden, 
und auch das wurde mir gesagt, wer es sich leisten 
kann, fährt in die Bundesrepublik Deutschland zur 
Behandlung und wer kein Geld hat, muß eben hier 
warten. Und das, meine Damen und Herren, des­
halb, weil der Bau eines neuen Strahlentherapie­
zentrums all zu lange verzögert worden ist! Die 
ersten Verhandlungen mit dem zuständigen Mini­
sterium! über die Beteiligung des Bundes an einem, 
solchen Projekt haben ja schon im Jahre 1965 statt­
gefunden, und wenn ich mir erlauben darf daran 
zu erinnern, seit sieben Jahren haben wir als Ab­
geordnete hier im Landtag den Bau eines Strahlen­
bunkers urgiert. Und der Bund hat, ich glaube es 
war im Jahre 1973, für diesen Bau bereits 50 Mil­
lionen Schilling bereitgestellt, gehabt, vor drei Jah­
ren erat wurde dann endlich ein erstes. Projekt ge­
plant. Leider hat sich dieses Projekt dann sozusagen 
als Fehlplanung erwiesen. Mit drei Stockwerken 
war es zu groß und kostenaufwendig angelegt — 
mit drei Stockwerken uniter der Erde, meine Damen 
und Herren, wobei sich ja hier allein schon die 
Frage stellt, ob es für alle dort Beschäftigten zumut­
bar ist, auf lange Jahre unterirdisch wie in einem 
Bergwerk arbeiten zu müssen. Dazu kommt, daß 
der Betrieb einer solchen unterirdischen Anlage mit 
erheblichem Kostenaufwand vollklimatisiert werden 
müßte, was nebenbei auch aus energiepolitischer 
Sicht höchst fragwürdig wäre. Außerdem war für 
dieses Projekt 1, wie es genannt wird, neben zwei 
modernen Linearbeschleunigern für die Strahlenbe­
handlung auch die Anlage einer Kobaltbombe mit­
eingeplant und das zu einem Zeitpunkt, also zum 
Zeitpunkt der Projektplanung, wo die Haupterzeu-
gerfirma dieses Gerät gar nicht mehr hergestellt 
hat. •' , 

Nun, das Projekt Nr. 1 war also sicher keine 
Ideallösung. Und so wurde also ein Projekt Nr. 2 
geplant, das jetzt in die Detailplanung gegangen 
ist. Leider hat sich dadurch der Baubeginn zum 
Nachteil der Patienten um weitere drei Jahre ver­
zögert. Die Fachleute glauben, daß die Konzeption 
des Projektes Nr. 2 gut ist und daß nach seiner 
Fertigstellung eine ausreichende, rechtzeitige und 
medizinisch optimale Versorgung aller Patienten, 
die künftig eine Strahlenbehandlung brauchen, im 
eigenen Land gesichert ist. 

Nachdem es sich um einen Hochbau handelt, 
wird auch mit einer kürzeren Bauzeit gerechnet. 
Dieses Projekt ist an sich schon deshalb kosten­
günstiger, weil hier ohne weitere zusätzliche Kosten 
gegenüber dem Projekt Nummer eins auch eine 
Diagnose vorgesehen ist und allein bei der Klima­
anlage ergibt sich gegenüber dem ersten Projekt 
eine Reduzierung der Anschaffungs- und laufenden 
Kosten um 40 Prozent, meine Damen und Herren. 

Herr Landesrat, was nun die Standortfrage an­
langt, so ist doch anzunehmen, daß diese durch 
den Verkauf der Rieswerke, den man hätte viel­
leicht schon früher veranlassen können, ja präjudi-
ziert ist und damit abgeklärt scheint. Im außer­
ordentlichen Haushalt sind für das kommende Jahr 
für die Errichtung dieses Strahlentherapiezentrums, 
und zwar bedeckt, 20 Millionen Schilling prälimi-
niert. Und damit ist, glaube ich, wohl der Baubeginn 
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für das kommende J ah r gesichert. Ich bitte Sie, 
Herr Landesrat,, und a l le Zuständigen, nun auch 
rechtzeitig d ie erforderlichen Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß nächstes J ah r sobald wie möglich 
mit dem Bau dieser für v iele Patienten so wichtigen 
medizinischen Einrichtung begonnen werden kann. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Wa r t gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Läckner. Ich erteile es ihm. 

Abg. Lackner: Hoher Landtag, meine Damen und 
Herren! 

Ich möchte einleitend grundsätzlich feststellen: 
Der Umweltschutz hat mit dem „Steirisehen Herbst" 
nichts zu tun! Er ist nur ein großes Problem ge­
worden. Noch in den fünfziger Jahren wa r die 
größte Sorge in unserem Lande die Aufbringung der 
Ernährung für unsere Bevölkerung, für unsere Mit­
menschen, die damals noch gehungert haben. In der 
jetzigen Zeit ist es so, daß wir mehr Lebensmittel 
in die Abfallkübel werfen, als wir damals zu pro­
duzieren imstande waren. Aber wir werfen nicht 
nur Lebensmittel in die Abfallkübel, sondern wir 
werfen heute ja überhaupt alles weg. Wir sind am 
schnellsten Weg dabei, daß wir unsere Umwelt zu 
einem richtigen Misthaufen machen. Es ist j a eigent­
lich ein Armutszeugnis für diese unsere Wohl­
standsgesellschaft, daß wir Gesetze schaffen müssen, 
um die Umwelt, die uns birgt, die unser Lebens­
raum ist, vor den Menschen zu schützen. Wenn 
damals vor 30 J ahren d ie Frage der Ernährung 
das Problem Nummer eins gewesen ist, so ist heute 
der Umweltschutz das Problem Nummer eins. 

Ich darf zwar mit Begeisterung feststellen, daß 
unsere Landesbaudirektion bereits in den sechziger 
Jahren durch d ie Schaffung eines Gewässeraufsichts­
dienstes eine Pionierarbeit, oder überhaupt eine 
Voraussetzung geleistet hat, um dem Umweltschutz 
näherzutreten. Den Umweltschutz müßten wir jetzt 
eigentlich in zwei Teile teilen. Zuerst einmal müs­
sen wir sofort -raschest handeln, damit wir die 
Grundelemente Wasser und Luft nicht noch wei ter 
verschmutzen, und zweitens müßte eine ununter­
brochene Aufklärungswelle über das ganze Land 
gehen, und zwar angefangen vom Kind bis zum 
Großvater. Sie müssen ununterbrochen darauf auf­
merksam gemacht werden, ihren Beitrag zu leisten, 
daß die Verschmutzung unserer Umwelt, die oft 
sinnlos erfolgt, erst gar nicht stattfindet. 

Ich habe schon gesagt, in der Steiermark wurde 
Pionierarbeit geleistet. Es wurde eine Reihe von 
Gesetzen beschlossen, zum Beispiel haben wir ein 
ölfeuerungsgesetz, ein Gasschutzgesetz, ein Abfall-
beseitigungsgesetz, ein Luftreinhaltegesetz, ein Bau­
lärmgesetz, Geländefahrzeuggesetz,. Naturschutzge­
setz, Umweltschutzbasjtimmungen in der Bauord­
nung und für die Müllbeseitigung wurde eine Lan­
desstudie zur Erleichterung der Vollziehung der 
Gemeinden entwickelt und diese sieht zwölf re­
gionale Anlagen vor. Das ist j a erfreulich. Es ge­
schieht ja allerhand, aber trotzdem sind wir noch 
ziemlich weit hinten. Die Region Mürzzuschlag/ 
Brück hat e ine VÖEST-Anlage in Betrieb. Deutsch­
landsberg ist noch offen. Region Feldbach/Für-

sitenfeld plant, die Stadt Graz — . e s wird eine De­
ponie e r r i ch t e t— die Region Hartberg ist in Be­
trieb, die Region Knittelfeld/Judenbuirg und die 
Region Leoben wollen gemeinsam, etwas unterneh­
men. Und wenn wir nach Liezen kommen, dann 
dürfen wir mit Begeisterung feststellen, daß nicht nur 
eine Müllhygienisierangsanlage gebaut wird, son­
dern daß schon eine Musteranlage im Raum Schlad-
ming steht, an der sich alle anderen in der Steiermark 
ein Beispiel nehmen können. Man soll nicht ununter­
brochen die sogenannte Florianipolitik betreiben 
und sagen, ja, wir brauchen e ine solche Anlage, 
aber nicht in unserer Gemeinde, in der Nachbar­
gemeinde soll diese Anlage errichtet werden. In 
Murau ist noch die Frage offen, in Leibnitz/Radkers-
burg ist eine geordnete Deponie in Betrieb, Weiz 
ist in Betrieb, Region Voitsberg wird noch geplant. 
Außerdem muß noch eine Vereinbarung über den 
hochstzulässigen Schwefelgehalt im Heizöl getroffen 
werden. Die Länder sind ja seit Juni 1978, seit 
e iner Landeshaüptleutekonferenz in Eisenstadt, ab-
schlüßbereit. Die Verbindungsstelle is t derzeit be­
auftragt, mit unserem neuen Bundesminister Dr. Sal­
dier zu klären, ob ein, Abschluß nunmehr mit dem 
Bund möglich wird. Es wurde bereits erwogen, 
daß die Länder diesen Vertrag abschließen. Das 
Land Steiermark hat bereits auf diesem Gebiet eine 
Regelung erlassen, wie zum Beispiel durch das 
ölfeuerungsgesetz. 

Des weiteren ist auf dem Sektor Wasserversor­
gung, Abwasser, Abfallbeseitigung und so weiter 
Beachtliches geleistet worden, und zwar bestehen 
48 Einzelwassetrversorgungsanlagen, 167 Wasser­
versorgungsanlagen, 178 Abwasseranlagen und 
7 Abfallbeseitigungsanlagen mit einem Gesamt­
kostenaufwand von 580 Millionen Schilling. Der 
Bauumfang für Wasserversorgungsanlagen ' be­
trägt rund 232 Millionen Schilling, für die Abwas­
seranlagen 348 Millionen Schilling und für die Ab­
fallbeseitigung 32 Millionen Schilling. 

Für diese Anlagen wurden nachstehende Förde­
rungsmittel aufgewendet: Der Bund hat 274 Mil­
lionen Schilling, das Land Steiermark einen Beitrag 
von 63 Millionen Schilling und Darlehen von 26 Mil­
lionen Schilling zur Verfügung gestellt. Diese hohen 
Summen sind im besonderen ein Verdienst unseres 
Landeshauptmannes, denn er hat seitens des Was­
serwirtschaftsfonds die Mittel erwirkt, die in unser 
Land gekommen, sind, und die Landesmittel dazu 
haben es erst vielen Gemeinden ermöglicht,, daß 
mit den verschiedenen Projekten begonnen werden 
konnte. 

Weiters darf ich noch von dieser Stelle aus er­
wähnen, daß es gerade unser Landeshauptmann 
war, der in seiner Eigenschaft als Stellvertreter des 
Wasserwirtschaftsfonds und als Eraktionsvorsitzen-
der der ÖVP am 20. September 1978 einen Reso­
lutionsantrag über eine' Novellierung des Wasser­
bautenförderungsgesetzes eingebracht hat, wonach 
die Müllbeseitigungsanlagen durch den Fonds ge­
fördert werden -sollen. Dieser An t rag war damals 
zwar ein Minderheitsantrag, aber es sind erfreu-
licherweise die' Männer der Sozialistischen Partei 
diesem Antrag gefolgt, was zur Folge hatte, daß 
diese Resolution in- die Novelle des Wasserbauten-
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förderungsgesetzes eingebaut werden konnte. Es 
wurde nur leider Gottes der Nationalrat zu früh 
aufgelöst, dadurch wurde diese Novelle nicht mehr 
beschlossen. Ich muß von dieser Stelle aus appel­
lieren, daß eine Beschlußfassung so schnell als 
möglich nachgeholt wird. 

Wei ters möchte ich noch feststellen, daß es zur 
Zeit wenig sinnvoll ist, sich mit dem Gedanken 
zu beschäftigen, Nationalparks in unserer Heimat 
zu errichten, solange wir nicht die gesamte Umwelt 
fest in unseren Griff bekommen haben. Mit der 
Arbeit, Landschafts- oder Naturschutzgesetze zu 
errichten, wurde deshalb nicht aufgehört. 

Abschließend möchte ich feststellen: Der Umwelt­
schutz kann auf ke inen Fall nur eine Angelegenheit 
der politischen Mandatare in diesem Lande sein, 
der Umweltschutz geht jeden einzelnen an. Ich 
möchte in dieser Stunde besonders an unsere Lehrer 
und Erzieher appellieren,, daß sie auf die ihnen an­
ver t rauten Kinder besonders Einfluß nehmen und 
e inwirken und ihnen die Umwelt als das in ihre 
Gehirne und ihre Herzen legen, was sie heute noch 
ist, als e ine wunderbare Naturlandschaft. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Präsident: Das Wor t hat die Frau Abgeordnete 
Zdarsky. 

Abg. Zdarsky: Hoher Landtag, sehr geehrte 
Damen und Herren! 

Ein schrecklicher Unfall vor kurzer Zeit hat die 
Menschen unseres Landes und besonders die Grazer 
mit Bestürzung erfüllt: Ich meine das Unglück an 
der Eisenbahnkreuzung in Seiersberg. Aber nichts 
wird so schnell aus den Gedanken verdrängt, wie 
Unglück, welches sich in der Nähe ereignet. — 
Sonst wäre es nicht möglich, daß jetzt schon wieder 
sehr viele Autos über diese Kreuzung fahren, ohne 
das Tempo zu vermindern. 

Die Budgetpost 7670 der Gruppe 5, der Beitrag 
des Landes an den Landesverband Steiermark, des 
Roten Kreuzes, bewegt mich aber, Ihnen „Seieors-
berg" wieder in Erinnerung zu rufen. Der Betrag, 
der hier ausgewiesen wird, wird immer geringer 
und ich meine,, gerade in einer Zeit, wo der Straßen­
verkehr mit seinen Risken immer mehr zunimmt, 
mehr Fahrzeuge sich auf den Straßen mit mehr 
oder weniger intelligenten oder charakterlich be­
fähigten Fahrern bewegen, außerdem viele Men­
schen aus Krankheitsgründen schnell von,, geschulten 
und gut ausgerüsteten Helfern Hilfe erwarten, 
müßte dieser Betrag wesentlich höher angesetzt 
sein. Gegenüber solchen Notsituationen müßte man­
ches andere zurückstehen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Als sich das 
Unglück in Seiersberg ereignete, waren beim Roten 
Kreuz nur „Freiwillige Besatzungen" im Einsatz! 
Der Alarmplan wurde telefonisch ausgelöst und alle 
umliegenden Rettungsstellen bis Voitsberg benach­
richtigt. Zufällig waren bei der Rettung Graz 8 Fahr­
zeuge sofort greifbar und der erste Rettungswagen 
war in 6 Minuten am Unfallsort. Zum Glück war 
auch ein erfahrener und «tüchtiger Fahrer als erster 
dort im Einsatz, der am Unfallsort alles gut organi­
sierte: 59 Minuten und 77 Menschen waren versorgt! 

Es war also bei dem furchtbaren Geschehen sehr viel 
Glück dabei! Ich meine deshalb, weil 8 Fahrzeuge 
greifbar waren und ein guter Mann als erster dort 
war. Dieser Unfall sollte aber auch zum Nachden­
ken und Umdenken beitragen, auch dazu, daß das 
Land einen höheren Beitrag für die Notversorgung 
durch das Rote Kreuz bereitstellt. Das Umdenken 
muß aber auch in uns, in der Bevölkerung, statt­
finden, und zwar bezüglich der Versorgung: Rascher 
Abtransport ist nicht so wichtig wie die richtige 
Versorgung! Dar Patient oder der Verunfallte muß 
am Unfallsort für den Transport vorbereitet werden. 
Das oberste Ziel ist, daß der Patient den Transport 
überlebt. Es kommt darauf an, das Krankenhaus 
lebend zu erreichen, denn dadurch werden Chancen 
wesentlich vergrößert! 

Diese Erfahrungen hat man schon in den letzten 
Kriegen in Korea und Israel gemacht. Nicht immer 
stirbt ein Unfallverletzter an den Unfallfolgen,, kann 
aber an einer unversorgten Blutung, Erstickung 
oder kleinen Komplikation, die behebbar wäre, 
sterben, Eine rechtzeitig angelegte Infusion hat 
wesentlichen Einfluß auf Schockgeschehen oder zum 
Beispiel auf eine Fettembolie. Es muß innerhalb 
einer halben Stunde gehandelt werden! Entschei­
dend bei einem Unfall ist, ob man sofort einen 
Arzt an den Unfallort heranbringen kann. Deshalb 
wäre es wichtig, daß ein Notarztwagenj immer 
sofort im Einsatz sein kann. Eine solche Dauerbe­
reitschaft e ines Notarztwagens käme für e ine Stadt 
wie Graz mit zirka 250.000 Einwohnern und einem 
Umkreis von zirka 15 Kilometern oder einen Städte­
bereich w ie zum Beispiel Leoben, Brück, Kapfen-
berg in Frage. Im sogenannten „Rendezvous-System" 
fährt die Rettung zum Unfallsort, ebenso der Not­
arzt mit dem Notarztwagen. Beide haben alle Geräte 
bei sich, die zur Aufrechterhaltung der notwendigen 
Körperfunktionen gebraucht werden, das heißt, 
Atmung, Herz und Kreislauf würden sofort versorgt 
werden. Bei k leineren Orten mit Krankenanstalten, 
in denen ein Notarzt in Bereitschaft ist, könnte die 
Rettung im Krankenhaus vorbeikommen und Arzt 
und Schwester abholen. Für weite Einsätze wäre ein 
Hubschrauber wichtig! 

Die Notfälle, für die ein solcher Einsatz lebens­
wichtig wäre, teilen sich auf in zirka 40 Prozent 
Unfälle und 60 Prozent andere Notfälle wie zum 
Beispiel Infarkte, Selbstmorde usw. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Zur Zeit läuft 
ein Ansuchen vom Raten Kreuz bei der Stadtge­
meinde Graz und beim Land Steiermark um Bewil­
ligung, das heißt, Bezahlung von j e zwei Fahrern für 
den Notarztwagen in Graz. Ärzte und der Notarzt­
wagen s ind bereit! Doch für die Dauerbereitschaft 
fehlen noch die vier Fahrer. In allen europäischen 
Staaten, auch in den Ostblockländern, sind Notarzt­
wagen schon im Einsatz, in Österreich derzeit nur 
in Wien und Linz, im Burgenland wird das Rote 
Kreuz in seinen Bemühungen darum sehr unter­
stützt. Die Gemeinde Graz hat trotz der angespann­
ten Budgetsituation die Subvention an das Rote 
Kreuz nie gekürzt und diese erreicht fast 70 Prozent 
der Landessubvention. Graz müßte aber e ine große 
Summe, nämlich 20 Millionen Schilling jährlich nur 
für Personalkoslten bei dem derzeitigen Rettungs-
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einsatz investieren, wenn die „Freiwilligen Helfer" 
des Roten Kreuzes ihren Diensit einstellen würden. 

Im ganzen Land stellen sich diese unbekannten 
und ungenannten Helfer in den Dienst der Nächsten­
hilfe. Wir alle, die gesamte Bevölkerung, sind den 
freiwilligen Helfern des Roten Kreuzes zu großem 
Dank verpflichtet, aber es sollte nicht beim Danke 
bleiben. Wir sollten interessiert sein, daß in Not­
fällen wirkliche Hilfe geleistet werden kann, dazu 
gehört auch, daß für die notwendige Einführung des 
Notarztwagens alle Voraussetzungen geschaffen 
werden. Es wird damit weiter ein Schritt nach 
vorne im Kampf gegen das Sterben vor der Zeit 
getan. (Allgemeiner Beifall.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Noch ein paar 
Worte zur Veterinärmedizin! Mir liegen die Tiere 
sehr am Herzen und Sie müssen das schon entschul­
digen. 

Für 1980 werden als Ausgaben in der Post 58 
etwa knapp 6 Millionen Schilling veranschlagt. 
Aber auch in deT Tiermedizin haben Medizin und 
Hygiene in unserem Jahrhundert enorme Fortschrit­
te gemacht. Wesen und Ursachen der meisten Krank­
heiten sind erkannt worden, ebenso wie die Mittel 
und Möglichkeiten, den Organismus dagegen zu 
schützen. Veterinärmedizin hat aber außer der Auf--
gabe der Bekämpfung von Krankheiten und Seuchen 
die Aufgabe, Sorge zu tragen, daß die heutigen 
Erkenntnisse besonders auch bei der Nutztierhaltung 
in der Praxis angewendet werden. 

Ich möchte hier ein paar Punkte kritisch anfüh­
ren, bei denen man vielleicht eine Änderung ohne 
wesentliche Geldäufwendung herbeiführen könnte: 

Wenn man im Schlachthof- die Übernahme der 
Schlachttiere sieht und bemerkt, wie dort Tiere, 
die vollkommen verschmutzt sind, übernommen 
werden, dann fragt man sich, wie diese Tiere ge­
halten werden. Wenn man sieht, daß die Klauen 
ins Fleisch gewachsen sind und bei Stieren oft die 
Kette ins Fleisch gewachsen ist, dann fragt man 
sich, wo bleibt da die Hygiene und vor allem wo 
bleibt das Gefühl. Tierärzte sehen diese Zustände 
und könnten sie aufzeigen. Sicherlich sind es meist 
immer nur dieselben Landwirte. Aber auch bis zu 
diesen Tierhaltern muß es sich langsam herumge* 
sprachen haben, daß ein Tier ein Lebewesen ist,, 
das Empfindungen hat. Wenn die Tiere auch meist 
nur aus wirtschaftlichen /Überlegungen gehalten 
werden, dürfen sie doch nicht so mißhandelt werden. 
Dem Menschen wird! sein Arbeitsplatz menschlicher 
gemacht. Die soziale Betreuung wird ständig ver­
bessert — aber was ist eigentlich bei den Tieren? 
Die Beziehung der Menschen zu Tieren legt Zeugnis 
Über die menschliche Kultur ab. Ich weiß, Herr 
Präsident, es kommt Ihnen vielleicht lächerlich vor. 
Aber wenn Wir Menschen uns nicht für die Tiere 
einsetzen^ wer sollte es tun? 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Transport 
von Vieh ist gesetzlich geregelt, jedoch nicht der 
des Fleisches, Es kann also ein Auto für Vieh­
transporte benützt -werden, in dem man nachher 
Frischfleisch transportiert. Hier ist keine Hygiene­
verordnung erlassen. Nur das Lebensmittelgesetz 
ist dafür zuständig, welches aber dafür keine De­
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taübestimmungen enthält. Es müßte also dahin­
gehend novelliert werden. 

Als letztes möchte ich noch sagen, daß die Ge­
sundheit der Tiere mit dem Wohlbefinden der 
Tiere zusammenhängt. Diesbezügliche Untersuchun­
gen in der Schweiz und in Deutschland haben dies 
bestätigt. Es muß den Tierärzten beim Impfen, aber 
auch Nachbarn und Bekannten von, schlechten Tier­
haltern ein Anliegen sein, darauf einzuwirken, auch 
Nutztiexe so zu halten, daß das Tier, solange es 
lebt, sich wohlfühlt. Es sollten die Menschen,: die 
Tiere vernachlässigen öder quälen, an der Haltung 
der Mitmenschen erkennen, daß dies ein echtes 
Vergehen ist. Das Tier soll nicht nur wegen des 
Nutzens für den Menschen oder wegen der Ver­
letzung des Sittlichkeitsgefühls zufälliger Tatzeugen 
gegen schlechte Behandlung und Quälerei geschützt 
werden, sondern weil es einem humanen Gebot 
entspricht, das Tier um des Tieres willen selbst zu 
schützen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Pranckh. 

Abg. Pranckh: Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! 

Zurück zur Humanmedizin.. Im Interesse der ärzt­
lichen Versorgung des Bezirkes Murau ersuche ich 
die zuständigen Referenten, Herrn Landeshaupt­
mannstellvertreter Wegart und Herrn Landesrat 
Bammer, alle Vorkehrungen zu treffen, daß am 
Landessonderbrankenhaus Stolzalpe eine interne 
Station errichtet werden kann. Derzeit ist als Inter­
nist ain Sonderkrankenhaus der Oberarzt Dr. Feischi 
tätig, der sich einer enormen Beliebtheit bei den 
Patienten des gesamten Bezirkes erfreut. Das wahr­
scheinlich nicht nur, weil er sein handwerkliches 
Können gut beherrscht, sondern weil er als Arzt 
den Patienten das Gefühl vermittelt, ihnen zu hel­
fen. Ich glaube, daß das eine ganz wesentliche Funk­
tion des Arztes ist, 

Nun hat sich dieser Oberarzt um die ausgeschrie­
bene Stelle als Primarius der Internen Abteilung 
am Landeskrankenhaus Bad Aussee beworben und 
bei uns oben ist der Teufel los! Seit das bekannt 
ist, gibt es keinen Tag mehr, wo nicht Kollege -
Ritzinger und ich, und wahrscheinlich auch ver­
schiedene andere Herren, die auf diesem Gebiet 
herangezogen werden können, mit den Wünschen 
der Bevölkerung unseres Bezirkes bombardiert wer­
den, dafür zu sorgen, daß dieser' gute Arzt bleibt, 
und auch, daß überhaupt die Voraussetzungen für 
die Errichtung der gewünschten Internen Abteilung 
geschaffen werden. 

Ich habe im Laufe des heutigen Tages mit allen 
direkt Betroffenen gesprochen und habe den Ein­
druck, daß man hier wirklich auf Verständnis stößt. 
Ich; bitte nuri darum, daß sich dieses gezeigte Ver­
ständnis nicht in der Überprüfung aller Möglich­
keiten erschöpft, sondern daß wir wirklich eine 
Interne bekommen. (Landeshauptmann Dr. Niederl: 
„100 Millionen Schilling'") Nein, nein, Herr Lan-— 
deshauptmann! (Landeshauptmann Dr. Niederl: „Ich 
habe das nicht zu Dir gesagt!") Ich habe es trotzdem 
gehört — nicht hundert Millionen! Die Gewaltigen 
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haben sich schon wieder verständigen wollen, über 
den Rücken der armen Patienten hinweg! Das sind 
die Heimlichen, aber bit te sehr, Ihr seid die Un­
heimlichen. 

Bitte, meine sehr Verehrten, es geht hier wirklich 
um echte Mangelsiituationen in der ärztlichen Ver­
sorgung des Bezirkes Murau. Mir hat erst diese 
Woche eine Bergbäuerin gesagt, sie sei bereits um 
halbvier Uhr früh in der Ordination eines Frauen­
arztes in Judenburg gesessen und erst um halbzwei 
Uhr zu Mit tag drangekommen. Eine große Anzahl 
anderer Patientinnen, die nach ihr gekommen sind, 
also nach halbvier Uhr früh, mußten unbehandelt 
und unversorgt zurückgehen. So ähnlich ist es halt 
auf vielen Gebieten der Fachmedizin am Land. 

Ich glaube, das haben ja auch die heutigen Ge­
spräche gezeigt, ich habe auch seit einigen Tagen 
ein Schreiben des ärztlichen Direktors des Sonder­
krankenhauses in Händen, in welchem er sich be­
reiterklärt, mit allem Nachdruck diesen Wunsch 
zu unterstützen, daß die Voraussetzungen gegeben 
sind. Ich bitte daher um positive Erledigung. (Allge­
meiner Beifall.) 

Präsident: Zu Wor t gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Wimmler. Ich erteile es ihm. 

Abg Wimmler: Hoher Landtag, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! 

Die Frage des Natur- und Landschaftsschutzes 
ist weniger brisant als d ie der Wohnbauförderung. 
Aber die Erteilung der Ausnahmebewilligung nach 
dem Naturschutzgesetz zur Errichtung eines Aus-
fluggasithofes am Giglachsee durch die Politische 
Expositur Gröbming im heurigen Sommer hat auch 
einigen Staub aufgewirbelt. 

Ich habe schon einmal in diesem Hohen Hause 
zum Problem Nationalpark Schladming Stellung ge­
nommen und möchte heute ganz kurz wiederholen: 
Der Gedanke eines Nationalparkes in diesem Gebiet 
ist nicht neu. Schon vor dem Ersten Wel tkr ieg 
waren Bestrebungen im Gange, im deutschsprachi­
gen Raum drei Naturschutzräume zu errichten. Die 
Lüneburger Heide, der Bayrische Wald und die 
Niederen Tauern. Es ist eine Tatsache, daß das 
Gebiet der Niederen Tauern nach dem Naturschutz­
gesetz 1976 alle Voraussetzungen für einen Na­
t ionalpark erfüllt. Wie bekannt, habe ich daher auch 
an einer Begehung dieses Gebietes teilgenommen, 
um bei der Erörterung der damit zusammenhängen­
den Fragen aus eigener Wahrnehmung mitreden zu 
können. Ich bin damals zur Erkenntnis gelangt, 
daß die Erhaltung der unberührten Landschaft dort 
ein Gebot der Stunde ist, daß aber selbstverständ­
lich, und das habe ich bei j eder Gelegenheit betont, 
e inem gerechten Ausgleich zwischen Fremdenver­
kehr und Tourismus auf der e inen Seite, dem Privat­
eigentum und den Bedürfnissen der Land- und 
Forstwirtschaft auf der anderen Seite Rechnung zu 
t ragen ist. 

Bei dieser Wanderung, haben wir damals gerade 
an der Stelle, wo später aufgrund der erteilten 
Ausnahmegenehmigung um die Errichtung eines 
Alpengasthofes angesucht wurde , eine kleine Ver­

schnaufpause eingelegt. Wi r konnten ke inen be­
sonders schwerwiegenden Grund finden, an besagter 
Stelle keinen schutzhüttenartigen Ausflugsgasthof 
errichten zu lassen. Es ist ja bekannt, daß die sich 
in der Nähe befindliche Ignaz-Mattis-Hütte auch 
nach dem geplanten Ausbau den zunehmenden 
Strom der Touristen in Stoßzeiten nicht bewältigen 
kann. Vom Bauwerber aber wissen wir, daß er sich 
gerne über etwas hinwegsetzt. Er hat vor 10 Jah­
ren — und das wurde in einer Anfragebeantwor­
tung von Herrn Landesrat Jungwir th h ier erklärt — 
ohne Bewilligung eine Straße gebaut, hat vor er­
teil ter Baubewilligung mit dem Bau für diesen 
Alpengasthof begonnen, hat justament dort ge­
baut, wo es ihm nicht erlaubt wurde. Meiner Mei­
nung nach ist daher größte Vorsicht am Platze. 
Größte Vorsicht deshalb, weil sich j eder ausrech­
nen kann, daß wegen der wit terungsbedingt kurzen 
Betriebszeit bestenfalls in den Monaten Mai bis 
Oktober e ine Rentabilität dieses Ausfluggasthofes 
gegeben sein dürfte. Der nächste Schritt wäre dann 
vielleicht der weitere Ausbau der Straße, und schon 
ist die Blechlawine am Giglachsee! Ich glaube, das 
wollen wir doch nicht. 

Mit dem Argument der zu geringen Rentabilität 
könnten schließlich auch kommerziell wirkungs­
volle Wintersportanlagen angestrebt werden, für 
die uniter Umständen dann Sicherungs- und Lawinen-
schutzbauten erforderlich werden würden. Und das 
wäre, meiner Meinung nach, aber dann sicher alles 
zusammengenommen das Ende der unberührten 
Landschaft, das Ende eines unersetzlichen Kapital-
wertes, 

Es ist sicher 'richtig, meine Damen und Herren, 
wenn Kollege Laurich und auch Kollege Lackner 
meinen, daß es bei so schwerwiegenden Fragen 
ganz besonders auf das Fingerspitzengefühl der 
Verhandler ankommt. Selbstverständlich bekenne 
ich mich zum Privateigentum, selbstverständlich 
müssen Maßnahmen, die schwerwiegende Eingriffe 
in das Privateigentum darstellen, mit den Besit­
zern in geeigneter Weise besprochen werden. Und 
es ist daher schade, daß durch den. natürlich nicht 
beabsichtigten, aber doch ein wenig ungeschickten 
Vorgang bei der damaligen Besprechung mit den 
Besitzern in Schladming der Widers tand der Besit­
zer geradezu geschürt worden ist. In dieser Be­
sprechung ist der Eindruck aufgekommen, daß mit 
allen eher gesprochen wird als mit den betreffen­
den oder betroffenen Bauern und Grundbesitzern. 
Und am Rande bemerkt, müßte man sagen, daß 
auch die Mentali tät der Schladminger ins Kalkül 
gezogen werden müßte, von denen man weiß, daß 
sie sich j a schon im 16. Jahrhunder t als sehr re­
volutionär erwiesen haben. 

Meine Damen und Herren, nichts also gegen 
einen Ausflugsgasthof mit schützhüttenartigem 
Charakter. Ein Berghotel an dieser Stelle aber 
wäre, glaube ich, doch der Anfang vom Ende. 
Und nicht zuletzt müßten auch die Folgewirkungen 
in Betracht gezogen werden, daß nämlich nicht auf­
grund der einen erteilten Bewilligung andere ein 
gleiches Recht ableiten könnten. 

Meine Damen und Herren, vor einigen Tagen fand 
in Schladming auch eine Diskussion über das re-
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duzierte Kraftwerksprojekt der STEWEAG statt. 
Ich ha t te leider keine Möglichkeit, daran teilzu­
nehmen und kenne daher die dort besprochenen 
Einzelheiten nicht. Ich weiß nur, daß der Wasser­
inhalt des Stausees von ursprünglich 60 Millionen 
Kubikmetern auf 20 Millionen — auf ein Drittel 
also — reduziert worden ist, wodurch natürlich 
auch die Staumauer niedriger ausfallen kann. Es 
hat also den Anschein, daß hier den Wünschen der 
Bevölkerung von Schladming sowohl in bezug auf 
ihre Sicherheit als auch auf die Erfordernisse des 
Landschaftsschutzes annähernd Rechnung getragen 
worden ist. Hier wie beim geplanten Ennskraft-
werk des Stiftes Admont beim Gesäuseeingang wird 
man die Notwendigkeiten der Energieversorgung 
und die nicht geringere Bedeutung des Natur- und 
Landschaftsschutzes sehr sorgfältig prüfen müssen. 

Ganz besonders e ingehend müßte meines Erach-
tens die im Zusammenhang mit dem Kraftwerks­
bau Schladming und Sölk vorgenommene Ableitung 
der südseitigen Zuflüsse, der Enns von Schladming 
bis Donnersbach untersucht werden, ob durch diese 
einschneidenden Maßnahmen nicht das ökologische 
Gleichgewicht in diesem Gebiet zerstört wird. Es 
mag sein, daß bei e iner überfluteten Grundwelle 
300 Meter oberhalb des Gesäuseeinganges und einer 
Restwassermenge von mindestens 3 Kubikmetern 
pro Sekunde der Charakter des Gesäuses nicht voll­
kommen verlorengeht. Aber, meine Damen und Her­
ren, wenn es im Gesäuse nirgends mehr saust, am 
Eingang wegen dem Stift, am Ausgang wegen der 
STEWEAG, dann hat das Gesäuse seinen Fremden-
verkehrswent verloren. Ob wir uns das leisten 
können, wenn wir das Gesäuse als das Tor zu 
jenem Gebiet betrachten,, das den Fremdenverkehr 
bi t ter notwendig hat, wie Kollege Hammer — er 
ist gerade nicht anwesend •— gestern auch dar­
gelegt ha t und wenn wir darüber hinaus an unsere 
Zahlungsbilanz denken, ist sicher keine einfach 
zu beantwortende Frage. 

Meine Damen und Herren, wir t rägen die Verant­
wortung, wir t ragen eine große Verantwortung. 
Wägen wir daher sorgfältig ab, und lassen wir uns 
nicht ausschließlich vom Augenblick und von der 
k l ingenden Münze leiten, damit uns im übertra­
genen Sinne nicht dasselbe Schicksal' blüht, wie 
den sagenhaften Giglacher Knappen, die aus Über­
mut die drohende Gefahr im Stollen nicht erkannten 
und im Stollen ertranken. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident:"'Das Wor t hat der Herr Primarius 
Abgeordneter Dr. Piaty. 

Abg. Dr. Piaty: Herr Präsident, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! 

Der Herr Abgeordnete Brandl als Generalredner, 
er befindet sich momentan nicht im Saal, hat die 
Meinung vertreten, daß ich mich zu wenig . zu 
Wor t melde und hat daher den Schluß gezogen, 
daiß ich entweder nicht mehr reden will oder nicht 
mehr r eden darf. (Abg. Brandl: „Es ist mir-.'so' vor- ' 

commen!") Das ist halt eine Täuschung, hitte, geko 

d ie Freiheit des Schweigens, wenn e r will, und 
ich gehöre, bitte, zu jenen, die nicht glauben, daß sie 
zu jeder Speise ihren Kren dazureiben müssen. 

Ich möchte zum Thema der Gesundheit doch 
einiges sagen. Da war im Oktober der Herr 
Abgeordnete zum Nationalrat Dr. Steyrer, ein 
Kollege von uns, ein sehr schätzenswerter 
Kollege, in der Steiermark und hat vor den 
sozialistischen Frauen ein Referat über Ge­
sundheitspolitik gehalten. Und dort sagte er, 
Taut „Neue Zeit" vom 19. Oktober 1979, e r müsse 
provozierend gedachte Zahlen über die weißen Flek-
ken in der steirischen Gesundheitspolitik mitteilen. 
Er kri t isierte dort zum Beispiel, daß die Steiermark, 
was die Säuglingssterblichkeit in Österreich an­
langt, fast im schlechtesten Rang liegt und daß es 
nicht viel anders bestellt sei um die Basisversor­
gung mit praktischen Ärzten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es 
kommt in einer großen Partei vor, daß die linke 
Hand nicht weiß, was die rechte tut (Abg. Premsber-
ger: „Bei den Ärzten, daß der eine nicht weiß, was 
der andere tut!"), es kommt vor, daß es Flügel gibt, 
l inke Flügel, rechte Flügel, ideologische Flügel, 
pragmatische Flügel, aber anscheinend gibt es bei 
Ihnen die Flügel der Eingeweihten und die Nicht­
einge weihten, denn sonst wäre nämlich der Herr 
Doktor Steyrer sehr vorsichtig gewesen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn 
jemanden die Verantwortung in diesem Lande 
trifft, warum wir in der Säuglingssterblichkeit an der 
Spitze liegen, so trifft das bitte zwei Referenten der 
Sozialistischen Partei, nämlich erstens den Herrn 
Referenten der Abteilung 12 für das Krankenhaus­
wesen und zweitens den Herrn Finanzreferenten. 
Ich werde Ihnen auch sagen warum. Erstens, weil 
der Herr Anstaltsreferent — ich mache nicht ihm den 
Vorwurf, er ist ein Gefangener einer sogenannten 
Planung seines Vorgängers und er ist ein Gefan­
gener des Vorstandes dieser Abteilung, das möchte 
ich auch mit aller Deutlichkeit sagen — nicht ein­
sehen will, daß nach dem Krankenanstaltengesetz, 
das sozusagen seit zwei J ahren geistig bei uns 
kreist, und ich hoffe, daß dieses Kreisen nicht zum 
Schluß ein armseliges Reformmäuschen heraus­
bringt, wenn es schön so lange kreist, daß jeden­
falls in diesem Krankenanstaltengesetz zwingend 
vorgesehen ist, wenn auch mit Ausweichmöglich­
keiten, von denen man reichlich Gebrauch macht, 
daß aus den zweigliedrigen Anstalten, sprich Interne 
und Chirurgie,, eine dritte gemacht werden müßte. 
Und falls Sie es bit te nicht wissen: Wenn Sie in 
ganz Österreich die Situation kennen, ist die Ver­
sorgung durch stationäre frauenärztliche Abteilun­
gen in der Steiermark am schlechtesten. Ich fordere 
daher den Herrn Referenten auf, sich im Sinne der 
akt iven Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit mit 
toehr Aufmerksamkeit darauf zu konzentriereni, 
daß sämtliche Abteilungen, wo es nötwendig ist, und 
es ist, g laube ich, in allen Krankenhäusern not­
wendig, eine Gebärabteilung bekommen, die fach-
lirh vom zuständigen Facharzt geführt wird. Es muß 

denn in unserer Partei — vielleicht ist es in ande­
ren Parteien anders', das soll so möglich sein — 
kann jeder reden, wann er will, und er hat auch 

nicht alles ein Primariat sein, aber man müßte die 
Möglichkeit haben, daß nicht'•> eine Situation ein-, 
tritt, w ie jetzt, daß im Krankenhaus A der nicht 
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zuständige Chirurg weiterhin Geburtshilfe betreibt, 
und im Kankenhaus B dann der Gynäkologe Ge­
burtshilfe betreibt. Es hat j eder Bürger in unserem 
Land das gleiche Recht auf gleichmäßige ärztliche 
Behandlung. 

Das zweite: Es gab und es gibt eine Gesellschaft, 
die sich der Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit 
mit Konsequenz und Überlegung gewidmet hat. 
Ich weiß, daß das für manche in Ihren Reihen ein 
Reizwort ist, das ist die Steirische Gesellschaft 
für Gesundheitsschutz. Wir haben die Mutter-Kind-
Paß-Blätter aller steirischen Mütter und aller steiri-
schen Säuglinge systematisch erfaßt. Wir haben sie 
datenmäßig gespeichert und wir wären in der Lage 
gewesen, jene Frauen, die Risken für die Schwan­
gerschaft aufweisen, oder Säuglinge, die Risikoge­
burten darstellen, individuell namentlich zu erfassen 
und ihren weiteren medizinischen Verlauf zu über­
wachen und bei Wiederholung von Schwangerschaf­
ten, das soll j a auch noch vorkommen in unserer 
Zeit, auch hier rechtzeitig ärztlich einzugreifen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der 
Herr Finanzreferent, das möchte ich deutlich sagen, 
und ihn trifft allein die Verantwortung, hat mit 
seinem Budgetstift diesen Budgetposten seit den 
letzten Jahren systematisch demoliert. (Abg. Loidl: 
„ET hat schon gewußt, warum!") Ich muß Ihnen 
sagen, das ist Sabotage an einer konstruktiven Ge­
sundheitspolitik, denn, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, wenn es Ihnen nicht paßt, daß diese 
Gesellschaft das tut, wenn Sie damit beweisen, daß 
zwar Ihre geistigen Vorväter aus der Gründerzeit 
noch eine Sensibilität an den Tag gelegt haben für 
soziale Anliegen und für gesellschaftliche Notwen­
digkeiten und Sie heute anscheinend nur mehr die 
Sensibilität haben, nämlich für die Machtausübung, 
für die Monopolmacht, und in jenen Bereich, wo 
Sie fest darauf sitzen, niemanden anderen hinein­
lassen, ke ine Privatinitiative dulden (Abg. Ileschitz: 
„Das ist unerhört!") dann muß ich sagen, dann über­
nehmen Sie die Verantwortung, denn dann hätten 
Sie die moralische Pflicht, wenn Sie andere daran 
hindern, das zu tun, es selbst, zu tun. Aber Sie tun 
es j a auch nicht! (Abg. Zdarsky: „Sie hätten auch 
nicht 3 J ah re mit dieser Feststellung war ten müs­
sen!") 

Das zweite wegen der Niederlassung: Meine sehr 
geehrten Damen und Herren, ich hatte Gelegenheit, 
vo r einiger Zeit dem Herrn Bundeskanzler und dem 
Herrn Vizekanzler ein Papier zu überreichen, in 
dem eine sehr interessante Berechnung drinnen ist. 
Mir ist nämlich schon früher aufgefallen, daß etwa 
vergleichbare Bundesländer wie Oberösterreich und 
Niederösterreich mehr praktische Arzte haben, die 
in Praxis sind, als die Steiermark, daß aber diese 
Bundesländer wesentlich weniger Krankenbetten 
haben als die Steiermark. Ich bin dieser Sache nach­
gegangen und da gibt es e ine Berechnung, ich 
möchte Ihnen auch die Quellen sagen, nach dem 
österreichischen Statistischen Zentralamt und dem 
Gesundheitsministerium, wir haben nämlich die Zif­
fern der Akütbet ten auf 1000 Einwohner, die Ver-
pflegstage auf 1000 Einwohner genommen und haben 
die Bundesländer Kärnten, Vorarlberg und Steier­
mark untersucht. Ich lasse jetzt Kärnten bewußt 

weg und konzentriere mich nur auf Vorarlberg und 
Steiermark. In Vorarlberg kommen auf 1000 Ein­
wohner sechs Akutbetten. Der österreichische Bun­
desdurchschnitt ist 7,9 Akutbetten. Der steirische 
Durchschnitt sieht 9,1 Akutbetten vor, Verpflegs-
tage: Auf 1000 Einwohner kommen in Vorarlberg 
1834 Verpflegstage, gesamitösterreichisch sind es 
2407,, und in der Steiermark sind es 2957, Wenn 
Sie jetzt diese Differenz nehmen und Sie rechnen, 
daß ein Verpflegstag pro Bett e twa 800 Schilling 
an Betriebskosten beträgt, so ist der Mehraufwand 
der Steiermark gegenüber den Vorarlberger Wer­
ten, immer bezogen auf 1000 Einwohner, e ine Mil­
liarde und siebzig Millionen, und wenn Sie den 
Bundesdurchschnitt nehmen mit 524 Millionen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, gibt es aus 
diesen Zahlen eine einzige Konsequenz: Hören Sie 
bit te auf, immer mehr und mehr Betten zu bauen. 
Hören Sie bi t te auf, mit Ihrer Gigantomanie immer 
neue Spitäler zu propagieren und hören Sie bitte 
auf, wie es im jetzigen Budget ist, n eue Spitals­
ambulanzen zu bauen, die ja nur das Krankenhaus 
mit Funktionen betrauen und belasten, das ja ur­
eigenste Aufgabe eines Krankenhauses nicht ist, 
nämlich die stationäre Betreuung. Und tun Sie bitte 
e twas für die extramurale Medizin, das heißt, für 
die Medizin außerhalb der Krankenhäuser, sq wie 
in Vorarlberg, dann werden Sie sich diese eine 
Milliarde oder die halbe Milliarde ersparen. Sie 
werden damit auch vielleicht d ie Medizin etwas 
humaner und etwas persönlichkeitsnäher gestalten. 

Das muß ich Ihnen sagen, wenn man dieses 
Budget anschaut: Ich betrachte es schlechthin als 
skandalös, daß bei einem Vertrag über den Grazer 
Ärztenotdienst — dem die Gebietskrankenkasse für 
alle SO'Zialversicherungsträger, der Magistrat Graz 
für Graz, die Ärztekammer, beigetreten sind und 
unterschrieben haben, und wo sich auch die Ver­
treter des Landes verpflichtet haben, bei den Ver­
handlungen ihren Anteil, der ziffernmäßig festgelegt 
ist, zu übernehmen — sich der Herr Finanzreferent 
einfach über diese Dinge kaltblütig hinwegsetzt 
und nur den halben Betrag im Budget vermerkt. 
Ich möchte heute schon sagen, wenn in einem 
halben Jahr sich diese Beträge erschöpfen, dann 
werden wir — und die Verantwortung trifft den 
Herrn Finanzreferenten — diesen Dienst in Groß-
Graz einstellen. Denn es ist nicht so, daß alle 
anderen die Verpflichtung auf sich nehmen und 
man hier glaubt, man kann sich dieser Verpflich­
tung einfach entziehen. Vergessen Sie nicht, Graz 
ist nicht nur die Landeshauptstadt, Graz ist j a auch, 
ein Zentrum des Fremdenverkehrs. Sie bauen ein 
großes Kongreßzentrum, Sie wollen die Oper er­
neuern. Sie wollen vieles tun, damit Graz attrakti­
ver wird. Dazu gehört b i t te auch ein ärztlicher 
Dienst, der in der Nacht und Samstag, Sonntag 
tätig ist. 

Und als letztes: Die Funktion de r Krankenan­
stalten, meine sehr verehr ten Damen und Herren,: 
ist nicht so, daß wir jetzt in satter Selbstzufrieden­
heit vers inken können. Wissen Sie, daß es bei uns 
19 Krankenanstal ten gibt? Und wenn ich jetzt Graz, 
Brück und Leoben abrechne, dann sind es nu r mehr 
16, und von diesen Krankenanstal ten haben sieben 
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Krankenanstalten keinen Facharzt für Anästhesie, 
das heißt, keinen ausgebildeten Narkosearzt. Und, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
wünsche niemandem, daß er irgendwo einen Ver­
kehrsunfall unterwegs erlebt und das Pech hat und 
das Risiko auf sich nehmen muß, schwerverletzt in 
ein Krankenhaus eingeliefert zu werden, wo viel­
leicht der vor wenigen Monaten promovierte Tur­
nusarzt, der jüngste im Kreise, sozusagen gerade 
noch für die Anästhesie herangezogen wird. Und 
der arme Teufel hat das auch noch im Falle eines 
Zwischenfalles vor Gericht persönlich zu vertreten! 
Ich muß Sie daher ernstlich ersuchen, diesen unhalt­
baren Zustand zu beseitigen. Wir haben fast in 
allen Krankenhäusern Intensivstationen. Aber wis­
sen Sie, daß es keinen Nachtdienst in den Labora­
torien gibt, daß also die Intensivstationen, wenn 
Sie wollen, in der Nacht und am gesamten Samstag, 
Sonntag einfach nur halb funktionsfähig sind, weil 
sich ohne Labormedizin eine Intensivmedizin nichl 
betreiben läßt? Und haben Sie bitte in die Budgets 
hineingeschaut, und sehen Sie, daß die Anteile für 
die gerätemäßige Ausrüstung unserer Kranken­
häuser nicht nur stagniert, sondern da ja die Preise 
auf der einen Seite steigen, wir von Jahr zu Jähr 
immer weniger für Ausrüstung aufwenden können, 
und daß wir den technologischen Standard nicht wer­
den halten können auf die Dauer, wenn diese Ent­
wicklung weiter fortgesetzt wird? Ich möchte Ihnen 
das alles sagen und ich möchte nochmals zum Schluß 
sagen, ich warne vor Plänen, die darauf auslaufen, 
einfach quantitativ den Bettenraum auszuweiten. 
Versuchen Sie doch die vorhandenen Krankenhäuser 
qualitativ zu verbessern. 

Meine_ sehr Geehrten, ich bin jetzt zehn oder 
elf Jahre unten in Fürstenfeld, seit den letzten 
vier Jahren muß ich drei Viertel der Patienten 
immer wieder am Gang unterbringen. Unsere Kran­
kensäle sind 'total überfüllt und verstopft, und es 
geht in den anderen Krankenanstalten auch so. Ich 
hielte es für sinnvoller, daß Sie bitte, wenn Ihnen 
die Humanität wirklich ein Anliegen ist, zuerst 
sorgen, daß in den vorhandenen Krankenhäusern 
humanitäre Situationen entstehen, daß man die 
Menschen dort menschenwürdig unterbringen kann, 
wenn sie krank sind, daß sie nicht am Gang draußen 
liegen. Und wenn Sie das erfüllt haben, dann 
bauen, Sie von mir aus, wenn Sie das Geld haben, 
weitere Krankenhäuser. (Abg. Brandl: „Ein Genie 
an Widersprüchen!") 

Mein Schlußwort ist: Es ist sicherlich in unserem 
System der Gesundheistversorgung im Kranken­
hauswesen im Vergleich zu anderen Ländern — 
das möchte ich einräumen — vieles gut. Das heißt 
aber bitte nicht, daß nicht vieles besser sein könnte. 
(Beifall bei der ÖVP und FPÖ.) 

' • . < ' / 

Dritter Präsident Feldgrill: Zu Wort gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Loidl. Ich erteile es 
ihm. 

Abg. Loidl: Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! 

Ich fühle mich verpflichtet, zu den Ausführungen 
des Präsidenten Dr. Piaty im Zusammenhang mit 

, der. Feststellung,, daß die Kürzung der Mittel für die 
, Gesellschaft für Umweltschutz eine Gefährdung für 
L die neugeborenen Kinder beziehungsweise für die 

werdenden Mütter darstellt, festzustellen: Es ist dies 
L meines Erachtens schon eine mehr als grewagte 
i Behauptung, was hier dem Finanzreferenten unter­

stellt wurde. Ich erinnere an die Auseinanderset­
zungen hier über diese Gesellschaft, welche vom 

; Land sehr vertrauensselig, Herr Präsident, Dut-
l zende Millionen Schilling bekommen hat: Im Ver-
> trauen, daß Sie der Präsident sind, daß sie von 
! Ärzten geführt wird. Die Kontrollabteilung mußte 

aber feststellen, daß dieses Geld dort leichtsinnig, 
i unkontrolliert ausgegeben wurde. (Abg. Dr. Piaty: 

„Bitte, wo steht das? Im Kontrollbericht? Das sind 
unwahre Behauptungen, um nicht zu sagen, glatte 

L Lügen!") Das steht drinnen, lesen Sie nach! (Abg^ 
, Dr. Piaty: „Kennen Sie den Bericht überhaupt?") 
[ Ich kenne es beinahe auswendig! (Abg. Brandl: „Die 
L Kontrollabteilung legt falsche Berichte vor?" — 
; Abg. Dr. Piaty: „Schauen Sie doch den Kontrollbe-
: rieht an!") Daß ohne Abrechnung, ohne Finanzie­

rungspläne gearbeitet wurde! Und ich sage Ihnen, 
! und Sie wissen das auch, daß jetzt noch die Schul-
: den bezahlt werden, die vor Jahren gemacht wur­

den, — (Abg. Brandl: „So eine Wirtschaft!") — 
und daß die Landesregierung in Kenntnis dieser 
Sache gesagt hat, daß unter diesen Voraussetzungen 
eine weitere Finanzierung in dieser Höhe nicht 
mehr möglich ist. 

Und noch etwas sage ich Ihnen, woran wir uns 
gestoßen haben. Das ist auch eine Frage der Moral. 
Sie haben 50 Schilling verrechnet, nur um eine 
Adresse zu schreiben. Das steht ganz genau in 
diesem Bericht. Um den Mutter-Kind-Paß an die 
Zentralstelle zu schicken, eine Arbeit, die Ihre As­
sistentin in drei Minuten macht, dafür haben Sie 
50 Schilling verrechnet und daran haben wir uns, 
daran hat sich die Kontrollabteilung gestoßen, und 
daran werden sich auch die Steuerzahler stoßen. 
Ich habe Ihnen ausgerechnet, welchen Stundenlohn 
das ausmacht, wenn man für drei Minuten 50 Schil­
ling verrechnen kann. (Abg. Dr. Piaty: „Haben Sie 

' das besser gemacht? Nichts haben Sie gemacht!") 
Das sind die wahren Gründe, warum diese Gesell­
schaft für Gesundheitsschutz nicht mehr diese finan-
zillen Mittel im Budget bekommt. Aber fragen Sie 
den Herrn Landeshauptmann! (Unverständlicher 

• Zwischenruf.) Sie täten besser daran, dafür zu sor­
gen oder mitzuhelfen, daß wir in Murau endlich 
einen Frauenarzt bekommen. Wir haben im ganzen 
Bezirk Liezen nur einen einzigen Frauenarzt. Die 
Frauen stellen sich um 4 Uhr früh an, und um 
12 Uhr müssen sie wieder heimfahren, weil sie-nicht 
daran kommen. (Abg. Dr. Piaty: „In Graz warten 
sie zwei Monate!" — Abg. Ileschitz: „Wo bleibt der 
hypokratische Eid!" — Abg. Dr. Piaty: „Ich kenne 
den Eid,, aber Sie nicht!"— Abg. Grätsch: „Sie haben 
den Eid vergessen!" — Abg. Dr. Piaty: „Sie reden 
wie der Blinde von der Farbe!") Aber was machen 
Sie? Sie reden von einer Ärzteschwemme und ver-

—hindern,—daß—Ärzte eines schönen Tages—einmal 
nachkommen! So einfach kann man sich das nicht 
machen, Herr Primarius! Wir wissen ganz genau, 
daß wir keine Gesundheitspolitik ohne Ärzte ma-
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chen können. Aber wir können Gesundheitspolitik 
nur mit Ärzten machen, für die der hypokratische Eid 
doch noch ein wenig Bedeutung hat (Beifall bei der 
SPÖ.) und nicht nur die finanziellen Mittel, das 
möchte ich Ihnen bei der Gelegenheit auch gesagt 
haben. (Abg. Dr. Piaty: „Kennen Sie den hypokra-
tischen Eid überhaupt?" — Abg.. Hammerl: „Sie ha­
ben ihn vergessen! Sie reden wie ein Blinder von 
der Farbe!") Ich würde Ihnen empfehleiti, in aller 
Ruhe diesen Kontrollbericht — ich weiß nicht, viel­
leicht haben Sie nicht Zeit gehabt — durchzulesen 
(Abg. Dr. Piaty: „Den ersten und den zweiten Be­
richt!") ich war Berichterstatter im Ausschuß, ich 
habe hier darüber gesprochen. Ich habe es noch ganz 
genau in Erinnerung. Ich weiß gar nicht mehr alle 
kritischen Bemerkungen, welche die Kontrollabtei­
lung sehr sachlich festgestellt hat. Aber es wäre 
unverantwortlich gewesen, auch für die Abgeordne­
ten hier, eine Budgetpost zu beschließen, wie wir es 
ohnehin durch Jahre getan haben. Wir hätten es 
gar nicht machen dürfen ohne Kontrolle, ohne Finan­
zierungspläne. Das ist doch eine Selbstverständ­
lichkeit für jeden Kegel verein, wenn er eine Sub­
vention bekommt, daß er sagt, was er damit getan 
hat. Und das müssen auch Sie tun! (Abg. Dr. Piaty: 
„Bitte, kontrollieren Sie die Subventionsgelder der 
Parteien!") Davon werden wir uns nicht abhalten 
lassen,; das möchte ich Ihnen mit aller Deutlichkeit 
sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete DDr. Stepantschitz. Ich erteile es ihm. 

Abg. DDr. Stepantschitz: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Ich werde versuchen, trotz der etwas aufgeheizten 
Stimmung wieder etwas zur Sache zu kommen. Es 
ist davon gesprochen worden, daß unser Bettenplan 
nicht stimmt. Es ist jetzt ein bißchen schwer, sich 
zu orientieren, sind es zu viel oder sind es zu 
wenig. Ich bin auch der Meinung, es sind an sich 
zu viel. Wir werden uns auf die Dauer diese Zahl 
nicht leisten können. Wir werden konzentrieren 
müssen und wir werden in den Betten, die dann 
noch da sind, wirklich alles das bieten müssen, was 
notwendig ist. 

Meine Damen und Herren, ich flechte das gleich 
ein, es ist sehr, sehr schwer, Gesundheitspolitik zu 
betreiben, wenn man sich nur von lokalen Inter­
essen oder nur von politischen Interessen leiten 
läßt. Ich glaube, wir müssen hier wirklich versu­
chen, Gesundheitspolitik für alle Steuer zu machen, 
gleich, ob sie jetzt rot, schwarz, jung oder alt sind. 
Ich glaube, wir müssen einmal einen Plan haben, 
wieviel Betten wir brauchen. Meine Damen und 
Herren, es ist jetzt bereits die Kostenstellenrech­
nung da. Wir können feststellen, wieviel ein Bett 
dem Land Steiermark kostet. In Graz ein sehr inter­
essantes Ergebnis: Die kleinste Abteilung,, die 
zweite Lungenabteilung, die eine sehr gute ist, 
aber an der gar keine besonderen Eingriffe gemacht 
werden, ist für uns relativ die teuerste, weil man 
halt mit 20 Betten ein Primariat nicht führen kann. 
Es kommt uns teurer wie die große Chirurgie, pro 
Bett natürlich. Das ist etwas, was man, glaube ich, 

berücksichtigen muß, wenn man im Rahmen eines 
Budgets, das vorgegeben ist, verantwortungsvoll 
kalkulieren will. Ich glaube also, wir müssen 
schauen, daß wir die Betten konzentrieren und dort 
dann auch wirklich alles bieten. 

Richtig ist angeführt worden, wir haben noch Ab­
teilungen ohne Anästhesisten. Meine Damen und 
Herren, mit einem ist es ja nicht getan. Der macht 
40 Stunden Dienst. Wir brauchen pro Posten vier­
einhalb. Wir haben Gebärabteilungen, die von 
Chirurgen betreut werden. Es hat sich einiges, ich 
möchte nicht sagen gebessert, sondern geändert. 
Wir haben mehr Gebärabteilungen, nur sind die 
auch noch nicht ausreichend besetzt. Auch hier ist 
es Glücksache, ob in der Nacht gerade der Facharzt 
da ist, den ich brauche. Woraus man auch die Lehre 
wird ziehen müssen, daß wir endlich einmal einen 
Plan brauchen, wo in der Steiermark Geburten so 
•durchgeführt werden können, daß die Kindersterb­
lichkeit endgültig sinkt. Wir haben uns zwar gebes­
sert, ich weiß das, aber wir sind immer noch nicht 
sehr gut dran. 

Schauen Sie die Planung an, was die Ärzte,be­
trifft: Ewige Klage vom Oberland, es fehlt der 
Frauenarzt, es fehlt der Kinderarzt, Wir haben einen 
Stau von Ärzten in den Kliniken, eine Entwicklung, 
die sich ergeben hat aufgrund der Nachkriegsver-
hältnisse, wir müssen schauen, daß die Ausbildung 
rascher vor sich geht. Ich glaube nicht, daß wir in 
der Summe zu wenig Ärzte haben in der Steier­
mark. Wir haben, jedenfalls wenn man die Statistik 
anschaut, sehr viele, aber sie sind falsch verteilt. 
Sie sind eben auch konzentriert in den Kranken­
häusern und wir bekommen sie nicht dorthin, wo 
man sie wirklich draußen braucht. Das hat sehr 
viele Gründe, auf die ich heute nicht eingehen 
will, weil die Zeit dazu nicht reicht und weil wir 
froh sind, wenn wir dieses Kapitel in Ordnung 
hinter uns bekommen, aber wir werden schauen 
müssen, daß die Ausbildung von Fachärzten rascher 
vor sich geht. 

Es ist merkwürdigerweise ein Fach heute nicht ge­
nannt worden, daß muß irgend jemand vergessen 
haben, das sind die Zahnärzte. Dort ist es wirklich 
arg. Es werden jetzt wieder ein paar Zahnärzte 
mehr ausgebildet werden in Graz. Da fehlt aber 
bitte wirklich der Plan vom Gesundheitsministe­
rium. Wenn bei einer Besprechung vor einem Jahr 
gesagt wurde, gerade um vier Stellen haben, wir 
zu wenig, und wenn wir gerade erst angebaut 
haben, dann ist das schon ein Flickwerk. Und wenn 
man jetzt in die wahrscheinlich aufzulassende — ich 
will der hohen Regierung nicht vorgreifen, was sie 
endgültig beschließt — wieder Zahnausbildungs­
stellen hineinschafft, ist das schon ein etwas gro­
teskes Flickwerk, dann ist die Zahnklinik bereits 
auf drei Stellen verteilt. Wenn man einen Neubau 
begonnen hätte, freilich in dem enormen Ausmaß, 
wie es einmal vorgesehen war, wäre das wahr­
scheinlich heute zusammenfassend billiger gekom­
men. Das ist also wieder ein Flickwerk. Ich habe, 
bitte sehr, noch nirgends von einer verantwortungs­
vollen Stelle erfahren, wieviel Zahnärzte wir eigent­
lich in der Steiermark brauchen. Die Ausbildung ist 
derzeit nur an einer Klinik möglich. Es ist wirklich 
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nicht lustig, wenn man Zahnweh hat und drei 
Wochen warten muß, bis man drankommt. Ich 
glaube, da wird es auch notwendig sein, endlich 
einmal das ganze ins richtige Lot zu bringen. 

Es sind noch etliche andere Forderungen erstellt 
worden. Ich könnte mir das sehr sehr leicht machen 
und könnte Ihnen alles aufzählen, was wir noch 
brauchen. Die Frage ist ja nur, wie es realisiert 
wird. Ich bin ohne weiteres in der Lage, meine 
Damen und Herren, wenn Sie zustimmen, wir kön­
nen das Budget von vorn wieder anfangen, geben 
Sie uns den ganzen Betrag für das Gesundheits­
wesen, ich komme leicht aus. Die Frage ist nur, ob 
sonst noch-etwas passiert. Die Frage ist die Mach­
barkeit. Es wird eben immer teurer. Wir haben 
jetzt Gott sei Dank, ein neues Medikament gegen 
Knochenkrebs, es hilft, nicht viel, aber doch etwas. 
Allein durch ein Medikament entstanden im Kran­
kenhaus Graz Mehrausgaben von 3 Millionen Schil­
ling bisher. Dieses Medikament ist erst seit fünf 
Monaten bekannt.. Das sind Dinge, die man halt 
geben muß, da gibt es keine wirtschaftliche Füh­
rung eines Krankenhauses. Das sind halt Realitäten.' 
Zu dem Medikament gehört natürlich auch ein Su-
perspezialist dazu, der sich damit auskennt, und "der 
mir sagen kann, das hat einen Sinn, oder das hat 
keinen Sinn. Wie gesagt, ich bin gerne bereit, 
das ganze Budget zu übernehmen und gemeinsam 
mit Kollegen Piaty, oder auch mit Ihnen allen, zu 
verteilen. Die Frage ist nur, und das ist ja nicht 
eine Frage, die die Steiermark betrifft, die ist ja 
weltweit, wie weit kommen wir mit den Möglich­
keiten, den Angeboten, überhaupt noch mit. Ich darf 
schon sagen, ich möchte nicht, daß die ganze Dis­
kussion in reinem Pessimismus schließt, wir haben 
doch schon einiges erreicht. Wir haben sicher das 
Lebensalter erhöht, man bekommt ein Bett, wenn 
man will. Ich darf hier nicht ganz ohne Stolz sagen, 
ich habe es schon am Vormittag gesagt, der Durch­
schnittsbelag im Krankenhaus Graz ist um 5 Prozent 
zurückgegangen, zum Teil, weil es Maßnahmen 
außerhalb des Krankenhauses gibt, weil es die 
Hauskrankenpflege gibt -— vom Land Steiermark —, 
weil es den Altenhilfsdienst gibt —- vom Land Stei­
ermark —, aber schon auch,- weil wir schneller 
arbeiten, weil ja die Durchschnittsdauer des Belages 
sich gesenkt hat. Da gibt es vor allem Probleme 
mit der Krankenkasse, das wissen Sie ja, aber 
letzten Endes haben wir ja doch den Auftrag, daß 
es schneller geht und daß wir weniger Betten haben. 
Es kommt ein Krankenhaus teurer, weil es den 
Aufnahmstag und den Entlassungstag doppelt zah­
len muß. Das sind Spielereien, auf die man nicht 
eingehen sollte. Wir wollen schauen, daß wir mit 
weniger Betten auskommen, und wir wollen schauen, 
daß wir mit den Mitteln, die das Land uns gibt, 
und die wir beschließen werden, halt doch das 
Bestmöglichste erreichen. 

Nun zum Schluß, es wurde gesprochen vom Rpten 
Kreuz, das nur deshalb existiert, weil es freiwillige 
Helfer hat. Herzlichen Dank für alles das, was das 
Rote Kreuz macht. Aber wenn nicht freiwillige Hel-
,fer bei der Krankenpflege, das fängt zu Hause an, 
da sind, können wir sowieso zusperren. Wir haben 
Gott sei Dank noch eine jugendliche Hilfstruppe. 
Herzlichen Dank für das, was geleistet wurde bei 

diesem Eisenbahnunfall, aber bitte auch dem ärzt­
lichen Personal. Ich habe mir das selbst angeschaut, 
das war wirklich großartig. Nach der ersten Radio­
meldung sind praktisch alle Ärzte im Spital erschie­
nen. Es ist also aufgrund eines Katastrophenplanes, 
der da ist, blitzartig auch die Versorgung gegan­
gen, Forderung: Notfallwagen, selbstverständlich! 
Flugdienst, selbstverständlich! Aber bitte, nicht nur 
für Graz, sondern für ganz Steiermark! Ich glaube, 
bei aller Enge unserer Budgets wird uns hier etwas 
einfallen müssen. Nur glaube ich, brauchen wir 
auch ein Konzept, wo wir jetzt alles drinnen haben, 
vom Flugdienst bis zum kleinen Rettungswagen am 
Land draußen. Wir werden die Möglichkeiten, die 
in Graz bestehen, auch mit denen, die draußen am 
Land und im Gebirge bestehen, koordinieren müs­
sen. Denn das ist völlig richtig, das erste ist eine 
ordentliche Bergung des Kranken und ein sicherer 
Transport nach Hause. 

Ich darf also schließen, meine Damen und Herren, 
ich verstehe selbstverständlich sehr wohl, daß es 
sehr viele Interessen gibt, die hier angemeldet 
werden, daß man noch sehr viel reklamieren kann 
und ich habe auch aufgezeigt, daß unser Spitalsplan 
noch nicht da ist und noch nicht befriedigend ist, 
und daß wir immer wieder neu darüber nachdenken 
müssen, das ist ja leider so im Gesundheitswesen, 
daß jeder Plan nach fünf Jahren überholt ist, das 
ist eine amtliche Feststellung. Die größte Kata­
strophe ist ja in Wien passiert, im Allgemeinen 
Krankenhaus. Wir haben bei uns auch Fehlplanun­
gen, aber so xarg ist es bei uns Gott sei Dank nicht. 
Wir müssen uns immer wieder überlegen, wie 
schaut der Plan aus, wie kommen wir weiter mit 
den vorhandenen Mitteln und wir dürfen trotz 
allem zum Schluß eines sagen, daß wir stolz sein 
dürfen auf die Leistungen unserer Ärzte und unse­
res Krankenpersonals. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Landesrat Bammer. Ich erteile es ihm. 

Landesrat Bammer: Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! 

Der Ausgabenrahmen für die Landeskranken-, 
Heil- und Pflegeanstalten beträgt im kommenden 
Jahr knapp 3 Milliarden Schilling. Es wäre verwun­
derlich, wenn dieser große Betrag und die Vertei­
lung und Anwendung dieses Betrages nicht die Ge­
müter bewegen würde und nicht zu einer kritischen, 
wie ich ohne zu qualifizieren.sagen darf, überwie­
gend sachlichen Diskussion herausfordern würde. 
Ich bin immer, auch hier an dieser Stelle, sehr dank­
bar für Hinweise, die es uns erleichtern, diese 
schwierige Aufgabe der richtigen Führung, der rich­
tigen künftigen Gestaltung unserer Anstalten, zu 
verbessern und zu erleichtern. Ich nehme also alle, 
nahezu alle Anregungen gerne auf und werde sie 
mit dem zuständigen Beamten gewissenhaft auf die 
Durchführbarkeit überprüfen. 

Ich darf zuerst und direkt auf einige Probleme 
eingehen, die, in der Diskussion eine Rolle gespielt 
haben. Frau Abgeordnete Jamnegg hat über die 
Frage des Krankenanstalteninvestitions- und Zusam­
menarbeitsfonds gesprochen und gemeint, das Land 
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Steiermark verzichtet durch die Nichthineinnahme 
der Bediensteten der Zentralverwaltung der Kran­
kenanstal ten auf einen weiteren, erhöhten Zuschuß 
aus diesem Fonds. Ich darf feststellen, daß die Be­
diensteten des Landeskrankenhauses Graz seit der 
Kostenstellenrechnung mit drinnen sind und daß 
natürlich auch geprüft werden muß, wie weit über 
die Rechtsabteilung 12 hinaus andere befaßte Abtei­
lungen, die auch für das Gesundheitswesen, für die 
Krankenanstal ten tätig sind, anteilsmäßig mithin­
einzunehmen wären, das betrifft die Personalabtei­
lung, die Landesbuchhaltung. Es trifft aber auch das 
Bauamt, weil ja auch hier immer wieder wesentliche 
Planungsarbeiten für die Krankenanstal ten geleistet 
werden. Die Frage der Gesamthineinnahme ist also 
in Diskussion und wird von uns sehr gewissenhaft 
verhandelt . 

Und damit komme ich auch schon zur zweiten 
Frage, die so heftig diskutiert wurde: der Kontrolle 
der Bettenzahl. Herr Primarius Dr. Piaty, Sie sind 
Arzt, Primarius und Ärztekammerpräsident. Ich bin 
als Referent aber sicher kein Fachmann wie Sie. 
Aber eines geht mir nicht zusammen: Sie haben 
emutionsgeladen heftig gegen zu viele Kranken­
bet ten argumentiert und haben andererseits gesagt: 
„Ich muß in Fürstenfeld meine Leute auf den Gang 
legen!" Aber das haben wir ja nicht nur in Fürsten­
feld. Wi r haben ja eigentlich leider überall zu wenig 
Betten, obwohl uns alle Statistiken gewissermaßen 
bestätigen, daß wir zwar nicht die höchste Betten­
anzahl haben, aber mit an der Spitze der österrei­
chischen Bundesländer liegen. Die genauen Ziffern 
ergeben also, daß wir für die Akutversorgung in 
Wien auf 1000 Einwohner 15,72 Betten, in Salzburg 
11,78, in der Steiermark 11,23 Betten und in Kärn­
ten 10,35 Betten aufweisen, im österreichischen 
Schnitt sind es 11,16, also knapp unter der Steier­
mark liegend. Ich möchte aber nur sagen, von den 
rund 13.464 Betten, die in der Steiermark in der 
Statistik aufscheinen, werden nur knapp 9300 vom 
Land Steiermark vorgehal ten und der Bevölkerung 
bereitgestellt . Wi r haben also sicher durch den 
Umstand, daß wir eine medizinische Fakultät in 
Graz, daß wir hervorragende Spezialisten in allen 
Fachrichtungen haben, den Zustand, daß die ande­
ren, die pr ivaten Krankenanstal ten, sich sehr, sehr 
vergrößert haben, immer noch zubauen, während 
wir im Land tatsächlich bemüht sind, den Betten­
stand nicht nur zu halten, sondern auch nach Mög­
lichkeit zu senken. Doch dafür gibt es konkrete 
Beweise. Wir haben vor eineinhalb Jahren am Lan-
des-Nervenkrankenhaus, am Feldhof, die Schlagan­
fallintensivstation eröffnet, in Betrieb genommen, 
übrigens großartig in der Funktion und in der An­
nahme, und haben trotzdem kein Bett mehr, weil 
wir Messendorf geräumt haben und praktisch die 
Messendorfer Pfleglinge — diese bedauernswerten 
Geschöpfe — in den anderen Pavillons und Abtei­
lungen im Landes-Nervensonderkrankenhaus unter­
bringen mußten. Das heißt, wir haben also eine 
qualitative Verbesserung des Angebotes in dieser 
Anstal t ohne Bettenvermehrung zustande gebracht. 

Wir haben im September 1978 gemeinsam in 
Judenburg die neue geburtshilfliche und gynäkologi­
sche Abteilung in Betrieb genommen. Sie hat groß­
artig eingeschlagen. Es waren im Jahre 1977 etwa 

245 Geburten zu verzeichnen. Wi r werden im Jahr 
1979 auf nahezu 1000 Geburten kommen. Das heißt 
eine viel bessere Versorgung, Annahme durch die 
Bevölkerung, aber wir haben durch die Schleifung 
des Isoliertraktes keine Bettenvermehrung, wir 
haben genau die konkrete Bettenzahl gehalten. Sie 
müssen aus diesem Beispiel ersehen, daß wir jede 
Möglichkeit, Betten e inzusparen oder nicht mehr 
unbedingt erforderliche Betten wegzurationalisieren, 
wahrnehmen, wie das zum Beispiel auch das soeben 
von Herrn Abgeordneten DDr. Stepantschitz ange­
führte Beispiel der IL Lungenabteilung im Landes­
krankenhaus Graz, die wir also ersatzlos räumen, 
zeigt — es sind sicher nicht sehr viele Betten — die 
Patienten werden alle in der I. Lungenabteilung 
unterkommen und künftig versorgt sein. Wir wer­
den in diesen Räumen die diskutierte Erweiterung 
der Zahnklinik vornehmen, so daß auch hier weiter 
gelten kann, daß wir uns wirklich der Tatsache 
bewußt sind, daß wir Betten nicht vermehren dür­
fen, sondern nach Möglichkeit vermindern — wenn 
schon nicht vermindern, ich bin auch Realist, müs­
sen wir zumindest den Stand halten. Das ist also 
die Problematik, vor der wi r stehen. 

Wenn ich gleich anschließen darf: Sie, aber auch 
die Frau Abgeordnete Jamnegg haben die Frage 
künftiger Gebär- und gynäkologischer Abteilungen 
behandelt. Wir haben natürlich aus dem Versor­
gungsplan, aus dem Entwicklungsplan, wissend in 
allen Standardkrankenhäusern für die Zukunft sol­
che Abteilungen vorgesehen. Das wissen wir sehr 
genau, aber bitte, es ist nicht das Budget des 
Landesfinanzreferenten, nicht das des Anstaltsrefe­
renten, es ist das Budget der gesamten Regierung, 
die sich mit viel viel Ehrgeiz bemüht, alle mög­
lichst gleichmäßig zu benachteiligen, anders geht es 
bei dieser Budgetentwicklung und bei den Proble­
men des Landes nicht aus. 

Wir haben aber heuer in Voitsberg eine weitere 
Geburtshilfliche Abteilung eröffnet. Wir s tehen auch 
in der Planung einer Reihe weiterer Standardkran­
kenhäuser, aber ich gestehe, es ist e in Langzeitplan, 
es wird also geraume Zeit dauern. Trotzdem haben 
wir eine fühlbare Verbesserung der Säuglingssterb­
lichkeit, ich stelle das gerne fest. Es war so, daß 
im Jahre 1976 in Österreich die Säuglingssterblich­
kei t 18,2 Promille betrug, in der Steiermark 21,2, 
im Jahre 1977 in Österreich 16,8, in der Steiermark 
18 Promille, im Jahre 1978 in Österreich 15 Promille, 
in der Steiermark 16,2. Wi r l iegen also doch schon 
wesentlich besser als vor wenigen Jahren. Sicher ist 
das ein Erfolg der guten Arbeit unserer Kinderklinik 
und der dort tätigen Ärzte, aber auch der verbes­
serten Versorgung in der Frauenklinik und vor 
allem der Errichtung von solchen vielfach diskutier­
ten Abteilungen an den Krankenanstal ten am Land 
draußen. Sie mögen ersehen, daß wir die Dinge 
durchaus erkennen und so weit die monetären Mög­
lichkeiten vorhanden sind, auch in Angriff nehmen. 
Wi r wissen, meine Damen und Herren, daß in dieser 
Zeit jedes Kind, das zur Welt kommt, praktisch ein 
Wunschkind ist und daß die Gemeinschaft die Ver­
pflichtung hat, auch weitestgehend dafür Sorge zu 
t ragen — soweit es menschenmöglich ist — daß 
dieses Kind gesund zur Wel t kommt, auch gesund 
aufwächst. 
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Zur Frage der Unfallabteilungen oder Unfallsta­
tionen in der Steiermark: Es gibt immer wieder 
Gespräche mit den Verantwortlichen der Allgemei­
nen Unfallversicherungsanstält. Es wird sicher so 
sein, daß das — wir nehmen an — Ende 1980 zur 
Eröffnung gelangende neue Unfallkrankenhaus in 
Algersdorf die Räume Graz, West-,- Ost- und Süd­
steiermark abdecken wird. Hier gibt es auch keine 
geographischen Hindernisse für Hubschrauberanflug 
oder rasche Verbindung auf der Straße. Wir haben 
im Schwerpunktkrankenhaus Brück eine Unfallab­
teilung in Planung. Es ist so, daß die Diskussion 
dahin geht, ob eine weitere Unfallabteilung in der 
Murfurche, in Judenburg oder in Knittelfeld errichtet 
werden kann und es wird das obere Ennstal mög­
licherweise in Zukunft mit dem Hineinreichen nach 
Salzburg in Schladming wahrscheinlich eine der­
artige Abteilung oder Station bekommen. Das ist 
unverbindlicli abgesprochen und wir werden,uns mit 
der Frage beschäftigen. Es ist auch leichter gewor­
den. Die Unfallversicherungsanstalt bestand ganz 
strikt darauf, daß das eine eigene Abteilung ist mit 
einem gewissermaßen von ihr ausgebildeten und 
qualifizierten Leiter. -Hier sind die Gesprächsmög­
lichkeiten, könnte man sagen, gerade in den letzten 
Tagen besser geworden. 

Zur Frage des Strahlenbunkers: leider ein Dauer­
brenner in der Diskussion in Regierung und im 
Landtag, aber auch natürlich im Krankenhaus drau­
ßen. Wir rechnen, daß nach letzten, heute zugekom­
menen Meldungen, die Alternativplanung im Früh­
jahr 1980 fertig sein wird, und daß etwa im Mai 
die Landesregierung zu entscheiden haben wird, 
auf welchem Standort, welchem Platz dieser Strah­
lenbunker errichtet werden soll. Das also zur Frage 
des Strahlenbunkers. Er hat Priorität, er hat die 
Nummer eins in der Prioritätenliste im Bereich des 
Landeskrankenhauses Graz. 

Der Herr Abgeordnete Pranckh hat in bewegten 
Worten vorgetragen, daß es unbedingt erforderlich 
ist, eine interne Abteilung am Landessonderkran-
kenhaus Stolzalpe einzurichten. Wir haben heute 
schon draußen diskutiert, es werden heute noch 
weitere wichtige Gespräche stattfinden. Der gute 
Wille ist sicher vorhanden. Man soll nur nicht glau­
ben, daß eben mit den vorhandenen bescheidenen 
Möglichkeiten im finanziellen Bereich sofort alles 
eingerichtet werden kann. Es muß ein Labor ge­
schaffen werden, es müssen andere Üntersuchungs-
räumlichkeiteri geschaffen werden, die apparative 
Ausstattung, also alles, was dazu nötwendig ist. 
Wenn es einmal errichtet ist, wollen alle haben, 
daß es sofort hundertprozentig funktioniert. Das 
kennen wir alle. Die Frage, ob sich der Herr-
Oberarzt Dr. Feischi um Bad Aussee, um die Interne 
Abteilung Bad Aussee, die wir mit 1. Jänner eröff­
nen, bewirbt oder nicht, ist eine rein persönliche 
Entscheidung. Ich schätze ihn sehr und Wir alle 
kennen sein Bemühen, aber es kann ihm wahr­
scheinlich heute niemand garantieren, wenn der 
Rechtsakt der Errichtung der Internen Abteilung der 
Stolzalpe abgeschlossen ist, wie dann der Landes­
sanitätsrat Bewerbungen reiht, welche Ärzte sich 
bemühen und wie die Regierung dann entscheidet. 
Das ist eine nüchterne Darstellung der Vorgänge. 

Periode —.5., 6. und 7. Dezember, 1979 

Hier ist eine sehr persönliche Entscheidung des Be­
werbers unbedingt erforderlich. 

Damit bin ich auch schon beim Herrn Abgeord­
neten "Piaty: Säuglingssterblichkeit — habe ich be­
handelt. Die Frage auch, hören Sie auf, weiter 
Betten zu bauen. Herr Präsident, ich habe das auch 
ausgiebig behandelt. Zur Frage der Versorgung 
der Standardkrankenanstalten mit Anästhesisten hat 
kurz der Herr Abgeordnete Stepantschitz Stellung 
genommen. Ich drücke mich nicht davor, aber zustän­
dig ist der Herr Landeshauptmannstellvertreter We­
gart als Personalreferent. Wir wissen aber, was das 
für eine finanzielle'Belastung bedeutet. Notwendig 
ist es sicher, das ist auch in unserer Betrachtung 
unbestritten. Zur Frage der Gesellschaft für Gesund­
heitspolitik, ich glaube so heißt sie, kann ich nicht 
Stellung nehmen, hier ist der Herr Kollege Professor 
Jungwirth zuständig, er wird dies sicher im ausgie­
bigen Maß tun. 

Ich möchte doch auf einige Erfolge des Jahres 
1979* eingehen. Wir haben im Landeskrankenhaus 
in Graz die Umgestaltung der II. Chirurgie abge­
schlossen. Hier ist Großartiges geschehen, gab es 
optimale Behandlungseinrichtungen, sind auch die 
neue Operationsraumgruppe und eine Wachstation 
zur Verfügung gestellt worden. Der Leiter dieser 
Abteilung, er ist ja leider vor kurzem selbst er­
krankt, war jedenfalls von den Arbeitsmöglichkei­
ten und Behandlungsmöglichkeiten, die es auf der 
II. Chirurgie gibt, restlos begeistert. Wir haben vor, 
das wurde bereits betont, die IL Lungenabteilung 
aufzulösen; der Regierungsantrag ist unterschrie­
ben, ich hoffe, er wird am Montag in der Regie­
rung beschlossen werden, um in diesen Räumen 
eine weitere Möglichkeit, Zahnärzte auszubilden, 
zu erhalten. Herr Abgeordneter Stepantschitz, wie­
viel Zahnärzte wirklich gebraucht werden in Öster­
reich, weiß ich nicht. Wir versorgen ja nicht nur) 
die Steiermark, wir haben auch zum Teil Burgen­
land und Kärnten zu versorgen, aber auch Ober-
österreich wirbt uns fertige Zahnärzte ab, das ken­
nen wir sehr genau. Es werden nunmehr in Zukunft 
28 Ausbildungsstühle vorhanden sein, das heißt, 
56 Zahnärzte können zugleich ausgebildet werden. 
Das ist sicher eine wesentliche Verbesserung, wenn 
auch leider erst in absehbarer Zeit und nicht sofort. 

Wir sind im Landeskrankenhaus Leoben dabei, 
die Bettenstation der Frauenabteilung im zweiten 
Obergeschoß umzubauen und zu Verbessern. Es ist 
die Fertigstellung der Kinderambulanz erfolgt, und 
es wird der Ambulanzzubau und die Adaptierung 
des Hauptgebäudes zum Behandlungstrakt eben vor­
genommen. 

Bad Aussee: Die Räumlichkeiten der Internen 
Abteilung, die -mit 1. Jänner errichtet werden soll, 
sind fertiggestellt. Wir sind in Feldbach bei einer 
gewissenhaften Planung für die künftige Entwick­
lung unter Berücksichtigung der dritten Abteilung, 
Gynäkologie und Geburtshilfe. .Fürstenfeld: Adäp-
tierung des septischen Operationssaales auf der 
Chirurgischen Abteilung. Judenburg: Wir haben ein 
Haus für das Personal fertiggestellt und haben die 
Gebärstation ebenfalls voll in Funktion, Mürzzu— 
schlag: Der Ambulanzzubau und auch die Verbes­
serung der Aüfenthältsräumlichkeiten für das Per­
sonal sind im Abschluß. Radkersburg: Fertigstel-
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lung des Zentrallabors und der Nebenräume für 
die Chirurgische und Medizinische Abteilung, Aus­
bau der Operationssäle mit Nebenräumen und Fort­
setzung der Generalsanierung des Altbaues — ein 
großes Programm in dieser Grenzstadt. Rottenmann: 
Baubeginn der weiteren zwei Ausbaustufen. Voits-
berg: Bereits davon gesprochen, Errichtung des Am­
bulanztraktes und Aufstockung des Hauptgebäudes, 
fertiggestellt geburtshilfliche gynäkoloische Abtei­
lung, 1980 geht es weiter. Wagna: Planung der 
zentralen Operationsraumgruppe, Intensivbehand-
lungseinheit, Bettentrakt für Geburtshilfe und gynä­
kologische Abteilung, Labor und Ambulanz in Pla­
nung. Landesnervenkrankenhaus: Speisewagen-
Bahnhof, wie es so schön klingt, fertig, Errichtung 
einer neuen Waschstraße inklusive Wärmerückge­
winnungsanlage zur Energiekostensenkung. Stolz­
alpe: Im Rahmen der 50-Jahr-Feier dieser Anstalt 
Adaptierung der Erwachsenenabteilung und des 
Verwaltungsbereiches. Wir sind dabei, die Ambu­
lanzraumgruppe im OP-Bereich der Kinderabteilung 
zu sanieren. Deutschlandsberg: Ist diskutiert und 
kritisiert. Herr Präsident Piaty, Sie brauchen mich 
gar nicht zu bedauern, daß ich in Knittelfeld kein 
neues Spital bauen kann, weil schon eines vorhan­
den ist, ich habe auch das gehört. Ich bin über­
zeugt, daß diese Krankenhäuser nicht nach Pre­
stigestandpunkten errichtet werden. Wir wissen, 
daß es nicht darum geht, die Strecke von Deutsch­
landsberg nach Graz zu überwinden, es gibt ja 
auchv viele Bewohner des Bezirkes, die auf der So-
both, Weiniebene und anderen Gebieten weit weg 
von Deutschlandsberg wohnen, die schon einein­
halb bis eindreiviertel Stunden als Krankentransport 
nach Graz zur Kenntnis nehmen müssen. Das also 
im Zusammenhang mit einem Teil der im Gange 
befindlichen Ausbauprojekte. 

Ich komme aber damit nun doch auch, weil ja 
das alles Geld kostet, zum Geld selbst, meine Da­
men und Herren! Hier gibt es natürlich interessante 
Feststellungen. Es sind die erhöhten Zuwendungen 
aus dem Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds 
an den Krankenanstaltenträger, das Land Steier­
mark anzuführen, aber es ist sicher interessant, daß 
im Jahre 1975 der Abgang der Krankenanstalten 
am Gesamtbudgetrahmen Ausgaben von 4,93 Pro­
zent betragen hat, im Jahre 1976, laut Rechnungs­
abschluß 4,26 Prozent, im Jahre 1977 4,22 Prozent, 
im Jahre 1978 4,01 Prozent, laut Voranschlag 1979 
3,01 Prozent. Das heißt, der Anteil des Abganges 
am Gesamtausgabenrahmen des Landesvoranschla­
ges ist ziffernmäßig, aber auch in Prozentanteilen 
fühlbar zurückgegangen, und wenn ich, hochgerech­
net, feststelle, daß der Abgang im Jahre 1979 
465 Millionen Schilling ausmachen wird und im 
Jahre 1975 543 Millionen Schilling betragen hat, 
so mögen Sie daraus ersehen, daß das grob ge­
rechnet etwa 80 Millionen Schilling im Jahr 1979 
weniger als im Jahre 1975 sind. Das muß sich auch 
im Ausbauprogramm und in der Ausstattung der 
Anstalten niederschlagen. 

Frau Abgeordnete Jamnegg meint, es ist bedauer­
lich, daß 64,5 Prozent etwa Personalaufwand im 
Krankenanstaltenbereich ist. Ich muß noch eine viel 
traurigere Mitteilung machen: Nach der Kosten­
stellenrechnung, die auch die Bundesdienststellen 

mitenthält, die Posten, die also der Bund beistellt, 
sind es 73 Prozent Personalaufwand, das heißt also, 
daß für den Sachaufwand, die Ausstattung unserer 
Krankenanstalten mit neuen Geräten und allem, 
was dazugehört, auch die Erhaltung, immer weniger 
Mittel zur Verfügung stehen. Bitte, ich jammere, 
aber in der Regierung hilft das Weinen und Jam­
mern nicht, wenn das Geld nicht da ist, dann wird 
entschieden und dann muß ein gewisser Ausgleich 
gefunden werden. (Landeshauptmannstellvertreter 
Wegart: „Helfen tut es nicht, aber schön ist es, 
wenn du jammerst!") Ja, ich könnte beim Personal 
am meisten jammern, Herr Landeshauptmann We­
gart! (Landeshauptmannstellvertreter Wegart: „Bitte 
nicht, bitte nicht!") 

Ich möchte aber die Abgeordneten des Hohen 
Hauses nicht sehr lange aufhalten. Ich möchte nur 
noch zu einer Frage Stellung nehmen, die in die­
sem Jahr vor allem fast alle in den Anstalten 
Tätigen sehr beunruhigt und sehr, sehr getroffen 
hat: Es war die Artikelserie „Die Millionen der 
weißen Götter" in der „Kronenzeitung". Darf ich 
dazu folgendes in aller Form sagen: Die pauscha­
liert herabsetzende Darstellung der Klinikchefs und 
Primarii erscheint geeignet, das Vertrauen der Pa­
tienten zum Arzt entscheidend herabzusetzen. Als 
zuständiger Referent für die Landeskrankenanstal­
ten und die Kliniken im Land Steiermark möchte 
ich in aller Form das Vertrauen der Landesregie­
rung den in diesen Anstalten tätigen, verantwort­
lichen Ärzten mit ihren Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern aussprechen. Die großartigen Leistungen 
in unseren Landeskrankenanstalten verdienen alle 
Anerkennung und jede Würdigung. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Meine Damen und Herren, wie sollte es anders 
sein: Auch in diesem Jahr, bei dieser Beratung im 
Budget, ist es meine Aufgabe, auf das Ausscheiden 
einiger sehr verdienstvoller Ärzteleiter von Ein­
richtungen des Landes - hinzuweisen. Es ist zuerst 
Primarius Dr. Ernst Zahlbruckner, der Vorstand der 
I. Lungenabteilung im Landeskrankenhaus Graz. 
Ich glaube, daß der Name, die Nennung des Na­
mens bereits zum Ausdruck bringt, welcher Wert­
schätzung sich dieser Mann in der steirischen Ge­
sundheitspolitik, in der Bevölkerung erfreut hat 
und noch erfreut, und wie groß der Verlust ist, 
den wir als Land Steiermark, als Krankenanstalten­
träger, durch das Ausscheiden des Primarius Dok-
.tor Zahlbruckner erleiden. Er hat 1940 promoviert, 
war in der Folge Sekundararzt am Landeskranken­
haus Graz, Assistenzarzt am Pathologischen Institut, 
seit September 1942 an der Lungenheilstätte in 
Hörgas-Enzenbach, von 1943 bis 1949 an der Lun­
genabteilung am Landeskrankenhaus Graz als Assi­
stent. Am 1. August 1949 übertritt in den Dienst 
der Stadtgemeinde Graz als Oberarzt, Tätigkeit 
in der TBC-Fürsorgestelle. Mit 1. Jänner 1956 Lei­
ter der Lungenfürsorgesteile und praktisch seit 
dem 1. Jänner 1960 Leiter der Lungenabteilung am 
Landeskrankenhaüs Graz, das heißt also, 19 Jahre 
Leiter dieser wichtigen Anstalt, in der sich die Art 
der Kranken sicher sehr wesentlich verändert hat. 
Das wissen wir alle! Wenn wir heute die Lungen­
abteilung betrachten, erschrecken wir, wie viele 
junge Leute, junge Frauen, junge Burschen meist 
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durch Ubergenuß von Nikotin, Raucher also, in 
der Abteilung mit schwersten Schädigungen sind, 
Und es ist sicher immer ein großes Anliegen des 
Primarius Zahlbruckner gewesen, nicht nur auf­
klärend, sondern auch helfend zu wirken. Ich glaube, 
daß er sich den Dank des^ Landes und den Dank 
des Landtages voll und ganz in jeder Form ver­
dient hat. (Allgemeiner Beifall.) 

Mit 31. Dezember des Jahres scheidet auch der 
Primarius Dr. Ernst Winkler, der ärztliche Leiter 
des Landeskrankenhauses Feldbach, aus dem Lan­
desdienst. Er war 29 Jahre —• zuerst mit der pro­
visorischen Leitung betraut und dann, ernannt mit 
1. Jänner 1955, als leitender Primararzt tätig, das 
heißt also, 29 Jahre — im Landeskrankenhaus Feld­
bach als Chirurg, und ich glaube auch, daß er in 
diesen 29 Jahren, man kann sagen, Generationen 
von Menschen zur Seite gestanden hat, geholfen 
hat, und sich Primarius Dr. Winkler wie Primarius 
Dr. Ernst Zahlbruckner, einen, wie wir hoffen, lan­
gen und auch mit Gesundheit ausgestatteten Lebens­
abend verdient haben! (Allgemeiner Beifall.) 

Ich komme damit zum Schluß, meine Damen und 
Herren. Ich möchte dem Hohen Haus danken für 
die Ansätze, die es uns möglich machen, unsere 
Krankenanstalten weiter der Bevölkerung zur Ver­
fügung zu stellen. Danken, daß es, wenn auch nur 
in bescheidenem Maße, möglich ist, weitere Ver­
besserungen, weiteren Ausbau, zu realisieren. Ich 
möchte auch gerade im Hinblick auf die Leistungen 
bei der Katastrophe in Neuseiersberg, der inter­
essanterweise wenige Monate zuvor eine sehr wich­
tige Generalprobe der I. Chirurgischen Universitäts­
klinik vorausgegangen ist — sicher hat sich diese 
Generalprobe dann bei dem Einsatz positiv aus­
gewirkt —, allen danken, vor allem dem Roten 
Kreuz und über diesen Anlaß hinaus dem Roten 
Kreuz in der ganzen Steiermark, ich möchte den Mit­
arbeitern in der Rechtsabteilung 12 danken. Bei 
immer weniger Personal, bei immer stärkerem Ader­
laß, der in personeller Hinsicht verzeichnet werden 
muß, wurden die Aufgaben immer wieder in vor­
bildlicher Weise erfüllt. Ich danke vor allem allen 
Ärzten, Schwestern, dem gesamten Personal in un­
seren Krankenanstalten für die Leistungen des ver­
gangenen Jahres und wünsche allen in diesem Ge­
sundheitsbereich Tätigen für das Jahr 1980 recht 
viel Erfolg. (Allgemeiner starker Beifall.) 

Präsident: Zur Gruppe 5 erteile ich das Schluß­
wort Herrn Landesrat Professor Jungwirth. 

Landesrat Prof. Jungwirth: Herr Präsident, Ho­
hes Haus! 

In dieser Gruppe ist unter anderem über die 
ärztliche Versorgung in den ländlichen Räumen die 
Rede. Die Fachabteilung für das Gesundheitswesen 
befaßt sich seit einigen Jahren, mit einer Aktion 
von • Zinsenzusehüssen für die Errichtung von Pra­
xen, und ich möchte kurz darüber berichten, weil 
die Entwicklung auf diesem Gebiet doch erfreulich 
ist und sich die ärztliche Versorgung außerhalb von 
Graz verbessert. Wir haben kürzlich eine Erhebung 
gemacht und' dabei ein paar interessante Zahlen 
gesehen. Es ist tatsächlich so, daß es natürlich hoch 

weiße Flecken und Defizite gibt. Wir haben bei­
spielsweise gesehen, daß bei den praktischen Ärz­
ten in der Steiermark eine große Überalterung vor­
liegt. 43 Prozent der praktischen Ärzte sind über 
60 Jahre alt. Die Durchschnittsversorgung in der 
Steiermark liegt bei 1920 Einwohnern pro prak­
tischem Arzt, während sie in Gesamtösterreich bei 
1675 liegt. Ein wichtiger Faktor bei der Versor­
gung mit Ärzten sind natürlich die Planstellen, die 
zwischen der Ärztekammer auf der einen Seite und 
den Sozialversicherungsträgern auf der anderen 
Seite ausgehandelt werden. Hier ist die Situation 
derzeit so, daß in der Steiermark elf Planstellen 
von Praktikern nicht besetzt sind. Ungünstiger ist 
die Situation bei den Zahnbehandlungen. Davon 
war schon die Rede. Wir haben hier einen Durch­
schnitt von 3900 Einwohnern pro Zahnbehandler, 
während er in ganz Österreich bei 2600 iiegt. Auf 
diesem Gebiet gibt es derzeit 23 freie Planstellen 
außerhalb der Landeshauptstadt, die Hoch nicht be­
setzt werden konnten. Auch andere Facharztstellen 
sind in den steirischen Bezirken unbesetzt, vier für 
Kinderärzte, vier für Frauenärzte, zwei bei Lungen-, 
zwei bei den Nervenärzten und so weiter. 

Alles in allem kann man sagen, die Dichte der 
ärztlichen Versorgung ist im ländlichen Raum noch 
nicht ausreichend. Wir müssen uns natürlich vor 
einem hüten, nämlich, daß wir jetzt in das umge­
kehrte Extrem verfallen und sagen, wir haben zu­
wenig Ärzte, wir müssen sie in Massen produzie­
ren, denn dann würde es uns wahrscheinlich in 
ein paar Jahren so ähnlich gehen wie bei den 
Lehrern. Da haben wir auch vor ein paar Jahren 
gesagt, wir haben keine, wir brauchen sie drin­
gend, und jetzt ist die Situation bekannt, die Zif­
fern, die Lehrerzahlen sind zu hoch. Aber bitte 
sehr, es ist noch etliches auf diesem Gebiet zu tun. 

Die Aktion Zinsenzuschüsse für die Niederlas­
sung von Ärzten im ländlichen Raum geht gottlob 
gut voran. Wir haben im Jahre 1973 damit be­
gonnen, damals haben wir nur acht neue Ärzte 
installieren können, im Jahre 1979 waren es bereits 
36. Und während der ganzen Aktion ist es uns 
bisher gelungen, 132 Ärzte mit dieser Hilfe des 
Landes anzusiedeln, davon sind 102 Praktiker und 
14 Zahnärzte. Es geht also vorwärts, obwohl, wie 
gesagt, noch die Defizite eindeutig gegeben sind. 
Das wissen die Bewohner mancher Landbezirke. 

Ich möchte bei der Besprechung der'Probleme die­
ser Gruppe eine Frage, die vor einigen Tagen auch 
durch die Presse gegangen ist, nicht unerwähnt 
lassen, nämlich das Suchtgiftproblem. Es ist. tatsäch­
lich so, daß leider auch in der Steiermark auf die­
sem Gebiet eine ansteigende Entwicklung zu beob­
achten ist. Wir können das sehr genau verfolgen, 
weil es in der Fachabteilung für das Gesundheits­
wesen eine Beratungsstelle gibt, die die Leute 
anonym berät, so daß sie also verhältnismäßig 
leicht kommen. Auf der anderen Seite -gibt es 
regelmäßige Beratungen in der Nervenklinik, einen 
sogenannten Suchtgipfel, wo Vertreter von Polizei, 
Gesundheitswesen, Gericht, Psychiatrie, Landesschul-
rat, Fürsorge und so weiter, sich regelmäßig tref­
fen, um Maßnahmen zu beraten, die hier anzuwen­
den wären. Die Zahlen sehen etwa so aus, daß wir 
pro Jahr 1500 Beratungen haben und daß derzeit 
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in der Steiermark auch rund 300 Jugendliche er­
faßt sind, die mit Rauschgift regelmäßig in Berüh­
rung kommen. Die Fachleute sagen jetzt, daß die 
Dunkelziffer nach internationalen Erfahrungen rund 
zehn Mal so groß ist, das heißt mit anderen Wor­
ten, daß rund 3000 Jugendliche in der Steiermark 
mit Rauschgift in Berührung sind. Dabei ist auch 
noch e twas zu sagen, nämlich, daß die Gefahr des 
Umsteigens von der schwachen Droge zur s tarken 
Droge größer geworden ist. Es gibt nunmehr leider 
auch bereits Heroinsüchtige bei *uns, und das be­
deutet eine ganz schlimme Situation, die praktisch 
ausweglos ist für den, der von ihr betroffen ist! 
ü b e r Maßnahmen wurde diskutiert, ich erinnere 
an die Novellierung des Suchtgiftgesetzes, auch im 
Parlament war vor einigen Tagen davon die Rede. 

Vergessen wir dabei auch nicht, meine Damen 
und Herren, daß es halt nicht nur auf Maßnahmen 
ankommt, sondern daß wir uns die Frage stellen 
müssen, was denn da dahinter steckt und daß die 
Wurzeln wohl dort liegen, wo von der — sagen 
wir — Lebensweise zu sprechen ist. Es gibt ja auch 
in dieser Hinsicht eine neue Medizin. Die Medizin 
vergangener Jahrzehnte hat großartige Siege über 
Infektionskrankheiten, über Viren, Bazillen und 
Bakterien errungen. Wenn man weiß, daß Men­
schen noch vor gar nicht allzulanger Zeit zu Tau­
senden an Infektionskrankheiten zugrunde gegan­
gen sind, von der Diphtherie bis zum Kindbettfieber, 
daß Gott sei Dank diese Krankheiten besiegt sind, 
dann kann man aber auf der anderen Seite beob­
achten, daß sich die neue Medizin, oder eine neue 
Medizin, mit den sogenannten Risikofaktoren zu 
befassen hat, mit den Risikofaktoren einer Lebens­
weise, die nicht mehr menschengemäß ist und die 
sich äußert in Erscheinungen, die uns wohlbekannt 
sind, sei es die Gefäßkrankheit, der Herzinfarkt, 
der Alkoholismus, der Krebs, besonders der Lun­
genkrebs als Folge des übermäßigen Rauchens, die 
Autounfälle und so weiter und so fort. Hier liegen 
Wurzeln in e iner Lebensweise, die die Menschen 
überfordert, die sie streßt. Ein sehr unverdächtiges 
Zitat habe ich in der letzten Ausgabe des Spiegels 
gefunden, der sich auch gerade mit dieser Frage 
in der Bundesrepublik beschäftigt. Hier heißt es: 
„Was ist der Hintergrund dieser Erscheinung, des 
Rauschgifts, in der Gesellschaft von heute?" Zwei 
Begriffe tauchen in dieser Diskussion gleichsam 
immer wiederum als Leitmotiv auf, nämlich fort­
schreitender Funktionsverlust von Familie, Schule 
und Kirche und das Fehlen geeigneter Lebensleit­
bilder, die sogenannte Sinnkrise. Das, meine Da­
men und Herren, müßte uns an dieser Stelle auch 
e twas zu denken geben. 

Meine Damen und Herren, mit Risikofaktoren 
im weitesten Sinne des Wortes beschäftigt sich auch 
die Tätigkeit der Gesellschaft für Gesundheitsschutz, 
die hier gerade in das Scharmützel des Landtages 
geraten ist. Es sind hier bekanntlich neue Kalku­
lationsschemen aufgelegt worden, es liegt ja auch 
ein diesbezüglicher Landtagsantrag vor, mit dem 
wir uns zu beschäftigen haben werden. Man kann 
sicherlich sagen, daß sich hier manches inzwischen 
gut eingespielt hat, ich erinnere an die Tätigkeit 
des AKL-Busses (Abg. Loidl: „Das ist aber das ein­

zige!") oder auch an die Tätigkeit im Rahmen der 
Sportmedizin. (Abg. Dr. Schilcher: „Und gilt die 
Sportmedizin nichts?"). Ich hoffe, daß es aufgrund 
dieser Entwicklungen und auch aufgrund von Be­
rechnungen, bei denen ja auch der Selbstbehalt der 
zu Untersuchenden inzwischen einbezogen worden 
ist, möglich sein wird, zu einer vernünftigen, guten 
Lösung zu kommen. 

Lassen Sie mich noch ein kurzes Wort zum Natur­
schutz sagen, der auch in dieser Gruppe zu behan­
deln ist. Ich weise darauf hin, daß wir in unserem 
Land eine drastische Rückzugsphase von Pflanzen 
und von Tieren erleben. Es gibt Berechnungen, daß 
wir in Österreich etwa rund 20.000 heimische Tier­
arten haben, wobei vieles bis zum kleinsten Insekt 
gezählt wird, und daß davon rund 3000 als vom 
Aussterben gefährdet zu bezeichnen sind. Die 
Gründe dafür sind bekannt — Monokultur, Umwelt­
verschmutzung, technischer Wasserbau, Anwendung 
von Pestiziden und anderes mehr. Manche der Tiere, 
die uns noch aus unserer Kindheit, aus . unserer 
Jugend sehr vertraut sind, sind inzwischen ver­
schwunden oder wirklich von der Ausrottung be­
droht. Das beginnt bei Schmetterlingsarten, wie dem 
Nachtpfauenauge, das geht hin zur Fledermaus oder 
zum Wanderfalken, zum Fischotter oder zur Gottes­
anbeterin. Ja, das geht sogar so weit, daß wir 
uns nicht unbedingt wundern, daß die Leute immer 
weniger Kinder bekommen, denn die Feuchtwiesen 
sind im Rückzug und daher fehlt die Nahrung für 
den Storch, auch er ist bei uns in der Steiermark 
vom Verschwinden bedroht. (Allgemeiner Beifall. — 
Abg. Schrammel: „Die trockenen Wiesen sollen 
bequemer sein!") 

Nun, auf der anderen Seite, meine Damen und 
Herren, gibt es erfreuliche Erfolge des Naturschut­
zes zusammen mit der Raumplanung, mit der Re­
gionalplanung, wo es gelungen ist, die Erholungs-, 
räume zu sichern und zu schaffen. Ich erwähne 
den Stubenberger See, den Packer Stausee, den 
Röcksee, den Trabocher See, ich e rwähne verschie­
dene Almgebiete: Teichalm, Sommeralm, Stubalm, 
Turracher Höhe, Planneralm. Ich erwähne den 
Pöllauer Naturpark, den Naturpark Sölktal. Es gibt 
eindeutige Erfolge, und wir wollen auf diesem Ge­
biet in diesem Sinne auch weiterarbeiten, wobei 
es sicherlich auch auf die Zusammenarbeit nicht nur 
mit Beamten, denen zu danken ist, sondern spe­
ziell auch mit den Bergwächtern ankommt. Mehrere 
1000 Berg- und Naturwächter kümmern sich in der 
Steiermark ehrenamtlich um die Pflege der Land­
schaft. Sie versuchen, sie sauber zu halten oder 
sauber zu machen. Sie kümmern sich sogar um ein­
zelne Denkmäler, um die Restaurierung von Bild­
stöcken, von Kirchen und manches andere mehr. 
Sie haben in diesem Jahr rund 4700 Autowracks 
aus den Wäldern und aus den-Wiesen geholt, eine 
große Leistung. Sie darf nicht unerwähnt bleiben! 
Ihnen gebührt wirklich unser Dank. 

Und weil ich jetzt beim Dankesagen bin, meine-
Damen und Herren, habe ich einen persönlichen 
Dank zu sagen. Und zwar an einen Herrn, der 
bei uns in diesem Hohen Hause ist und der die 
Dienste des Landes Steiermark mit Jahresende ver­
lassen wird. Man glaubt es kaum, wenn man ihn 
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ansieht, denn glücklicherweise ist er unberufen gut 
beisammen, wie es sich für .einen Facharzt für in­
terne Medizin gebührt. Es handelt sich um unseren 
Landessanitätsdirektor Hofrat Dr. Gustav Mittel­
bach. (Allgemeiner Beifall.) 

Lassen Sie mich seine Laufbahn kurz rekapitu­
lieren: Ich hoffe, für Sie, sehr geehrter Herr Hof rat, 
ist diese Stunde nicht zu wehmütig. Sie sind im 
Jahre 1938 als Turnusarzt in den Dienst des Lan­
des eingetreten, mußten aber dann sehr bald zum 
Militär und dann kam der Krieg und für Sie auch 
Stalingrad. Sie sind erst im Jahre 1949 aus der 
Kriegsgefangenschaft heimgekehrt. Sie haben 1953 
die Ausbildung zum Facharzt beendet und sind mit 
1. Jänner 1954 als Amtsarzt in der Bezirkshaupt­
mannschaft Deutschlandsberg in den Dienst des Lan­
des eingetreten. Sie waren dann ab 1958 Amtsarzt 
in der Sanitätsdirektion, Sie wurden mit 1. Jänner 
1962 Zentraldirektor am Landeskrankenhäus Graz 
und blieben das bis 1969. In Ihre Amtsperiode 
fielen unter anderem der Neubau der Kinderklinik, 
der I. Chirurgie und viele Neuorganisationen im 
Bereich des Spitals, beispielsweise die Einführung 
der sogenannten Wunschkost. Sie wurden dann 
schließlich mit 1. Jänner 1969 Leiter der Fachabtei­
lung für das Gesundheitswesen und Landessanitäts­
direktor. Zahlreiche Agenden haben Sie ausgefüllt 
im Zusammenhang mit dieser Funktion an Aus­
bildungsanstalten des Landes Steiermark für Kran-
kenpflegepersönal, in verschiedensten Gremien des 
Bundes und des Landes im Bereich des Sanitäts­
wesens. Viele Neuerungen und viele Entwicklun­
gen, die eben in diese Zeit zwischen 1969 Und 1979 
fielen, geschahen in Ihrer Amtszeit. Sie haben Ihren 
Dienst immer, und ich nehme damit keinesweg eine 
offizielle Ehrung oder Verabschiedung vorweg,, aber 
in diesem Hohen Hause darf es und muß es heute 
wohl gesagt sein, Sie haben Ihren Dienst immer 
mit Fleiß und Sachkenntnis und Loyalität erfüllt, 
und ich hoffe sehr, daß Ihnen in Ihrem Ruhestand, 
nunmehr Zeit für Ihre vielen Interessensgebiete 
gegeben ist. Sie sind unter anderem ein Mann, der 
sich mit der Geschichte der Medizin beschäftigt. Wir 
haben in der Steiermark sehr wenige Medizinhisto­
riker, wir warten eigentlich dringend auf ein Buch 
über die Entwicklung oder die Geschichte der Me­
dizin in ^er Steiermark, das wäre eine Aufgabe 
für Ihren Ruhestand. Herzlichen Dank also für alles, 
was Sie geleistet haben. Viel Glück und Gesund­
heit auf Ihren weiteren Wegen. (Allgemeiner star­
ker Beifall.) 

Präsident: Keine weitere Wörtmeldung. Herr Ab­
geordneter Laurich hat das Schlußwort. 

Abg. Laurich: Ich ersuche, über meinen Antrag 
abzustimmen. 

Präsident: Sollten Sie den Ansätzen und Posten 
der Gruppe 5 zustimmen, bitte ich um ein Zeichen 
mit der Hand. 

Die Gruppe 5 ist angenommen! 

Wir werden nach einer Pause von 30 Minuten 
die Gruppe 6 behandeln. Ich unterbreche die Sit­
zung jetzt bis 19.45 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung um 19.15 Uhr, Wie­
deraufnahme der Sitzung um 19.45 Uhr.) 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Ich nehme die 
unterbrochene Sitzung wieder auf. 

Wir kommen zur Gruppe 6, Straßen- und Was­
serbau, Verkehr. Berichterstatter ist der Abgeord­
nete Georg Pranckh. 

Herr Abgeordneter,' ich erteile Ihnen das Wort. 

Abg. Pranckh: Herr Präsident, leeres Haus! 
Die Gruppe 6 beinhaltet an Unterabschnitten den 

Straßen- und Wasserbau sowie den Straßen- und 
Luftverkehr. Die Budgetansätze sind Ihnen allen 
bekannt, und ich bitte den Hohen Landtag, den 
Gesamteinnahmen der Gruppe 6 von. 21,487.000 
Schilling und den Ausgaben von 1.230,360.000 Schil­
ling die Zustimmung zu erteilen. 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Lind, ich erteile es ihm. 

Abg. Lind: Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! 

Südautobahn, Autobahnen in Österreich, brau­
chen wir sie, was. bringen sie — ich glaube, diese 
Frage ist eindeutig beantwortet. Schon der Landes­
hauptmann Josef Krainer hat die Dringlichkeit des 
Baues der Autobahnen erkannt, er hat damals schon 
besonderes Gewicht auf die Südautobahn gelegt 
und entscheidend dazu beigetragen, daß sie pro­
jektiert und nun auch zum Ausbau kommt. Das 
West-Ost-Wohlstandsgefälle, Ihnen allen bekannt, 
ist unter allen Umständen abzubauen, und wir er­
warten uns gerade von der Südautobahn, daß sie 
einen entscheidenden Beitrag dazu leistet. Wir er­
hoffen uns Betriebsansiedlungen, aber auch die 
Sicherung der Arbeitsplätze und die Hebung der 
Wirtschaftskraft in all diesen Räumen, durch die 
die Südautobahn geht. Für den Fremdenverkehr 
unerläßlich — auch hier sind sicherlich mit dem 
Ausbau der Südautobahn neue Impulse zu verzeich­
nen. 

Es geht aber nicht zuletzt, und das wissen wir 
alle, um die Sicherheit für unsere Autofahrer, um 
die Sicherheit für Unsere Pendler, die auch selbst 
dann nicht zu Hause ihren Arbeitsplatz finden 
können, in ihrem Ort, sondern weite Ziele auf­
suchen müssen. Es hat gerade der Verkehr auf der 
Wechsel-Bundesstraße, wie bekannt, eine enorme 
Steigerung erfahren. In den letzten Jahren ist eine 
Zuwachsrate von mehr als 70 Prozent zu verzeich­
nen und gerade der LKW-Anteil steht hier Im Vor­
dergrund, denn die LKW, die bereits in Leibnitz 
auf die Autobahn auffahren, fahren dann nicht ent­
lang der Pyhrnautobahn, sondern gleich die Süd-
autöbahn weiter bis Gleisdorf und somit über Hart­
berg in Richtung Wien, bis in den Norden und um­
gekehrt. Die Verkehrsverhältnisse auf der Wech­
selbundesstraße sind unerträglich geworden, Ver^ 
kehrsstauüngen, aber vor allen Dingen auch Ver­
kehrsunfälle stehen in großen Ziffern immer wie-
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der vor uns und die Verkehrstoten mahnen. Der 
Ausbau des Wirtschaftsdreiecks durch die Südauto­
bahn mit der Pyhrnautobahn und mit der fertig­
gestellten Westautobahn hat besondere Bedeutung 
und wird die Wirtschaftskraft im Kern Österreichs, 
im Kern Europas, geeignet anheben. Die Auto­
bahnen sind ja keine Einbahnstraße, sie verbin­
den die Bundeshauptstadt mit der ganzen Wel t 
und auch umgekehrt . Die Südautobahn, die die Bun­
desländer Niederösterreich, Burgenland, die Steier­
mark und Kärnten mit der Welt und auch mit 
Wien verbindet, das wissen wir ganz genau, ist 
notwendig. Die Finanzierungsfrage scheint, Gott sei 
Dank, abgeschlossen zu sein. Es sind dies Erfolge 

, gemeinsamer Bemühungen eines harten Kampfes 
für die Süd- und auch für die übrigen Autobahnen, 
der geführt wurde. In den letzten J ahren sind vor 
allem durch, die Initiative des Landes Steiermark 
bedeutende Weichenstellungen vollzogen worden, 
die den Autobahnbau bis zum Jahre 1985 entschei­
dend beschleunigen und vorantreiben werden. 

Die Gesamtlänge der Südautobahn in Österreich 
beträgt 378 Kilometer, davon verlaufen 131 Kilo­
meter durch die Steiermark. Bei der Südautobahn 
ging es vor allem darum, den Ausbau der Strecke 
Hartberg—Gleisdorf besonders voranzutreiben, ohne 
dafür Ausbaumittel für die Fertigstellung des Pack­
überganges abziehen zu müssen. Von Herrn Lan­
desrat Dr. Krainer sowie von der Steiermärkischen 
Landesbaudirektion. wurde eine Fülle von Finanzie­
rungsmodellen für die Südautobahn ausgearbeitet, 
die in einem Vorfinanzierungsvertrag zwischen dem 
Land Steiermark und dem Bund für den Halbaus­
bau der Strecke Hartberg—Gleisdorf einen erfolg­
reichen Abschluß fanden. 

Im heurigen Jahr sind auch die Bauarbeiten, 
Gott sei Dank, an dieser Strecke auf Hochtouren 
angelaufen. Der Fertigstellungskalender für die Süd­
autobahn sieht folgendermaßen aus und wir hoffen, 
daß dieser Fertigstellungskalender auch Gültigkeit 
hat — daß die Versprechungen des Bautenministers 
und des Bundes eingehalten werden: Schon im 
nächsten Jahr wird die Umfahrung von Gleisdorf 
verkehrswirksam werden. Im Jahre 1983, sage und 
schreibe, wird der Packübergang von Mooskirchen 
bis Scheifling fertig werden. Im gleichen Jahr wird 
auch der Abschnitt Hartberg—Gleisdorf in Verkehr 
gehen können. Darauf freuen wir uns ganz beson­
ders. 1983 wird also ein großes Stück der Süd­
autobahn für den steirischen Teil ausgebaut sein. 
75 Kilometer steirische Autobahn werden dem Ver­
kehr übergeben werden können. Wir hoffen und 
glauben es auch! 

Beim Bund wird man vor allem auf zwei Dinge 
drängen müssen: Erstens darauf, daß die aus der 
Vorfinanzierung ausgeklammerte Strecke Hz—Unter-
großau im Rahmen der normalen Finanzierung zeit­
gerecht mit den anderen Abschnitten fertiggestellt 
wird und daß die Autobahn von Hartberg bis Fried­
berg auf burgenländischer Seite ausgebaut wird, 
denn dann würden wir uns den Autobahnzubringer 
Hartberg—Penzendorf ersparen. 

Ich beantrage daher die vordringliche Verhand­
lung von seiten des Landes mit dem Bund, aber 
auch mit den Burgenländern, ich muß das dazu fest­

stellen. Die Einbindung der Wechselstraße in die 
Südautobahn, die Einbindung Penzendorf—Süd­
autobahn wird kaum den Zweck erfüllen, denn die 
Kraftfahrer, die einmal den Raum Hartberg erreicht 
haben, fahren nicht mehr zurück nach St. Johann 
in der Haide, sondern die fahren nach wie vor über 
die Wechsel-Bundesstraße direkt nach Graz. Darum 
ist die Verhandlung für den Ausbau des bürgen* 
ländischen Teiles von Hartberg bis nach Friedberg 
von ganz besonderer Bedeutung. Ich hoffe, daß der 
Erfolg beschieden ist. 

Diese erfolgreiche Durchsetzungsstrategie gegen­
über dem Bund, was den beschleunigten Ausbau 
der Südautobahn betrifft, hat aber auch ihren Preis. 
Das Land Steiermark muß im Rahmen der Vor­
finanzierung, des Abschnittes Hartberg—Gleisdorf 
einen Anteil des Zinsendienstes übernehmen, der 
beinahe 400 Millionen Schilling ausmachen wird. 
Das ist sozusagen eine Entwicklungshilfe des Lan­
des Steiermark an den Bund, also scheinbar' ist 
das Land Steiermark Entwicklungshelfer für den 
Bund geworden. Ich hoffe, daß von seiten des Bun­
des Wort gehalten wird. Die Steiermark hat bis­
her alles getan. Sieben Abschnitte umfaßt der stei­
rische Teil der Südautobahn, alle sind wichtig. Aber 
gerade der Ausbau der Strecke Hartberg—Gleisdorf 
muß Vorrang haben, aber auch die Weiterführung 
über die Pack. Hz—Untergroßau, unter allen Um­
ständen ist es notwendig, daß für diesen Abschnitt 
der Ausbau vom Bund rechtzeitig gesichert wird. 

Wenn ich wieder zum Thema Südautobahn spre^. 
che, so habe ich meinen Grund, da ich besonders 
mit allen wirtschaftlichen und verkehrstechnischen 
Schwierigkeiten konfrontiert bin. Die Schattensei­
ten muß man allerdings auch sehen. Es sind viele 
Grundstückseigentümer, die Grund verlieren, es 
sind Anrainer, die natürlich in Schwierigkeiten kom­
men. Hier ersuche ich aber vor allen Dingen, daß 
diese so weit wie möglich schadlos gehalten wer­
den, damit sie nicht Opfer des Fortschritts sind, 
bei den Grundablösen durch geeignete Maßnah­
men, aber auch beim Ausbau von erforderlichen 
Aufschließungsstraßen, wenn notwendig auch, be­
hilflich zu sein, bei der Beschaffung von Arbeits­
plätzen für den Nebenerwerb, wenn es Landwirte 
hart trifft, damit die Betriebe auch lebensfähig blei­
ben. Eine rasche Durchführung der Grundzusam­
menlegung wird erforderlich sein. Man muß, im 
großen und ganzen gesehen, Vor- und Nachteile 
immer abschätzen und der Verkehrserschließüng für 
die Erhaltung und Vergrößerung der Wirtschafts­
kraft, aber auch der Verkehrssicherheit den Vor­
rang geben. Vor allem mahnen die Verkehrstoten. 
Wir brauchen die Autobahn und wir bekennen uns 
selbstverständlich dazu. 

Wenn ich zusammenfassend noch folgendes sagen 
darf: Die Steiermark hat bereits 1975 den vorran­
gigen Ausbau der Südautobahn gefordert und dem 
Finanzminister viele, viele Finanzierungsmodelle 
vorgelegt, damit der Ausbau dieser Autobahn nicht 
in einem hoffnungslosen Fleckerlteppich endet. 
Schließlich konnte ein rascher Ausbau in der Steier­
mark nur dadurch erreicht werden, weil eben, wie 
bereits erwähnt, die Steiermark bereit war, an der 
Finanzierung mitzutragen. So muß das Bundesland 
Steiermark für den Halbausbau der Südautobahn, 



574 12: Sitzung des Steierm. Landtages, IX. Periode — 5., 6.und 7. Dezember 197Q 

Abschnitte Hartberg—Ilz und Untergroßau—-Gleis­
dorf — wie erwähnt •—;, 400 Millionen Schilling 
leisten. Das sind 25 Prozent der Gesamtbaukosten' 
als Barkostenanteil. So gesehen erkennt die Bun^ 
desregierung sehr spät die Notwendigkeit eines 
durchgehenden Ausbaues der Südautobahn von 
VJTien bis Thörl-Maglem, oder sie erinnert sich 
immer nur bei Wahlzeiten an ihre Verpflichtung. 
Die nunmehrige Bereitschaft der Bundesregierung, 
für den forcierten Ausbau der Südautobahn in Kärn­
ten zusätzlich 400 Millionen Schilling bereitzustel­
len, läßt befürchten, daß diese Finanzierungsver­
sprechungen zu Lasten der anderen an der Südauto-
bahn l iegenden Bundesländer gehen und daß da­
durch Finanzierungstermine in diesen Bundeslän­
dern hinausgezögert werden. Aus diesem Grunde 
fordern wir Steirer für den weiteren Ausbau der 
Südautobahn eine Koordinierung aller an der Süd­
autobahn l iegenden Bundesländer auf Bundesebene 
und die Festlegung eines realistischen Ausbau- und 
Finanzierungsplanes. Damit soll offengelegt wer­
den, bis zu welchem Zeitpunkt die Gesamtfertig­
stellung der Südautobahn erwartet werden kann 
und welche Budgetanteile den an dieser Autobahn 
l iegenden Bundesländern in den nächsten Jahren 
zur Verfügung stehen. Unser in Hartberg ange­
kündigter Selbstverteidigungsversuch ist uns, Gott 
sei Dank, erspart geblieben. Die Erfolgsaussichten 
für den Weiterbau der Südautobahn scheinen ge­
geben zu sein. Wir freuen uns darüber. Ich bit te 
daher alle Verantwortlichen, alles daranzusetzen, 
daß die Südautobahn in ihrer Gesamtlänge, also 
nicht nur von Hartberg bis Gleisdorf, sondern von 
Wien durchgehend bis zur Staatsgrenze in Kärn­
ten, sobald als möglich fertiggestellt wird. Mit dem 
Autobahnbau hängen aber auch viele Arbeitsplätze 
zusammen. 

Einige Sätze noch in diesem Zusammenhang zur 
Wechselbundesstraße: Auch hier werden noch Sa­
nierungsmaßnahmen erforderlich sein, denn sie wird 
auch noch bei Fertigstellung der Autobahn einen 
Großteil des Verkehrs aufnehmen müssen. Aber 
auch der vordringliche Ausbau der Umfahrung Weiz 
und Feldbach muß hier in den Vordergrund ge­
stellt werden, sowie die weitere Forcierung des 
Ausbaues des Landesstraßennetzes. Mit dem Motto 
„Rege Bautätigkeit anstelle von Arbeitslosigkeit" 
möchte ich meine Ausführungen schließen. Der 
Autobahnbau selbst sichert viele Arbeitsplätze für 
die nächsten J ah re Und bringt uns neue. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Hammer. Ich erteile es ihm. 

Abg. Hammer: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! 

Voriges Jahr bei der Barbarafeier : in Eisenerz 
war der Herr Landesrat Dr. Krainer bei uns zu 
Gast und hat dort in freundlichen Worten verkün­
det, daß es ihm gelungen ist, sich bei Bautenminister 
Moser für den Ausbau der Präbichl-Südrampe durch­
zusetzen, daß dies in Angriff genommen wird. Die 
Knappen haben freudig Applaus gespendet. Heuer 

war der Herr Laiidesrat nicht mehr bei der Barbara­
feier. Wahrscheinlich war er verhindert; aber ich 
glaube nicht, daß er deshalb nicht oben war, weil 
auf der Präbichl-Südrampe bisher keine Ak t i v i ­
täten festzustellen waren. (Landesrat Dr. Krainer: 
„Wird schon kommen!") Denn es ist Tatsache, daß 
die Pläne noch nicht fertig waren. Es war wohl das 
Detailprojekt fertig, das anerkennen wir, aber 
die Detailpläne sind erst vor einigen Tagen im 
Bundesministerium zur Begutachtung eingegangen. 
Meine Damen und Herren, es ist für unsere Region 
unverständlich (Abg. Dr. Maitz: „Das umschreibt 
Ihr jetzt mit den Plänen!"), nicht für mich, Herr 
Kollege Maitz, auch Eisenerz will leben und Eisen­
erz muß leben, das kann man nicht einfach mit 
einem Handstrich wegwischen. (Abg. Dr. Maitz: 
„Ihr habt wieder den alten Schmäh mit den Plä­
nen!") Herr Kollege Maitz, so kann man Eisenerz 
nicht behandeln, das haben wir uns nicht verdient, 
Herr Kollege Maitz, das muß ich Ihnen ganz ehrlich 
sagen! Die Detailpläne waren nicht dagewesen 
und deshalb konnte kein Ausbau erfolgen, konnten 
bisher die Geldmittel nicht in Anspruch genommen 
werden. Ich habe mich bemüht, bei der Bauabtei­
lung zu erfahren, wie es denn weitergehen wird 
den ganzen Sommer hin. Ich wurde vertröstet, der 
Referent "sei auf Urlaub, man hat mir aber ver­
sprochen; wenn er wieder zurück sei, dann würden 
die Auskünfte kommen. Sie sind dann gekommen, 
als ich einen Brief an den Herrn Landesrat ge­
schrieben und um Aufklärung gebeten habe. Er hat 
mir bisher noch nicht zurückgeschrieben, aber es 
kam dann ein Zeitungsartikel in der „Südost-Tages­
post" am 10. Oktober. Und hier stimmen auch einige. 
Dinge nicht. Da wird zum Beispiel geschrieben:. 
„ . . . offensichtlich der unerfahrene Abgeordnete, 
er hätte doch nur zum Telefon greifen müssen!" 
Dieser Herr, der diesen Artikel in der „Südost-
Tagespost" geschrieben hat,, hät te auch nur zürn 
Telefon greifen brauchen, dann hätte er "erfahren, 
daß diese entscheidenden Detailpläne noch nicht 
aufliegen. Im Jahre 1974 wurde die Präbichl-Nord-
rampe eröffnet, und im Jahre 1979 hat es noch 
keine brauchbaren Pläne für die Präbichl-Südrampe 
gegeben. Meine Damen und Herren, das sind die 
Tatsachen und auch, daß wir Sorgen haben. Hier 
steht zum Beispiel geschrieben: „ . . . und in Kürze 
wird ausgeschrieben." Ausgeschrieben kann im heu­
rigen Jahr nichts mehr werden, weil diese Pläne 
zu spät eingelangt sind, aber wir sind froh, wenn 
wir im Frühjahr 1980 zur Ausschreibung kommen, 
damit der Baubeginn rechtzeitig in Angriff genom­
men werden kann. Noch heuer, steht hier zu lesen, 
werden die Fundamente gebaut werden. Bis jetzt 
sieht man keinen Fundamentsbau! Und ich glaube, 
in diesen Tagen des Dezember werden auch keine 
Fundamente mehr gebaut werden können. Meine 
Damen und Herren, das sind t raurige Tatsachen, 
die uns Eisenerzer mit Sorge erfüllen. (Abg. Schram-
mel: „Aber der Hammer wird es auch nicht bauen!"). 
Ich werde es sicherlich nicht bauen. Dafür haben 
wir tüchtige Bauleute, tüchtige Techniker, die die 
Dinge in die Wege leiten. Ich wünsche nur, daß 
sie in die Wege geleitet werden, und dieses Recht, 
Herr Kollege, können Sie mir nicht absprechen, 
daß ich dies von hier aus deponiere für die Region 
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Eisenerz. Denn, meine Damen und Herren, e ine 
Verkehrsverbindung, eine vernünftige Verkehrs­
verbindung ist für die wirtschaftliche Entwicklung 
im Räume Eisenerz dringend notwendig. Denn mit 
ihr werden wir leben oder werden wir in Eisenerz 
sterben. Es wird mir, wenn ich mit einzelnen Un­
ternehmern spreche, die einen Betrieb in Eisenerz 
errichten wollen, immer wieder die Frage gestellt, 
wie sieht denn die Verkehrsverbindung aus. Die 
Verkehrsverbindungen sind eben schlecht. Diese 
Betriebe sagen alle, daß sie ihre Produkte per 
Auto hin- beziehungsweise per Auto von Eisenerz 
wegbringen müssen. Und es gibt eben im Winter 
am Präbichl ein Anhängerfahrverbot, weil die Straße 
noch zu steil ist, weil sie noch zu kurvenreich ist, 
weil sie eben auf der Präbichl-Südseite zu gefähr­
lich ist. Deshalb gibt es dieses Anhängerfahrver­
bot. Wir brauchen aber neue Betriebe, um den 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten in Eisenerz recht­
zeitig begegnen zu können. 

Meine Damen und Herren, dann betrübt mich 
noch ein Umstand: die Straßenverbindung Richtung 
Ennstal, Richtung Oberösterreich, Altenmarkt, Rich­
tung Mariazell, auch hier s tehen wir an. Auch hier 
gibt es noch viele Probleme, die gelöst werden 
müssen. Und ich wünsche mir auch hier von Herrn 
Landesrat Dr. Krainer wirkliche Aktivitäten, ähn­
lich wie bei der Südautobahn, damit dieser Raum 
Eisenerz, zu dem die Gemeinden Hieflau, Radmer, 
Landl, Großreifling, Palfau, St. Gallen, in diesem 
Wirtschaftsraum gehören, verkehrsmäßig erschlos­
sen wird, daß sich dort die entsprechenden Indu­
strien beziehungsweise Gewerbebetriebe oder Klein­
betriebe, wie immer es sein mag, entsprechend 
etablieren werden können. Auf der oberösterrei-
chischeh Seite, wird auf der Eisenbundesstraße stän­
dig gebaut. Es werden immer wieder Stücke ver­
bessert; nur auf der steirischen Seite fehlt es noch 
sehr stark. Bis man nach Altenmarkt kommt, ist 
es beinahe mit einem LKW eine Abenteuerfahrt. 
Diese Dinge gehören in Angriff genommen und ge­
hören erledigt. Bei der Instandsetzung passiert das­
selbe. Für das Straßenstück Eisenerz—Hieflau wur­
den zur Belagsariierung Geldmittel genehmigt, zur 
Verbreiterung, zur Verbesserung der Verkehrsver^ 
hältnisse, damit diese Straße auch begradigt wer­
den kann. Nur die Ausschreibungen verzögern sich 
eben so, daß wir im heurigen Jahr wieder nicht 
dazugekommen sind, diese Belagdecke zu sanieren. 
Die Ausschreibung ist so spät erfolgt, daß bei uns 
der Winter wieder früher gekommen ist und die 
Baufirmen sagen: „Da können wir nichts mehr 
machen. Aufgrund der Witterungsverhältnisse kön­
nen wir heuer nicht mehr asphaltieren. Sie werden 
vertröstet auf das nächste Jahr, dann werden wir 
asphaltieren." Das ist uns voriges Jahr auch so 
passiert. Im Herbst 1978 war noch Geld für die 
Straßensanierung vorhanden. Sie konnte nicht mehr 
durchgeführt werden, da sie so spät bewilligt wor­
den ist, beziehungsweise die Ausschreibung so spät 
erfolgte, daß die Anbote nicht früh genug ein­
geholt oder eingebracht werden konnten. Diese 
Verzögerungstaktik, die stört uns, die behindert 
unsere wirtschaftliche Entwicklung in unserem Raum. 
Ich verlange nichts anderes, als daß sich der Herr 
Landesrat Dr. Krainer als zuständiger Straßenbau­

referent für die Steiermark für den Raum Eisenerz, 
für die Straßenverbindungen, genauso einsetzt 
wie für die Südautobahn oder sonstige Straßen­
stücke. Ich glaube nicht, daß der Herr Landesrat 
Dr. Krainer nach dem Prinzip geht, wie es Ihr 
Hauptredner der Budgetdebatte, der Herr Dr. Piaty, 
gesagt hat: „Da haben eben die Sozialisten zu­
wenig Wähler!" Sicherlich, wir haben in unserer 
Gegend auch nicht viele ÖVP-Wähler. (Abg. Ritzin-
ger: „Ein paar schon!") Aber ich glaube nicht, daß 
ihn das beeinflussen wird, sondern daß ihn sicher­
lich die ernste Hilfe des Raumes Eisenerz in Zu­
kunft beeinflussen möge! Danke schön! (Beifall 
bei der SP'O.) 

Präsident: Zum Wor t gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Heidinger. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Dr. Heidinger: Herr Präsident, Hohes Haus, 
sehr geehrte Damen und Herren! 

Zunächst ein paar Wor te zum Kollegen Hammer: 
Sie haben so getan, Herr Kollege, als ob es aus­
schließlich im Belieben der Steiermark stünde, Bun­
desstraßen auszubauen. Ich darf Sie nur auf zwei 
Dinge hinweisen, im Detail wird Ihnen sicher der 
Herr Landesrat antworten, daß es eine Aufteilung 
des Budgets zwischen Autobahn und Bundesstraßen 
B und S gibt. Ich werde noch im Laufe meiner 
Ausführungen auf dieses Problem eingehen. Das 
zweite ist, daß es eine Dringlichkeitsreihung gibt. 
Ich kann sie Ihnen hier zur Verfügung stellen. 
Da sind die Straßen, die Sie angeführt haben, mit 
Ausnahme der Präbichl-Südrampe in der Dringlich­
keitsstufe 4 bis 7, das heißt für den Sankt-Nimmer­
leins-Tag. Sie werden auch gehört haben, Herr Kol­
lege (Abg. Hammer: „Vom Bund, aber nicht vom 
Land, Herr Kollege!" — Abg. Feldgrill: „Vor drei 
Jahren schon gehabt!"), daß der Herr Bautenmini­
ster, der neue Bautenminister, eine neue Dringlich­
keitsreihung in Aussicht gestellt hat. Wir werdert 
ja sehen, wie die ausschaut. Ich glaube, es ist ein 
bißchen billig, sich hier beim steirischen Straßen­
baureferenten und bei den Beamten abzuputzen 
und alles, was nicht geschieht, auf ihre Schultern 
zu legen, und das, was geschieht, das ist selbst­
verständlich dann vom Herrn Minister und von 
Ihrer Fraktion gemacht. Ich bin dafür, daß man 
die Dinge sachlich sieht. 

Eines ist außer Zweifel, Verkehrsprobleme sind 
nach wie vor das Diskussionsthema Nummer eins. 
Bezüglich des Straßenbaues ist es so, daß die 
kostenmäßige Explosion und die Prioritätenliste 
natürlich das Diskussionsthema sind, für uns in der 
Steiermark die Frage, wie es in der Steiermark 
ausschaut. Ich möchte da doch auf eine sehr fun­
dierte, wenn auch emotionierte Kritik eingehen, 
die von einem sozialistischen Straßenbaufachmann, 
einem Verkehrsfachmann, nämlich vom Herrn Dipl.-
Ing. Dultinger stammt, Sie kennen sicher das Buch. 
Die Kritik lautet ungefähr so: Planung ist in Öster­
reich großzügigst, die Finanzierung ist ein Fort­
wursteln und der Straßenbau geschieht auf Pump. / 
Und wenn auch sicher nicht alles stimmt, ich werde 
dann eine Detailmeinung über die Pyhrnäutobahn 
hier noch vorbringen, ist sie sicher teilweise be-
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rechtigt. Wir werden es uns halt sehr überlegen 
müssen, ob wir nicht in der Qüerschnittsanlage, in 
den Kurvenradien und in' den Steigungsraten, die 
zugelassen werden, etwas überdenken müssen. 

Wenn ich die Steiermark erwähne, so haben wir 
diese Spargesinnung beim Ausbau der Südauto­
bahn mit dem Halbausbau bewiesen. Die Kärntner 
beispielsweise haben den Packanstieg von Wolfs­
berg herauf im Vollausbau. Mir persönlich ist das 
nicht verständlich, denn die prognostizierten durch­
schnittlichen Tagesverkehrsrafen von 5000 bis 6000 
Einheiten sind sicherlich nicht eine ausreichende 
Belägsbelastung für einen Vollausbau. 

Jetzt darf ich Ihnen hier die vorbereitete Skizze 
zeigen, es kennt sie ja jeder, aber es ist doch gut, 
sie sich wieder zu vergegenwärtigen. Ein großes 
Diskussionsthema, wo wir Steirer immer wieder 
in Gefahr kommen, mit den Mitteln dann kurz­
gehalten zu werden, ist die Frage Tauernauto-
bahn — Pyhmautobahn. Hier vertritt beispielsweise 
Dultinger mit Recht die Meinung, daß die Tauern-
autobahn um eine Nummer zu groß ist. Und wer 
sich an ' die Geschichte der Tauernautobahn er­
innert, wird wissen, daß es in den ersten Publika­
tionen geheißen hat, im Jahre 1966, Ausbau einer 
Schnellstraße. Das wäre auch durchaus in Ordnung 
gewesen. So aber werden wir in der Tauernauto­
bahn die teuerste Fremdenverkehrsautobahn haben, 
für einige Tage mit Spitzenbelastungen, und im 
Winter werden wir dann die zweite Fahrbahn, so 
wie das schon geschehen ist, wieder sperren, um 
uns wenigstens die Schneeräumungskosten zu er­
sparen. Die Großzügigkeit war zweifellos ein Feh­
ler. Wenn nun in einem Gutachten — und dieses 
Gutachten wird auch hier zur Kritik der Pyhm­
autobahn genommen — fälschlicherweise von Dul­
tinger, wenn wir also diese Studie Dorfwirth wie­
der betrachten, dann kann man nur sagen, auch 
Professoren werden irren, denn es ist ja eine Zu­
kunftsprognose, die erst dann überprüft werden 
kann, wenn beide Autobahnen tatsächlich einiger­
maßen verkehrswirksam geworden sind. Man 
braucht sich ja hur diese Skizze anzuschauen und 
zu überlegen. Es wird sicherlich niemand, der aus 
dem süddeutschen Raum kommt, der aus dem Raum 
München kommt, an Salzburg vorbeifahren auf die1 

Pyhmautobahn. Er wird zunächst die Tauernauto­
bahn bis Radstadt benützen, wird dann durch das 
Ennstal auf die: Pyhmautobahn fahren, wenn sein 
Ziel in Südosteuropa liegt, denn er erspart sich 
damit wesentliche Anstiegshöhen. Auch die Tauern­
autobahn geht zweimal etwa auf 1300/1350 Meter 
hinauf, während wir bei- der Pyhmautobahn mit 
850 Metern die größte Höhe haben. Die Pyhmauto­
bahn wird eigentlich eine Autobahn sein, die den 
Alpenkamm maximal in Mittelgebirgshöhe durch-
örtert. Und außerdem ist die Behauptung oder die 
Fiktion, die Dorfwirth aufgestellt' hat, man wird 
aus dem Raum Nürnberg >über Suben —̂  die Deut­
schen werden ja die Autobahn bis 1981 fertig 

. haben — nach Wels und über die Westautobahn 
und Ungarn nach Südeuropa fahren, fragwürdig. 
Wer die Straßen in ̂ .Ungarn kennt und wer weiß', 
wie lange eine Grenzabfertigung dort dauert, der 
kann sicher sein, daß man sich einmal eine Grenz­
überschreitung gerne erspart, wenn die Pyhrnauto^ 

bahn halbwegs ausgebaut ist. Das heißt, der Be­
lastungsplan, der auch hier in .diesem Buch dar­
gestellt ist, ist falsch. Es ist sicher so', daß mit dem 
Karawanken-Tunnel, der bis 1983 fertig sein soll, 
diejenigen, die nur mit einem PKW fahren, die 
aus dem Raum Salzburg/Stuttgart kommen, sicher 
über die Tauernautobahn fahren werden. Aber es 
ist gar keine Frage, daß die Pyhmautobahn auch 
international von größter Bedeutung ist und das 
hat ja auch die EG grundsätzlich bereits anerkannt, 
und so können wir hoffen, daß doch die steirischen 
Prioritäten Berücksichtigung finden. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit gerne dem 
scheidenden Bautenminister danken, daß er die stei­
rischen Interessen, und das kann man bei einem 
Steirer ja wohl hoffen, vertreten hat, und zwar so­
wohl die Pyhrn- als auch die Südautobahn. Zur 
Frage der Südautobahn hat ja der Kollege Lind 
bereits ausführlich gesprochen. Wir sind auch offen 
für den neuen Minister und hoffen, daß das, was 
er verbal bereits erklärt hat, nämlich, die steirischen 
Prioritäten Süd-, Pyhmautobahn und Schnellstraße 
Mur—Mürz auch realisiert werden. Nur bei der 
Realisierung, meine sehr geehrten Damen und. Her­
ren, darf ich doch auf einiges hinweisen, und da 
komme ich jetzt wieder auf das zurück, was Kol­
lege Hammer bezüglich der Bundesstraßen in sei­
nem Raum aus der lokalen Sicht sicher mit vollem 
Recht gesagt hat: Die Südautobahn kann mit Hilfe 
des Landes Steiermark und der Opfer, die ja auch 
im Landesvoranschlag ihren Niederschlag gefun­
den haben, als ausfinanziert angesehen werden, 
wenn die vertraglichen Verpflichtungen des Bun­
des eingehalten werden. Anders schon ist es bei 
der Pyhmautobahn. Bei der Pyhmautobahn brau­
chen wir sechs Milliarden Schilling, außer dem, was 
von der Pyhmautobahn AG. mit rund drei Milliar­
den Schilling in den Gesellsdiaftsstrecken verbaut 
wird. Und für̂  die Schnellstraße im Mur-Mürz-Be-
reich brauchen wir, wenn wir sie in zehn Jahren 
ausbauen wollen, auch Sparausbau, Halbausbau, 
fünf Milliarden Schilling. Wir brauchen für die 
hochrangigen Straßen in der - Steiermark 15 Mil­
liarden Schilling, von denen mit Sonderfinanzie­
rung derzeit nur drei Milliarden Schilling zugesagt 
sind. 

Es wird also von ganz entscheidender Bedeu­
tung sein, daß es gelingt, die EG tatsächlich dazu 
zu bringen, daß sie mit einer Sonderfinanzierung 
zum Pyhrnausbau beiträgt. Und wenn das gelingt, 
dann können wir dem Herrn 'Landeshauptmann 
sehr' dankbar sein, der diesen Gedanken das erste 
Mal in einem Gespräch in Brüssel in die Debatte 
bringen konnte, worauf dann durch das Außen­
ministerium und die zuständigen Bundesstellen in 
die Verhandlungen erst eingetreten wurde. Und 
wenn man die Finanzierung ansieht, dann muß man 
sich das Budget, das sicher nicht unbeachtlich ist, 
aber das eben bei weitem nicht alle Wünsche er­
füllen kann, vor Augen führen. 

Wir haben im Vorjahr eine Milliarde für den 
Äutobahnbau und 1,2 Milliarden für den Schnell­
straßen- und für den B-Straßenausbau bekommen. 
Das sind also 2,2 Milliarden. Und ich bitte Sie, 
jetzt zu, beachten, daß durch das Land im Budget 
1980, vorläufig ist.vom Bund ein etwa gleich hohes 
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Budget wie im Vorjahr zugesagt, 230 Millionen in 
verschiedenen Ansätzen für verlorene Beiträge, Zin­
senzuschüsse für den Autobahnbau in der Steiermark 
vorgesehen sind. Wenn Sie sich also vergegen­
wärtigen, daß wir einen rund 900-Millionen-Abgang 
im Ordinarium haben, dann sehen Sie, daß diese 
zusätzlich übernommene Leistung allein etwa ein 
Viertel dieses Abganges ausmacht. Das große Pro­
blem, Herr Kollege Hammer, liegt bei der Auf­
teilung zwischen S- und B-Straßen, weil beide aus 
dem gleichen Finanzierungstopf finanziert werden 
und alles, was in der Mur-Mürz-Furche für die 
S-Straßen ausgegeben wird, natürlich den B-Straßen 
abgeht. Da seien nur einige überregionale For­
derungen hier vielleicht von mir noch erwähnt: 
Da ist sicher die Präbichl-Südrampe, da sind die 
Ausbauten an der Mariazeller Straße, da ist die 
Radipaßstraße, die Gleichenberger Straße, die Um-
fahrung Neumarkt, alles Projekte, die auch sofort 
sehr viel Geld kosten, und für die S-Straße im 
Murtal sind jetzt ungefähr 40 Millionen Aus­
baumittel vorgesehen. Es werden aber 550 Millio­
nen gebraucht nach dieser Broschüre, die der Her t 
Kollege Loidl auch kennt und die ich ihm gerne 
hier lasse. Ich nehme an, er wird dann nach mir zu 
den Problemen reden. 

Abschließend darf ich auch noch ganz kurz — 
weil wir ja schließlich in erster Linie über das 
Landesbudget zu reden haben — über den Zehn­
jahresplan zum Ausbau der Landesstraßen e twas 
sagen. Wir haben damals 450 Millionen Ausbau­
mittel jährlich auf der Preisbasis 1975 vorgesehen. 
Tatsächlich haben wir, wenn Sie in das Budget 
hineinsehen, in den letzten Jahren um 350 Mil­
lionen, und wir werden für 1980 im Ordinarium 
und Extraordinarium 360 Millionen für den Ausbau 
zur Verfügung stellen. Auch hier müssen wir kür­
zertreten und manche berechtigten Wünsche über­
prüfen oder zeitlich hinausschieben. Ich glaube, 
Planungen, vor allem im hochrangigen Bereich, sind 
reichlichst vorhanden. Aber die große Frage ist die 
Finanzierung und wir sind ja sehr gespannt, ob das 
dem neuen Herrn Bautenminister gelingt, ohne zu­
sätzliche Belastungen — es wäre ja schon ein gro­
ßer Erfolg, wenn er beispielsweise die Zweckbin­
dung des Straßenverkehrsbeitrages, von dem ein­
mal geredet wurde, der aber dann zum Budget­
lochstopfen verwendet wurde, erreichen würde. 

Ich darf mich abschließend bedanken bei den 
Beamten, die sich sehr bemühen, daß im Straßen­
bau in der Steiermark etwas weitergeht, von der 
Planung bis zur Durchführung. Ich darf aber auch 
allen jenen danken, die oft unerkannt und unbe­
kannt dafür sorgen, daß bei jeder Wit terung die 
steirischen Straßen benutzbar sind. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Präsident: Zum Wor t kommt der Herr Abgeord­
nete Loidl. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Loidl: Meine Damen und Herren! Hoher 
Landtag! 

Zunächst möchte ich ein paa r Wor te zum Abge­
ordneten Dr. Heidinger sagen, und zwar wegen 
der Dringlichkeitsreihung. Vergessen Sie nicht, daß 

es sehr, sehr lange gedauert hat, bis überhaupt, 
eine Dringlichkeitsreihung in Österreich zustande 
gekommen ist. Der Minister Kotzina hat sich sehr 
bemüht, aber er hat e s nicht mehr zustande ge­
bracht. Die Vorarbeiten waren schon vorhanden 
und dann hat es Herr Minister Moser zustande ge­
bracht. (Abg. Dr. Heidinger: „Moser hat fünf Jahre 
gebraucht!") Es ist ja ganz klar, der Betroffene 
ist sich ja immer der Nächste, und es ist nicht 
nur die Steiermark, sondern es sind die anderen 
Bundesländer auch und daher war es eben so 
schwer, einzureihen, was kommt zuerst und was 
dann. W a s aber die Präbichl-Bundesstraße betrifft, 
dieser Abschnitt, wovon der Kollege Hammer ge­
sprochen hat, der ist in der Dringlichkeitsreihung. 
(Abg. Dr. Heidnger: „Habe ich j a auch gesagt, 
Kollege Loidl!") 

Und das zweite, was ich noch sagen wollte, ist 
die PyhrnautO'bahn und die Tauernautobahn. Es ist 
ja alles längst verschüttete Milch. Tatsache ist doch, 
und es geht auch noch zurück in die Ministerschaft 
der ÖVP-Bautenminister, die Salzburger und die 
Kärntner, schwarz und rot, haben sich zu einem 
Zeitpunkt gefunden, haben es geplant, das fertig­
gemacht und auf den Tisch gelegt (Abg. Dr. Heidin­
ger: „Der ehemalige Bundeskanzler wa r Landes­
hauptmann von Salzburg!") als man in der Steier­
mark noch gesagt hat, wir brauchen keine Auto­
bahn — ich^mache daraus keinen Vorwurf — es 
geschah in falscher Einschätzung der zukünftigen 
Entwicklung des Verkehrs. Und dort liegt eben 
das begründet, daß die Tauernautobahn schon weiter 
ist. Ich stimme sonst grundsätzlich voll mit Ihren 
Argumenten überein, aber der Grund ist eben der, 
und so ist es eben manchmal. Eine relativ kleine 
Ursache bringt eine riesige Wirkung. 

Nun zum Straßenbau grundsätzlich, meine Damen 
und Herren: Im Zusammenhang mit der Energie­
krise gibt es da und dort Diskussionen von sehr 
prominenten Leuten, die fragen, ob denn der weitere 
Ausbau insbesondere des sehr t euren , hochrangi­
gen Straßennetzes noch zweckmäßig und vertretbar 
ist. Es mag schon sein, daß die ' prognostizierten, 
ganz fürchterlichen Zuwachsraten, die vorausge­
sagt werden, im Güterverkehr e twas reduziert wer­
den könnten, weil es vielleicht doch gelingt, einiges 
von der Straße auf die Schiene zu bringen. Und 
da möchte ich das wegen der Nichtzweckbindung 
des Straßenverkehrsbeitrages einfügen. Ich gestehe, 
daß wir — in dem Fall die Baugewerkschaft — aus 
verständlichen Gründen mit dem Finanzminister 
gestritten haben, daß er zweckgebunden werden 
soll. Wi r wollten das Geld für Straßenbauleistungen. 
Er hat natürlich gesagt, bitte, der Verkehr kann 
nur dann etwas besser geregelt werden, wenn auch 
die Schiene ausgebaut wird. Das Entscheidende an 
diesem Beitrag ist ja nicht, wie Sie sagen •— man 
macht es sich immer leicht — ihn zum Stopfen von 
Budgetlöchern, sondern zur Verkehrsverbesserung, 
Schiene oder. Straße, zu verwenden. Und darauf 
kommt es an, wobei es mir sicher lieber wäre„ wenn 
er wirklich zweckgebunden wäre. (Abg. Dr. Heidin­
ger: „Kollege Loidl, Sie widersprechen sich selbst, 
aber Sie haben völlig recht!" — Heiterkeit — Abg. 
Dr. Heidinger: „Wenn Milliarden für den Ausbau 
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des Schienenverkehrs verwendet werden, kann es 
Ihnen im wesentlichen egal sein!") Das bringe ich 
nicht zusammen! (Abg. Dr. Heidinger: „Es wird 
leider auch dort nicht für den Ausbau verwendet!") 
Das stimmt ja nicht! Was glauben Sie denn, woher 
die Mittel für die Schnellverbindungen kommen, 
wie in den Ballungszentren Linz und so weiter? 
(Abgi Dr. Heidinger: „Die Milliarden haben kein 
Masched, aber die Bundesbahn hat einen Betriebs­
äbgang!") Das kann man behaupten, aber das kann 
man nicht beweisen! (Abg, Heidinger: „Das kann 
man nicht behaupten, das kann man beweisen!") 
Nein, das kann man nicht! Ich wollte nur sagen, 
wer schon ein ausgebautes Straßenverkehrsnetz 
hat, der könnte sich durchaus mit solchen Gedanken 
beschäftigen, was momentan noch erweitert werden 
soll. Aber bei uns geht es ja darum, da ja noch 
kein übergeordnetes Verkehrsnetz vorhanden ist, 
daß wir die seit einigen Jahren so erfolgreichen 
Bemühungen, wirklich große Rückstände und Ver­
säumnisse auf diesem Gebiet aufzuholen, energisch 
fortsetzen. Es kann niemand bestreiten, daß wir in 
den vergangenen Jahren, nicht zuletat durch die 
Unterstützung und das Verständnis, Sie haben es 
auch angedeutet, des Minister Moser, und ermög­
licht auch durch die energisch vorangetriebene Pla­
nung und Projektierung unserer F.achbeamten, wo 
ich allerdings, Holrat Theußl, das ausschließen muß, 
vom Präbichl, das möchte ich in das Lob nicht einbe­
ziehen, weil es offenbar so ist, wie der Abgeord­
nete Hammer gesagt hat. Aber im allgemeinen kann 
man sagen, daß vielleicht nicht zuletzt deshalb, 
weil wir hier doch immer ein bißchen gepeitscht 
haben in dieser Richtung, die Planung vorangetrie­
ben wurde. 

Es ist vielleicht angebracht, meine Damen und 
Herren,, daß ich an dieser Stelle und aus Anlaß 
dieser Debatte auch dem vor kurzen in den Ruhe­
stand getretenen Minister Moser nochmals für alle 
seine von uns sehr geschätzten Bemühungen herzlich 
danke und daß wir ihm wünschen, daß er die 
unter seiner Amtszeit schöner und sicherer gewor­
denen Straßen seines Heimatlandes noch recht lange 
und bei bester Gesundheit benützen möge. (Allge­
meiner Beifall.) Es gibt sicher Meinungsverschieden­
heiten hinsichtlich der Dringlichkeit,, das ist ja 
heute schon zum Ausdruck gekommen. Aber da sind 
sich halt die Betroffenen in der Regel immer die 
Nächsten und es ist schwer, davon abzugehen. Aber 
bei uns sind im großen und ganzen die Weichen für 
den weiteren Ausbau, insbesondere in der Zeit des 
Ministers Moser, gestellt und die Schwerpunkte 
sind, davon sind wir überzeugt, unverrückbar ge­
setzt. Es sirid dies, es, ist schon gesagt worden, die 
Pyhrnautobahn, die Südiauitobahn, die E 6 und die 
E36 im Mürz- und Murtal. Es ist sicher beruhigend 
und für uns alle auch erfreulich, daß ein Gespräch, 
das auch ich mit dem Bautenminister Sekanina ge­
führt habe, einwandfrei ergeben hat, daß er diese 
Schwerpunkte voll und ganz unterstützt und daß 
er vor allem ein Ausspielen der- Pyhrnautobahn 
gegen die Südautobahn oder umgekehrt,, von wein 
es immer kommt, auf das strikteste ablehnt. Es 
erhebt sich zunächst die für die wirtschaftliche Ent­
wicklung so wichtige Frage, ob der erfolgreiche 

Aufhölprozeß weiter fortgesetzt werden kann. Das 
hängt ja. nicht nur vom Willen, meine Damen und 
Herren, von uns oder vom Minister ab, sondern 
die Kardinalfrage ist, kann das weiter finanziert 
werden. Wir können sagen, daß das für das kom­
mende Jahr gewiß noch mit einem Ja beantwortet 
werden kann: Um die 11,8 Milliarden Schilling, die 
aus zweckgebundenen Mitteln von der Mineralöl­
steuer für den österreichischen Straßenbau zur Ver­
fügung stehen, wird jetzt verhandelt. Die Bun­
desländer haben ihre Wünsche angemeldet, auch die 
Steiermark hat die Forderungen deponiert, präzi­
siert und ich glaube, auch einen Veirhandlungsspiel-
raum gelassen. Die ersten Verhandlungen haben 
schon stattgefunden, die zweite Welle, wo> der 
Landesrat selbst und die Politiker kommen werden, 
steht noch bevor. Unbestritten ist zunächst nur, daß 
die Sonderfinanzierung für die E6 und E36 im 
Ausmaß von rund 400 Millionen Schilling da ist, . 
daß 90 Millionen. Schilling bereitliegen als Rück­
lage für den Plabutschtunnel, (Erster Landeshaupt­
mannstellvertreter Sebastian: „Richtstollen!") der ja 
jetzt begonnen wird, mit dem Richtstollen. Und 
wenn der Bund, wie wir, glaube ich, annehmen 
können, — es wird noch ein bißchen hin- und her­
gehen — rund 80 Prozent unserer Forderungen er­
füllen wird, dann sind wir wieder bei den rund 
zwei Milliarden Schilling für die Bundesschneilstra-
ßen und' Autobahnen, die uns zur Verfügung stehen. 
Damit könnten wir zunächst einmal die großen Bau­
abschnitte, Packaufstieg, die Strecke GleisdO'rf— 
Hartberg, von der der Bürgermeister Lind gesprochen 
hat, die Bauvorhaben im Raum Liezen, "Selzthal, 
Rottenmann und vielleicht auch ein Teilstück nach 
Süden vorantreiben. 

Es ist richtig, daß die schlimmsten Folgen der Fehl­
einschätzungen in der früheren Zeit im Mürztal mit 
dem täglichen Verkehrschaos zu spüren sind. Des<-
wegen ist ja diese Sonderfinanzierung, die bis 
zum Jahre 1983 gewährt wird, von so großem und 
besonderem Wert. Man soll auch hinzufügen, daß 
die Pyhrnautobahn im kommenden Jahr beim Bos-
ruektunnel, bei der Umfahrung Trieben, bei der 
Verlängerung der Autobahn von Friesach nach Graz-
Norid immerhin auch 600 Millionen Schilling inve­
stieren und verbauen wird. (Erster Landeshaupt­
mannstellvertreter Sebastian: „Du mußt mir nur 
sagen, welche Schwierigkeiten in Trieben im Moor 
sind!") Es sind große technische Schwierigkeiten, 
aber das ist halt so: wenn diese Straße um 90 Meter 
verrückt hätte werden können, dann wären die 
Schwierigkeiten weniger groß. Der Umweltschutz, 
der Bürgermeister und die Bevölkerung haben die 
Verlegung der Trasse verlangt. Es wurde ihnen 
zugestanden, das kostet aber viel Geld und bis 
heute weiß man noch nicht genau, ob diese Schüt­
tung dort überhaupt hält, weil das Moor angeb­
lich 36 Meter oder noch, tiefer ist. Das kostet Geld 
und es fehlt halt dann wo anders. Wir werden in 
der unmittelbaren Zukunft wieder Straßenbaulei­
stungen vollbringen können, die für ein Bundes­
land durchaus gigantisch sind. 

Meine Damen und Herren, wir, die damit zu 
tun haben, bedauern es immer wieder,- daß die Men­
schen in unserem Land gar nicht wissen, was da 
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alles passiert, weil das fernab von den Straßen 
ist. Man müßte einmal drüberfliegen und sehen, 
was da alles in den Wäldern und irgendwie weg 
von den Straßen gearbeitet wird. Aber das bereits' 
Erreichte und unmittelbar in Angriff Genommene 
enthebt uns nicht, feststellen zu müssen, wieviel 
geradezu Lebensnotwendiges für manche; Regionen 
noch gemacht werden muß. Da gibt es die immer 
wieder bekanntgemachten Berechnungen, die ge­
schätzten Kosten, wieviele Jahre oder Jahrzehnte 
es bei den gegenwärtigen Finanzierungsmöglich­
keiten noch dauern würde, bis diese Vorhaben fer* 
tig sein können. Dabei geht es halt immer um Be­
träge von mehreren Milliarden Schilling. Dann wer­
den jene Beträge, die wir jährlich aufzubringen 
imstande sind, ganz einfach als spärlich bezeichnet, 
obwohl es auch Milliarden sind, und ohne daß je­
mand sagt, wo es denn noch eine Belastbarkeit 
gibt, um zusätzliche Mittel für die so notwendige 
raschere Verwirklichung der wirklich unbestritten 
äußerst dringenden Vorhaben aufzubringen. 

Da ist das Beispiel der E6 und E36 mit dieser 
sehr realistischen Studie, auf die ich dann noch 
kurz zurückkommen werde, und da kostet halt der 
Ausbau der rund 120 Kilometer auf steirischer 
Strecke, wenn man es voll ausbauen würde, nach 
jetzigen Preisen acht Millionen Schilling und der 
Halbausbau 5,6 Millionen Schilling, da käme noch 
die Preissteigerung dazu. Es wird doch, glaube ich, 
hier in diesem Saal von Wissenden niemand ernst­
lich annehmen, daß gegenwärtig außer den Mitteln 
aus der Mineralölsteuer von irgendwoher wirklich 
nennenswerte Milliardenbeträge für den Straßen­
bau kommen würden. Die einzige Hoffnung ist der 
Zuschuß von der EG, aber ich würde mich lieber 
nicht darauf verlassen, wenn man hört, welche 
Stellung die Italiener derzeit einnehmen. Ganz klar, 
weil sie die Brennerautobahn als von uns gebaut 
bekommen haben. 

Noch etwas, meine Damen und. Herren: Es dür­
fen in der Zukunft, und das ist auch ein bißchen 
besorgniserregend, auch noch so wichtige Strecken 
nur dann als Gesellschaftsatrecken gebaut werden, 
wenn ihre Finanzierung ohne Belastung für die 
zukünftigen Budgets erfolgt. Zur Zeit haben die 
Rückzahlungsverpflichtungen aus den schon gebau­
ten Gesellschaftsstrecken ein Ausmaß erreicht, das 
uns eigentlich Sorgen bereitet. (Abg. Dr. Heidinger: 
„Vor Inbetriebnahme!") — Sicher ja — aber es 
ist eine Gegebenheit, es ist gebaut, beschlossen 
und gemacht. — Im kommenden Jahr werden es 
schon 500 Millionen sein, die wir abzweigen müs­
sen. Und 500 Millionen sind schon schmerzlich, sehr 
schmerzlich. Aber bis 1983/84, da kommt mir das 
Grausen, ich sage, es Ihnen ganz ehrlich, werden 
es bereits zweieinhalb Milliarden sein. Wir waren 
alle so stolz auf die Gesellschaft, schnell muß ge­
baut werden, eröffnet, herrlich, wunderschön. Alle 
waren dafür, niemand war dagegen! Hier können 
Sie nicht sagen, die Regierung ist schuld. Alles 
wurde einvernehmlich beschlossen. Das bedeutet 
nicht mehr und nicht weniger, als daß ein Fünftel 
der Gesamteinnahmen dann nicht mehr zur Verfü­
gung, zur Verteilung stehen wird. Und dazu kommt 
noch, daß die Preise im Tiefbau zum Unterschied 

vom Hochbau weit über den durchschnittlichen Teue­
rungsraten angezogen haben. Konnten wir zuerst 
ohne weiteres gelten lassen, daß es sich um eine 
Normalisierung der wirklich abgesagten Preise ge­
handelt hat, so sage ich ganz offen, daß es in der 
Folge ein ungehemmtes und äußerst unkluges Aus­
nützen der guten Auftragslage ohne nennenswerte 
ausländische Konkurrenz ist. Die Steigerungen sind 
SO' exorbitant. Und weil manchen von Ihnen die 
Klagen der Bauwirtschaft über die schlechten Preise 
im Ohr liegen, möchte ich Ihnen die Ziffern wirk­
lich nicht vorenthalten. Es war 1976 eine Steigerungs­
rate bereits um 11 „6 Prozent, 1977 um 22,7 Prozent. 
Es ist dann 1978 etwas zurückgegangen auf rund 
10 Prozent und wir liegen in den ersten beiden 
Quartalen 1979 — es hat sich sicher nicht gebessert, 
sondern eher verschlechtert — bereits wieder bei 
18 Prozent. Demgegenüber der Wohnbau, der in 
dieser Zeit nie mehr als 6 Prozent, immer zwischen 
5 und 6 Prozent — durchaus im verträglichen Aus­
maß der Baupreisindex — verzeichnet hat. 

Noch etwas, Herr Hofrat Theußl sagt mir, daß das 
im Landesstraßenbau, wo die kleineren Baulose ver­
geben werden, eher noch ärger ist, als bei den ganz 
großen Bundesbaulosen — daß alle, die die Mög­
lichkeit dazu haben, die Verantwortlichen warnen, 
daß der Bogen nicht überspannt wird. Denn wir 
Bauarbeiter haben uns wirklich die gebotene Zu­
rückhaltung auferlegt und bei unseren letzten, für 
zwei Jahre abgeschlossenen Kollektivverträgen je­
weils nur 4,6 Prozent vereinbart. Und die Beschäfti­
gung der vorhandenen Betriebe und damit unserer 
Bauarbeiter kann ja durch ein ausreichendes und 
nicht ungerechtfertigtes Bauvolumen gesichert wer­
den. 

Wir halten es für völlig ausgeschlossen, daß spä­
testens 1983 durch die erwähnte Entwicklung auch 
im Zusammenhang mit den Gesellschaftsstrecken 
das Straßenbauvolumen so, radikal gekürzt wird, 
daß es zwangsläufig zu den allerschwersten Er­
schütterungen der gesamten Tiefbauwirtschaft füh­
ren muß. Und, meine Damen und Harren, wir haben 
die Pflicht, die Entwicklung, so weit wir das kön­
nen, wenigstens einige Jahre voraus abzuschätzen. 
Wenn man, ohne weiß Gatt was für ein Experte 
sein zu müssen, unweigerlich erkennt, was sich auf­
grund der vorhandenen Gegebenheiten ganz zwangs­
läufig entwickelt, so gibt es eigentlich nur zwei 
Möglichkeiten: Entweder man findet sich ganz be­
wußt damit ab oder wenn das, wie in diesem Fall 
ganz unmöglich ist, so müssen entsprechende Maß­
nahmen gesetzt werden. Ich glaube, daß diese 
ernste Frage kein Platz für polemische Auseinander­
setzungen sein darf und sein kann. Wenn es näm­
lich stimmt, was wir bei jeder Gelegenheit als 
Politiker und Wirtschaftsfachleute sagen, nämlich 
daß der möglichst rasche Ausbau unseres Straßen­
netzes nicht nur im Interesse der Verkehrssicher­
heit, sondern vor allem für eine Weiterentwicklung 
ganzer Regionen unseres Landes unerläßlich ist, 
so muß der Ausbau finanziell sichergestellt wer­
den. Und es kann sich niemand darüber hinwegset­
zen, daß die Aufbringung der hiezu notwendigen 
Mittel, die sehr hoch sind, politische Entscheidun­
gen sind. Die Fachleute können uns nur sagen, das 
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haben sie hier sehr präzise getan, daß wir die S 6 
und S 36 nur dann in zehn Jahren im Halbausbau 
fertigmachen können, wenn zu den 400 Millionen 
noch 150 Millionen hinzukommen. .Es ist nicht Auf­
gabe der Fachleute, zu sagen, Woher das Geld 
kommt. Diese Aufgabe ist den Politikern überlassen, 
so unangenehm, das ist. Und wenn wir das Geld 
nicht herbringen, dann wird es die Straße eben 
nicht geben, auch wenn der Schaden noch so groß 
ist, der durch diese Verzögerung entsteht. Darüber 
gibt es überhaupt keine Debatte. 

Meine Damen und Herren, wir zumindest in der 
Baügewerkschaft, wir haben uns den Kopf zerbro­
chen über die Situation auch natürlich im Interesse 
der Arbeitsplatz^chexuiig, aber das ist ja eine 
Interessensgleichheit mit denen, die die .Straße 
wollen beziehungsweise brauchen. Wir haben uns 
folgendes gesagt und das vertrete ich auch hier: 
Wenn die Ölscheichs überraschend den Benzinpreis 
erhöhen, motiviert oder nicht motiviert, wenn die 
Multis durch riesige Spekulationen Milliarden — 
wie wir lesen können •— an Dollars verdienen, 
wirkt sich das im Benzin- und Dieselpreis aus. Was 
machen die Fahrzeugbenützer? Sie schimpfen über 
alles mögliche, über die Falschen meistens. Sie 
zahlen und fahren ohne Einschränkung, und die 
Autos werden trotzdem immer größer und sie fahren 
immer schneller.. Und da fragen wir uns, meine 
Damen und Herren, wäre es angesichts dieser Tat­
sache wirklich so unverantwortlich und auch so 
furchtbar unzumutbar, wenn man die Mineralöl­
steuer, die zweckgebunden ist, pro Liter Benzin 
um 30, 40, oder 50 Groschen erhöhen würde? (Abg. 
Dr. Heidinger: „Das ist aber die Forderung der Bau­
arbeiter gewesen!") Ja, natürlich! Ich habe ja aus­
drücklich gesägt, Ihr werdet die Vorlagen eines 
Tages annehmen müssen, wenn Ihr die Straßen 
haben möchtet, Ihr werdet sie annehmen müssen, 
nicht wollen! Aber es ist besser, Ihr wollt es, 
als Ihr müßt es nachher. (Abg. Premsberger: „Dar­
über werden wir aber noch diskutieren!" — Abg. 
Dr. Dorf er: „Im Jahre 1966 war ein riesiger Wirbel 
der Opposition!" — Landeshauptmannstellvertreter 
Sebastian: „Die Bauarbeitergewerkschaft will das 
zweckgewidmet!") Aber, meine Damen und Herren, 
wir würden 50 Groschen brauchen, damit wir — das 
wären rund 250 Millionen pro 10 Groschen --— im 
Jahre 1983 noch so weiterbauen können, wie im 
nächsten Jahr. Darüber gibt es überhaupt keinen 
Zweifel. (Abg. Dr. Schilcher: „Bei diesem Finanz­
minister müßte man mehr zweckwidmen!") Und 
Ihnen von der ÖVP sage ich, wir haben diese 
Frage in unserer Gewerkschaft diskutiert, wir haben 
einstimmig auch mit den Stimmen der Christlichen 
Gewerkschafter beschlossen, die Regierung auf zu­
fordern, in dieser Richtung etwas zu unternehmen, 
weil wir es- für den einzigen zur Zeit realistisch 
gesehen gangbaren Weg halten, daß wir aus ̂ dieser 
Sache herauskommen. '(Abg.; Dr. Schilcher: „Dann 
sind Sie mit der Eisenbahnergewerkschafit einer 
Meinung!") ' , . ' , 

Meine Damen und Herren! Dieser Diskussions­
vorschlag richtet sich zunächst nicht an die Auto­
fahrer, das ist ja ganz klar, wie d ie ' reagieren, 
sondern der richtet sich ah jene, die in wirtschaft­

lichen Bereichen Verantwortung tragen und sich 
nicht einfach sagen können, irgendwer soll zahlen, 
der Minister soll zahlen oder der soll zahlen, son­
dern er richtet sich an jene, und das seid auch 
Ihr, die Verantwortung tragen. Er wird nicht un­
geteilte Zustimmung finden und es mag, das schließe 
ich nicht aus; wirklich berechtigte Einwände geben. 
Aber wenn Sie ein besseres Mittel wissen, ein 
vollziehbares, nicht so eines, daß man sagt, es soll 
irgendwer zahlen, dann sind wir selbstverständlich 
bereit, das auch zur Kenntnis zu nehmen. Wenn 
Sie das überhaupt diskutieren wollen, so tun Sie 
das bitte nicht nur im Hinblick auf eine zusätz­
liche Belastung,, das ist ja jetzt so angenehm, das 
immer zu sagen, sondern tun Sie es doch auch im 
Hinblick darauf, daß es isich um eine gemeinsam 
aufgebrachte, sehr wichtige Investition in unserer 
Infrastuktur handelt, welche sich in vielerlei Hin­
sicht sehr, sehr bald und sehr gut bezahlt machen 
würde. 

Und zum Schluß, meine Damen und Herren, 
möchte ich noch ganz kurz auf die Erhaltung und 
den Ausbau unseres Landesstraßennatzes hinwei­
sen, für den im Budget auch, trotz der angespannten 
Finanzlage, sehr namhafte Mittel vorgesehen sind, 
eine Größenordnung, daß man das Ausbaupro­
gramm doch zumindest fortsetzen kann. Man soll 
nicht vergessen, daß sowohl der Personenverkehr 
als auch der Güterverkehr sehr oft über sehr lange 
Strecken zuerst unseres Landesstraßennetzes rollen 
müssen, bis sie an die übergeordneten Bundes­
straßen angeschlossen sind. Daher ist er ja" nicht 
minder wichtig, als der übergeordnete. 

Vielleicht darf ich noch sagen, daß wir sowohl 
hier als auch dort, beim Ländesstraßenbau, beim 
Bundesstraßenbau und Autobahnbau, sehr vieles 
erreicht haben! Es ist gesagt worden, von allen, 
die bis jetzt gesprochen haben, daß wir noch sehr, 
sehr viel zu tun haben. Wie wir das machen, 
wann wir es machen können, ist nicht nur ein Pro­
blem; an sich, sondern es ist unsere Aufgabe, meine 
Damen und Herren, jetzt und auch, befürchte ich, 
in langer Zukunft. (Allgemeiner Beifall. — Landes­
rat Bammer: „Kollege Loidl, die ÖMV gehört 
auch zu den Multis!") 

Präsident: Der Herr Abgeordnete Marczik hat 
sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg. Marczik: Herr Präsident,, Hohes Haus, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! 

Der Herr Kollege Loidl hat am Ende seiner Aus­
führungen ein sehr wesentliches Stichwort im Zu­
sammenhang mit dem Straßenbau gebracht, und die­
ses Stichwort lautet: Infrastruktur. Ich möchte mich 
aus diesem Grunde ganz kurz hoch einmal zu 
Wort melden, und zwar zum Problem Schnellstraße, 
E36 und E 6, also zu jener Straße;, meine Damen 
und Herren, die »bei uns Obersteirern noch immer 
als B 17 nicht nur bekannt ist; sondern landläufig 
auch so genannt wird. Für uns ist der Ausbau dieser 
E 6 und E 36, das ist gar keine Frage, eine Lebens­
und Überlebensfrage im Hinblick auf unsere Indü-
. strie, meine Damen und Herren. Denn wenn Sie 
bedenken, daß gerade ein sehr erheblicher Teil 
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dar Industriefurche des Mur- und des Mürztales 
derart exportorientiert ist, ja daß wir bis zu 80 Pro­
zent exportieren müssen, dann ist es sehr leicht 
verständlich, daß unser Fortbestand sehr wesent­
lich vom Zustand des Straßennetzes abhängt. Wenn 
das steirische Schnellstraßennetz insgesamt 200 
Kilometer beträgt und sich davon allein im Mur-
und Mürztal 120 Kilometer befinden, dann ist es 
ganz klar, daß wir das allergrößte Interesse haben, 
daß die vorgesehenen Zeitspannen,, nämlich unge­
fähr bis zum Jahre 1988, nach Möglichkeit, verehr­
ter Herr Kollege Loidl, natürlich auch eingehalten 
werden. Ich anerkenne voll und ganz Deine Über­
legungen, weil es sehr schwierig ist, die notwen­
digen Mittel aufzubringen. Nur eines muß ich auch 
sagen: Mit den Mitteln,, die bisher gerade für den 
Ausbau dieser Schnellstraße zur Verfügung stan­
den, nämlich mit jenen 100 Millionen Schilling, mit 
diesen wären wir hoffnungslos in ein Nichts versun­
ken. Du als Fachmann weißt ja, was sind schon 
100 Millionen Schilling für den Ausbau von Stra­
ßenkilometern. Nunmehr haben wir also 500 Mil­
lionen Schilling, allerdings 100 Millionen Schilling 
davon auf der niederösterreichischen Seite, jenseits 
des Semmerings, Herüben bei uns sind es 400 Mil­
lionen Schilling, die verbleiben. Daher folgerichtig: 
Bis 1983 sind zusätzliche 150 Millionen Schilling 
dringend notwendig, um diesen Halbausbau durch­
führen zu können. Ab 1983 brauchen wir sowieso 
550 Millionen Schilling bis 1988, damit, noch einmal 
sei es gesagt, der Halbausbau vollzogen werden 
kann. Erst im Jahre 1988,. meine Damen und Her­
ren, dann wird auch das Verkehrsaufkommen, so 
die normale Entwicklung weitergeht, ein so horren­
des und gewaltiges sein und gleichzeitig auch die 
Notwendigkeit Infrastrukturen, daß wir dann auf 
jeden Fall den zweiten Teil der Fahrbahn aus­
bauen werden müssen. 

Ich darf einstimmen in diesen Chor und bitten, 
meine Damen und Herren, daß wir alle gemeinsam 
alles tun, damit diese lebensnotwendige Frage, 
dieser Lebensnerv in der Mur- und Mürzfurche für 
unsere Wirtschaft, für unsere Industrie, für die 
Infrastruktur doch einigermaßen zeitgerecht zum 
Tragen kommt. Ich danke sehr herzlich für die 
Aufmerksamkeit. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Chibidziura. Ich erteile es 
ihm. 

Abg. DipL-Ing. Chibidziura: Sehr geehrter Herr 
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! 

Selbst auf die Gefahr hin, daß mein oberster 
Lehensherr im Landesdienst, für den ich ja im 
Zivilberuf streite, mich womöglich um einen Kopf 
kürzer macht, erlaube ich mir (Abg. Dr. Dörfer: 
„Mindestens um zwei!" — Abg. Dr. Schilcher: 
„Reicht aber noch immer!" — Abg. Wimmler: „Wir 
helfen die schon!"), ein paar Anmerkungen anzu­
bringen. Es erhebt sich die Frage, ob die Regulierun­
gen unserer Nebenflüsse noch sinnvoll sind. Die 
Wasserkraft ist eine Kraft, die seif Jahrhunderten 
verwendet wird, und mit verschiedenen Formen 
von Wasserrädern hat sie Mühlen, Sägen und Was­

serwerke betrieben. Die dadurch nutzbar gemachte 
Energie hat den steirischen Menschen reichlich 
Wohlstand und Arbeitserleichterung gebracht. 
Schaut man in den Archiven und auf den Karten 
nach, so sieht man, daß die Wasserkraft bis aufs 
letzte genützt war, indem sogar die kleinsten Bäche 
aufgestaut wurden, um den Betrieb von Hausmüh­
len, Haussägen und so weiter zu gewährleisten. 
Das Industriezeitalter hat durch seine Entwicklung 
den Großteil dieser Wasserräder zum Verschwin­
den gebracht. Groß angelegte Regulierungen haben 
zudem das Stillegen der größeren, an den Neben­
flüssen bis zuletzt laufenden Mühlen und Säge­
werke bewirkt, Regulierungen und die damit ver­
bundenen Kornmassierungen führten natürlich auch 
zu einer besseren Nutzung der landwirtschaftlichen 
Flächen. Auch die Strommultis haben nicht ganz 
unschuldig an einer Entwicklung mitgearbeitet, die 
das Verschwinden dieser Energieerzeuger zur Folge 
hatte. (Abg. Schramme!: „Das war ein Wasser 
zum Wasserrecht!") Ja sicher, sie haben mitgeholfen, 
daß die Wasserräder verschwunden sind. Diesen Re­
gulierungen und Kommassierungen kann man nur 
zum Teil zustimmen. Es wurden viele Biozönosen 
manchmal durch gedankenloses Vorgehen zerstört, 
und wir haben uns verschiedene Nachteile damit 
eingehandelt. Sieht man unsere Nebenflüsse genau 
an, so wird man den Eindruck nicht los, daß sie 
großteils zu Vorflutkanälen umfunktioniert wurden. 

Die Regulierungen haben auch zur Folge, daß 
der Grundwasserspiegel teilweise stark zurückging, 
was dazu führte, daß die Schüttung der Quellen 
und manchmal auch die Brunnen auf den umliegen­
den Hügeln zum Versiegen gebracht wurden. Das 
heißt, daß man heute dorthin, wo früher die Ver­
sorgung mit Trinkwasser von Haus aus gegeben 
war, mit sehr viel Millionen wieder Trinkwasser 
hineinbringen muß. Volkswirtschaftlich muß man 
hier sagen, ist das sicherlich keine gute Lösung. 

Auch der Fischbestand veränderte sich grundle­
gend. Wir hätten einiges zum Aufbau einer neuen 
biologischen Struktur beitragen können,. hätten wir 
an diesen Staustufen Retentionsbecken angebracht 
und Kleinkraftwerke betrieben. Auch die Über­
wachung dieser wäre beim heutigen Stand der 
Technik einfach gewesen, und wir hätten in einer 
Krisensituation eine Stromversorgung, die die um­
liegenden Gebiete versorgt. Bei einer Füllung dieser 
Stauräume wäre eine Kappung der Hochwasser­
spitzen gegeben und damit die Möglichkeit, dämp­
fend auf das Hochwasser einzuwirken. 

Es stellt sich heraus, daß bei längeren Regen­
fällen sich die .regulierten Flüsse unheimlich schnell 
füllen und sich heute die Frage erhebt, wie weit hätte 
man die nachteiligen Dinge zurückdrängen können. 
Der Grundwasserspiegel könnte bei solchen Stau­
stufen wieder auf einen höheren Stand gebracht 
werden, und Wie gesagt, das würde sich auch auf 
die Wasserversorgung vorteilhaft auswirken. Bei der 
Ausführung der Stauräume als Badeseen hätte man 
das Landschaftsbild auch für den Fremdenverkehr 
zum Vorteil verändern können. Außerdem wäre 
das Umweltbewußtseih gefördert worden, denn' es 
ist anzunehmen, daß unter solchen Verhältnissen 
die Bevölkerung für die Reinhaltung der Gewässei 



582 12. Sitzung des Steierm. Landtages, IX. Periode — 5., 6. und 7. Dezember 1979 

sorgt und auch darauf achtet, daß sie von anderen 
eingehalten wird. Mit einem Schutzredven in den 
Staustufen wäre ein Weitertreiben von Unrat un­
möglich. Auch ließe, sich eine Verschmutzung 
schneller lokalisieren und deren Urheber leichter 
zur Verantwortung zu ziehen. Die Auswirkungen 
sind sichtbar durch: eine Verkürzung der Wasser­
läufe,, eine größere Längsneigung und damit eine 
größere Fließgeschwindigkeit, das rasche Anstei­
gen der Hauptflüsse bei längeren Regenfällen, das 
Absenken des Grundwasserspiegels in den Tal­
böden, das Auszehren der Grundwasserseen durch 
erhöhte Spiegelfälle, die Störung des Grundwasser-
sitromes und die Störung des ökologischen Gleich­
gewichtes. 

Eines ist noch zu sagen: Der Wildbestand ist in 
Regulierungsbereichen sehr stark zurückgegangen, 
weil die Auwälder und die Gesträuche total ent­
fernt wurden und somit die Wildunterstände einfach 
weg sind. Heute sind lediglich die Sträucher an den 
Uferböschungen der letzte Wildunterstand. Und die­
se, meine Damen und Herren, müssen unbedingt 
erhalten werden. Zu den Regulierungen muß man 
sagen, daß sich in letzter Zeit einiges zum Besseren 
gewendet hat, aber 'trotzdem sind die neuen Regu­
lierungen sicherlich neu zu überdenken. 

über die Straßen wurde heute schon sehr viel 
gesagt, sehr viel Gescheites natürlich. Ich hätte noch 
etwas anzubringen, das aber auch im Wasserbau 
und im Straßenbau immer wieder zu leidigen Inter­
ventionen führt. Es hat sich nämlich bei Grund­
inanspruchnahmen und nachfolgender Wiederher­
stellung der Grundbuchsordnung auch bei den lau­
fenden Bauvorhaben einiges verbessert, jedoch die 
älteren Bauvorhaben harren noch der Erledigung. 
Ich weiß selbst, daß sich in dieser Frage die Beam­
ten sehr bemühen, aber sie sind hier zeitlich über­
fordert. Hier wird es sicherlich notwendig sein, 
Spezialisten zusätzlich einzusetzen- Vielleicht ist 
das Problem in seiner Tragweite noch nicht so er­
kannt, und vielleicht ist es auch notwendig, daß 
sich die Rechtsabteiluhg 1 damit etwas mehr be­
schäftigt. Aber ich glaube,, daß diese Forderung der 
betroffenen Anrainer — gleich, ob im Straßen- oder 
Wasserbau — legitim ist und hoffe, daß mit einer 
raschen, positiven Erledigung der Wiederherstel­
lung der Grundbuchsordnung der Verwaltung, den 
Anrainern und den Politikern geholfen ist! 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Kollmänn. Ich erteile es ihm. 

Abg. Kollmann: Herr Präsident! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! 

Ich darf mich nach einjähriger Pause wieder in 
die Reihe der „Straßensänger" drängen. Ich werde 
eine Straße besingen, die es wert ist, besungen 
zu werden. Ich werde aber in Anbetracht der späten 
Stünde nur ein kurzes Lied anstimmen, denn ich 
wurde schon von. einigen Herren gebeten, „die 
Straße mit überhöhter Geschwindigkeit zu befah­
ren". 

Zunächst aber möchte ich einige Worte zum Kol­
legen, Hammer sägen, der lejxler nicht da ist. Ich 
hoffe, daß er bis zum Ende meiner Ausführungen 

kommt, ansonsrten, bitte Kollege Hammer, war das 
eiii Personenruf ins Büffet hinaus. 

Meine Damen und Herren! Gute Straßen bedeu­
ten wirtschaftliche Impulse und bedeuten in man-
chen Fällen bereits eine gewisse Sicherheit in wirt­
schaftlichen Krisensituationen. Gute Straßen haben 
heulte nicht nur nationale, sondern auch inter­
nationale Bedeutung, und eine solche Straße von 
internationalem Rang ist nun einmal die Pybxn-
autobahn, dieses Teilstück der Nordwest-Südost-
Verbindung Europas, Meine Damen und Herren, die 
hervorragende Bedeutung dieser Autobahn im Ver-
kehrswegenetz Europas wird international aner­
kannt und läßt sich durch die verkehrsgeographische 
Lage klar umreißen. Wir kennen alle die wichtigsten 
Argumente. Erstens einmal ist die Pyhmautobahn 
die kürzeste Verbindung zwischen dem Raum Nürn­
berg, Passau und den Balkanländem,, zum zweiten 
hat sie den niedrigsten Alpenübergang mit dem 
Schoberpaß, und zum dritten beeinflußt sie sehr 
große Teile unseres österreichischen Bundesgebietes 
und ist für wichtige Standorte der Industrie in der 
Steiermark; für den obersteirischen Indusitrieraum 
vor allem, von großer Bedeutung, selbstverständ­
lich, im großen gesehen, für das Dreieck Graz;— 
Linz—Wien. Trotz dieser Erkenntnisse gibt es 
immer wieder Quersehüsse gegen diese Straße und 
gegen den verstärkten und schnellen Ausbau, weil 
manche Leute glauben, daß man einen österreichi­
schen Alpenübergang gegen den anderen ausspie­
len soll, um dann für seinen speziellen Alpenüber­
gang mehr Mittel zu bekommen. Aber, meine Damen 
und Herren, es gibt auch Anwälte dieser Straße. 
Einer dieser Anwälte ist ein Redakteur Ernst Hein­
rich, der heute in einer steirischen Zeitung einige 
Zeilen geschrieben hat, von denen ich Ihnen ein 
paar vorlesen möchte. Er schreibt unter dem Titel 
„Die Entweder-Oder-Experten". Ich zitiere: „Kaum 
war der erste Spatenstich für den Aütofoahnitunnel 
durch die Karawankeh getan, ho\y ein mächtig 
Unken an. Wozu brauchen wir einen Plabutsch-
tunnel, wozu überhaupt eine Pyhmautobahn, wenn 
bald alle auf der Tauernautobahn und durch die 
Karawanken von Deutschland in den Südosten 
fahren werden? Und schon rühren sich auch im 
Sekanina-Bautenministerium Stimmen, die meinen, 
man müsse die Tauernautobahn rasch ausbauen, 
bei der Pyhrn dafür das Tempo drosseln." Der 
Redakteur schreibt weiter: „Ich' kann es kaum fas­
sen, daß es noch immer Experten gibt, Experten 
unter Anführungszeichen, die da meinen, eine der 
beiden Nord—Süd-Autobahnen sei genug, die nicht 
verstehen wollen ,daß Österreich eine Taüeri> und 
eine Pyhmautobahn braucht, die nicht begreifen 
können, daß sich in der BRD niemand um das 
österreichiniteme Autobahngerangel kümmert und 
die Deutschen mit ihrer Pyhrnfortsetzting Passau— 
Nürnberg in wehigen Monaten fertig sind." 

Meine Damen und Herren, dieser Artikel enthält 
noch einige bemerkenswerte Aussagen, und ich 
glaube, daß wir solchen Reportern und solchen 
Redakteuren für ihre Meinung, die sie hier schrift­
lich kundtun, danken müssen. Leider ist dieser 
Artikel nur zwischen den Anzeigen Erschienen, war -
aber nicht bezahlt. 
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Meine Damen und Herren, die großen finanziel­
len Opfer, d ie das Land Steiermark im Interesse 
einer raschen Fertigstellung und in der Erkenntnis 
der Bedeutung der Pyhrnautpbahn gebracht hat und 
noch bringt, brauche ich hier im Hause nicht näher 
zu erwähnen. Sie sind allgemein bekannt. Diese 
Opfer werden natürlich nicht nu r für uns Steirer 
gebracht,, sondern sie sind ein wirklich gewichtiger 
Beitrag zum gesamteuropäischen Autobahnnetz. Um­
so bedauerlicher ist es, wenn die durch Landes­
hauptmann Dr. Niederl vor zwei Jahren erstmals 
an die EG herangetragenen Finanzierungswünsche 
in Brüssel zwar auf Verständnis stoßen, aber, wie 
man vor zwei Wochen in der Presse lesen konnte 
oder mußte,, zumindest vorläufig keine positive Ent­
scheidung erwarten lassen. Einer der beiden Gründe 
für die ablehnende Haltung, die da besonders 
herausgekommen ist, ist nun einmal die Einführung 
der LKW-Steuer durch die Bundesregierung. Man 
hört es aus Brüssel wörtlich und deutlich: „Wir 
zahlen nicht doppelt". 

Ein Pyhrnproblem, meine Damen und Herren, 
das mir ganz besonders am Herzen liegt, darf ich 
Ihnen noch kurz zur Kenntnis bringen. Jeder, der 
diese Vogelfluglinie zwischen Friesach und 
St. Michael benützt, bestaunt nicht nur die bautech­
nischen Leistungen im Gleinalmabschnitt,, sondern 
wünscht sich eine Vervollständigung dieses Auto-
bahnstückes über die ganze Steiermark. Wir wissen 
ja, Traboch—St. Michael wird am 10. Dezember frei­
gegeben und in Bälde ist auch die Freigabe des 
Selzthaltunnels zumindest in Nord-Süd-Richtung zu 
erwarten. J eder s taunt über dieses Bauwerk, aber 
er s taunt auch noch über e twas anderes, und zwar 
über den geringen Prozentsatz an Lastkraftwagen, 
der dav zu sehen ist. Warum? Weil einfach die 
Mautsätze für LKW's zu hoch sind und weil diese 
Mautsätze nicht den Ersparnissen an variablen Ko­
sten entsprechen. 

ÖVP-Abgeordnete dieses Landtages haben im 
Juni dieses Jahres e inen Antrag mit dem Ziel ein­
gebracht,, daß die Mautsätze für LKW's und Sattel­
aggregate so weit gesenkt werden,, daß der Glein-
almabschniitt auch von diesen Fahrzeugen angenom­
men wird. Aus den Verkehrszählungen habe ich 
damals für diesen Antrag herausgerechnet, daß nur 
jedes 15. Fahrzeug, das den Autobahnabschnitt der 
Gleinalm frequentiert, ' ein LKW ist, während auf 
der Strecke Leoben—Brück der LKW-Anteil nach 
der Eröffnung der Pyhrnautobahn, weil j a einige 
PKW dorthin verlagert wurden, von 18 Prozent auf 
21,6 Prozent angestiegen ist. Die mir vorliegenden 
neues ten Verkehrszählungen bis November dieses 
Jahres bestätigen dieses Bild. Es hat sich daran 
kaum e twas geändert, es muß also an den Maut­
sätzen liegen. Ein Gutachten des Wirtschaftsförde-
rungsinstitutes der Bundeswirtschafitskammer bestä­
tigt das und es ist mir völlig unverständlich, warum 
die Pyhrnautobahn-AG., und vor allem der Herr 
Finanzminister, darauf noch nicht reagiert haben. 
W a s die Pyhrnautobahn-AG. betrifft, so hoffe ich 
sehr, daß j ene Gerüchte, die von Aussagen hoher 
Autobahnfunktionäre sprechen, die da meinen sol­
len, der LKW-Verkehr würde den Gleinalmtunnel 
nu r verschmutzen, nicht wahr sind. Sie dürfen ein­

fach nicht wahr sein, denn sie würden den Sinn 
dieses großartigen Straßenbauwerkes verfälschen. 

Ich danke der Landesregierung, daß sie am 
26. November den Beschluß gefaßt hat, sich beim 
Finanzministerium für eine ' Senkung der Kosten 
für Zehnerblocks auf 50 Prozent des Normaltarifes 
einzusetzen. Eine solche Regelung wäre nicht nur 
für das heimische Txansportgewerbe sehr bedeu­
tungsvoll, v ielmehr geht e s hier um die entschei­
dende Verbesserung der Sicherheit auf den Bun­
desstraßen zwischen St. Michael—Brück und 
Brück—Friesach. Meine Damen und Herren, mir 
l iegt die Unfallstatistik der Bundesstraßen zwischen 
St. Michael und Friesach vor. Sie bezieht sich auf 
die ersten elf Monate dieses Jahres . Insgesamt 
gab es zwischen St. Michael und Friesach, also 
auf den Bundesstraßen rund um die Gleinalm, in 
diesen elf Monaten 369 Unfälle, 305 PKW-Beteili­
gungen, 161 LKW-Beteiligungen, 118 Personenschä­
den und bedauerlicherweise 9 tote Verkehrsopfer. 
Es ist natürlich unmöglich, auszuloten oder heraus­
zurechnen, wieviele solche Fahrzeuge an diesen 
Unfällen beteiligt waren,, die anstelle des Umweges 
über Brück den Gleinalmtunnel hät ten benutzen 
können. Die außerordentlich hohe Quote an LKW-
Beteiligungen an diesen Unfällen läßt aber den 
Schluß zu, daß so mancher Unfall hä t te vermieden 
werden können, so mancher Personenschaden mit 
oder ohne tödlichen Ausgang nicht eingetreten wäre, 
hä t t e man für den Gleinalmabschnitt j ene Maut­
sätze, die diese Autobahn eben für alle Verkehrs­
teilnehmer attraktiv macht. Daher, meine Damen 
und Herren, mein Appell an den Finanzminister und 
an alle beteiligten Stellen, man möge doch helfen, 
die Verkehrssicherheit wirksam zu verbessern, und 
zwar im Sinne der Erbauer dieser wunderschönen 
Straße. Aber es muß rasch sein, denn jeder Tag 
früher kann viel Sachschaden, Personenschaden ver­
hindern, vielleicht sogar Menschenleben retten. 

Den Kollegen Hammer sehe ich noch immer nicht, 
aber ich muß trotzdem ein paar Worte zu seinen 
eigenartigen Ausführungen sagen. Ich kenne den 
Kollegen Hammer aus Eisenerz recht gut und ich 
schätze ihn als fleißigen Abgeordneten. (Abg. Laü-
rich: „Da wird er sich freuen!") Ich weiß aber auch, 
daß das,, was er hier gesagt hat, nicht nur hier 
im Haus gesagt wurde, sondern daß er das landauf, 
landab, zumindest vom Gerichtsbezirk Eisenerz 
weiß ich es, verkündet. Ich habe, weil ich eben 
einen größeren Betreuungsbereich habe, alle Hände 
voll zu tun, um diese Dinge, die da verbreitet 
werden, i rgendwie wieder abzuschwächen be­
ziehungsweise die Wahrhe i t unter das Volk zu 
bringen. (Abg. Hammerl: „Das ist relativ!") Ich 
muß wirklich sagen, daß es sehr, sehr eigenartig 
ist, wenn ein Abgeordneter alles das, was in einer 
Region nicht funktioniert, der ÖVP und ÖVP-
Politikern, in diesem Fall dem Herrn Landesrat 
Dr. Krainer, in die Schuhe schiebt,, alles aber, was 
dort erreicht wird, selbstverständlich an die soziali­
stische Fahne heftet. Es wäre wahrscheinlich viel, 
viel besser, der Kollege Hammer würde sich in 
anderen Dingen üben, er würde hinausfahren zum 
Herrn Bundeskanzler nach Wien und würde fragen, 
was mit dem vor zwei Jahren versprochenen Ent-
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wicklungsprogramm für die Region Eisenerz ist, 
einem Entwicklungsprogramm, das der Herr Staats­
sekretär Nußbaumer im Auftrag des Herrn Bundes­
kanzlers so großmächtig in Eisenerz vor bereits zwei 
Jahren angekündigt hat. Es hat sich bisher nichts 
gerührt. Auch der Kollege Hammer hat sich nicht 
gerührt. Ich glaube, es würde ihm besser stehen, 
sich um diese Dinge zu kümmern, denn von ihnen 
hängt nämlich wirklich die Zukunft des Eisenerzer 
Raumes ab. (Abg. Laurich: „Belehrungen.können Sie 
sich ersparen, Herr Kollege!" — Beifall bei der 
ÖVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Ing. Stoisser, ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Ing." Stoisser: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! 

In dieser Gruppe wird sehr viel von Straßen 
gesprochen. Sie machen ja auch den wesentlichen 
Anteil aus. Ein geringerer Teil, nämlich 120 Millio­
nen Schilling, sind der Wasserversorgung und -ent-
sorgung gewidmet und ist eigentlich Voraussetzung 
jeden Lebens, Wo kein Wasser ist, gibt es kein 
Leben. Die Wasserversorgung ist aber an und für 
sich nicht eine Sache des Landes, sondern Sache 
der Gemeinden, und die Kommunalpolitiker wissen 
davon ein Lied zu singen, wenn sie in einem Gebiet 
sind, wo es kein Trinkwasser gibt. Die Damen und 
Herren dieses Hauses sind alle weitgereiste Men­
schen und werden sicherlich schon in Gegenden 
gewesen sein, wo kein Trinkwässer war und die 
Lebensqualität eben entsprechend schlecht war. 

Es gibt in der Gruppe 0 für die wasserwirt­
schaftliche Rahmenplanung auch eine Post mit etwa 
5 Millionen Schilling. Die wasserwirtschaftliche Rah­
menplanung hat eigentlich ganz im Stillen schon 
sehr viel geleistet. Sie hat im ganzen Land Ver­
suchsbohrungen durchgeführt und wirksame Was­
servorkommen geortet, so auch im Leibnitzer Feld 
bei St. Georgen eine 80-Liter-Quelle, die Grundlage 
für die Versorgung des Leibnitzer Feldes ist. Wei­
ters wurde dann im unteren Murtal ein Wasservor­
kommen mit einer Mächtigkeit von 200 Litern pro 
Sekunde gefunden. Dieses sollte einmal Grundlage 
für die Versorgung mit Trinkwasser der südöst­
lichen Steiermark sein. Aber auch im Umland von 
Graz sind Wasservorkommen geortet worden, 
ebenso im Problemgebiet Aichfeld-Murboden. 

Aufgrund dieser Forschungen war es nun mög-
, lieh, die Wasserversorgung im Gebiet von Leibnitz 
völlig neu zu gestalten. Zu diesem Zweck wurde 
die Leibnitzer-Feld-Wasser-GesmbH im Jahre 1975 
gegründet, und zwar als eine Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung. Sie wird privatwirtschaftlich 
geführt. Die Eigentümer sind jedoch die Gemeinde 
Leibnitz, die Gemeinden St. Georgen und Gabers-
dorf, Eigentümer ist also die öffentliche Hand. Diese 
privatwirtschaftliche Führung hat sich hervorragend 
bewährt. Es wurden in den fünf Jahren des Bestan­
des dieser Gesellschaft bereits 150 Kilometer Lei­
tungen verlegt und es sind etwa 27.000 Einwohner 
des Bezirkes Leibnitz mit Wasser versorgt worden. 
Es Wurden 105 Millionen Schilling bereits Verbaut 

und ein Problemgebiet wie das SaUsal wird schon 
in absehbarer Zeit Wasser haben. Ebenso wurde 
auch das Stiefingtal mit Wasser versorgt und es 
ist das Versorgungsgebiet in nördlicher Richtung 
etwa 30 Kilometer lang und in Ost-West-Richtung 
etwa 15 Kilometer. 

Ein weiteres Aufgabengebiet dieser Leibnitzer-
Feld-Wasser-GesmbH ist nun auch die Versorgung 
der Südoststeiermark. In der Südoststeiermark hat 
sich der Wagserverband Grenzland-Südost gegrün­
det und wird in Zusammenarbeit mit uns die Süd­
oststeiermark mit Wasser versorgen. Hiefür sind 
bereits Mittel in der Höhe von 150 Millionen Schil­
ling vom Wässerwirtschaftsfonds zugesagt, so daß 
in absehbarer Zeit die Südsteiermark, die -Südost­
steiermark und das Grazer Umland mit einwand­
freiem Trinkwasser versorgt sein werden. 

Es ist aber auch weiterhin für die Zukunft schon 
einiges geplant und es wird auch im Norden, in 
den Eisenerzer Alpen, und auch noch in der Ost-
steiermark, nach artesischen' Brünnen gebohrt, so 
daß auch für die langfristige Planung bis über die 
Jahrtausendwende, genügend Wasser in unserem 
Land sein wird. 

Ich möchte allen danken, die sich hier mit der 
Wasserversorgung und -entsorgung befassen, das 
sind die Fachabteilung III c, die Wasserwirtschaft­
liche Rahmenplanung und Landesrat Dr. Krainer, die 
sich hier bemühen und den Gemeinden bei ihren 
Aufgaben so zur Hand gehen.. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich noch der 
Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Schaller. Ich erteile es 
ihm. 

Abg. Dipl.-Ing. Schaller: Meine Damen und Her­
ren! 

Nachdem soviel über das Wasser geredet worden 
ist, möchte ich als Weizer Abgeordneter am Schluß 
noch ein Straßenproblem kurz erwähnen, und zwar 
das Straßenproblem des oberen Feistritztales. Hier 
ist sehr viel geschehen, aber vefständlicherweise 
haben wir auch noch Wünsche. Aber nachdem schon 
so viele Straßensänger heute hier waren, möchte 
ich mich als Straßendichter versuchen und den 
Wunsch in ein kleines Gedichtchen kleiden: „Ihr 
Mandä, Krainer, Steuerzahler, vergeßt uns nicht, die 
Feistritztaler!" (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Landesrat Dr. Krainer. Ich erteile es ihm. 

Landesrat Dr. Krainer: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Die Lyrik dieses Kapitels hat der Abgeordnete 
Schaller gesprochen. Ich verspreche Ihnen, vor allem 
Ihnen, meine Damen, und Ihnen dort, meine Her­
ren, daß ich mich streng an die Arbeitszeit halte, 
so wie das in unserem Bereich der Bauwirtschaft 
riehtigerweise üblich ist. Ich halte mich also an 
vorgegebene 18 Minuten. Ich glaube, das sind dann 
die zwölf Stunden von 8 Uhr früh bis 21.45 Uhr. 

Es hätte viel zu sagen gegeben. Ich glaube, daß es 
gut istj wenn ich das um diese Stunde in einem 
verkürzten Verfahren mache. Eines ist erfreulich: 
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Wenn wir uns, wie ich das- jährlich auch getan 
habe, das Wachstum der Wirtschaft und die ent­
sprechenden Raten des Zuwachses beim Brutto-
nationalprodufct ansehen, dann werden wir nach der 
Prognose des Wirtschaftsforschungsinsitutes ,mit 
Ende 1979 bei e inem Zuwachs von 5 Prozent plus 
liegen. Das ist im Vergleich zu 1978 außerordent­
lich bemerkenswert , ich brauche Ihnen das nicht zu 
sagen. W i r werden es aber im nächsten J ahr mit 
einer Prognose zu tun haben, die von 3 Prozent 
Zuwachs spricht. Es ist interessant, und ich möchte 
Ihnen das nicht verschweigen, daß wir erstmalig 
wieder seit 1971 eine Prognose der Preissteigerun­
gen haben, die beträchtlich über dem Wachstum 
liegen wird, also bei 4,5 Prozent nach Meinung der 
Wirtschaftsforschung. Die Umstände, die wir dafür 
verantwortlich machen können,' sind rasch aufge­
zählt. Meine sehr geehrten Damen und Herren, nach 
allgemeiner Ansicht gilt die internationale Kon­
junktur derzeit als gespalten: Die amerikanische 
Wirtschaftsentwicklung stagniert. Die USA sind das 
einzige Land, in dem man für 1980 eine Rezession 
erwartet, zumindest in der Wirtschaftsforschung. 
Es wird aber auch die Bundesrepublik Deutschland 

— und das ist der zweite Teil dieser Konjunktur­
entwicklung — im nächsten J ah r e inen weiteren 
kräftigen Aufschwung haben. Jedenfalls deutet im 
Augenblick relativ wenig, sagen die Herren, auf 
ein abruptes Ende dieses Aufschwungs hin. Im 
Gefolge der ö lver teuerung wird sich die Inflation 
beschleunigen und es ist ganz sicher, daß wir natür­
lich, wenn wir an die Mullas und an den Ayatolla 
und ähnliche Erscheinungen denken, auch mit 
schockartigen Erlebnissen auf diesem Gebiet kon­
frontiert sein könnten. Ich glaube, daß das nicht der 
Stimmungsmache im Sinn von Wolkenschieben ent­
spricht, aber es ist auch das immerhin eine Möglich­
kei t geworden. Es ist j a nicht uninteressant, und 
ich werde das nicht zu weit ausdehnen, daß das vor 
zwei, drei J ahren trotz des ölschocks damals — 
Sie er innern sich, die berühmte Geschichte mit der 
Rezession —, trotz des ölschocks, total verdrängt 
und eigentlich kaum mehr für möglich gehalten 
wurde. Das ist eine ganz bemerkenswerte, auch 
wirtschaftspsYchologische Tatsache, über die man, 
glaube ich, nicht hinwegkommt. Es ist nicht uninter­
essant im gleichen Zusammenhang, daß die Wirt­
schaftsforscher in einem eigenen Kapitel der Prog­
nose 1980 gewitzt, sozusagen als gebrannte Kinder, 
sagen, die Konjunkturprognosen von Ende 1974 
würden für 1975 zwar eine Wachstumsabschwä-
chung e rwar ten lassen, jedoch nicht eine Rezession, 
wie sie aber dann tatsächlich zum Zeitpunkt der 
Prognosenerstellung bereits im Gang gewesen ist. 
Daher sehen sich die Herren Forscher vo r und ha­
ben eine gewisse Bandbreite für diesen Fall einge­
plant. 

Ich möchte, meine Damen und Herren, auch des­
halb davon gesprochen haben, Weil ich glaube, daß 
zur Beurteilung der Baukonjunktur ja immer auch 
der Rückgriff auf die gesamtwirtschaftliche Entwick­
lung von Bedeutung ist. Wi r haben heuer wiederum 
— ich habe Ihnen das auch bisher jedes Jahr, seit­
dem wir dieses Refera t 'mi t Dr. Marchner in der 
Landesbaudirektion eingerichtet haben, gezeigt — 
die Entwicklung des Bauvolumens pro Kopf der 

Bevölkerung festgestellt. Wir haben 1979 prognosti­
ziert — es ist j a noch nicht zu Ende, eine solide 
Prognose —, einen Zuwachs von plus 2,7 Prozent, 
also etwas gedämpft im Vergleich, zum vorigen Jahr, 
wo es sich um einen Zuwachs von 5,9 Prozent 
gehandelt hat. Gesamtösterreichisch sehen wir eine 
Teilung in pr ivate Bauten und in öffentliche Bau­
ten von genau 50 zu 50. Bei uns in der Steiermark 
entfallen 52 Prozent auf p r ivate und 48 Prozeöt auf 
öffentliche Bauten. Wenn Sie die Steiermark insge­
samt nehmen, dann haben wir einen Zuwachs von 
2,2 Prozent, verglichen mit dem Vorjahr. Im Vorjahr 
hatten wir e inen Zuwachs von 14,7 Prozent im Ver­
gleich zum vorhergehenden Jahr, das ist also an 
sich zumindest nominell ein Fortschritt, aber liegt 
weit hinter dem, was wir am Ende des vorigen 
Jahres gezeigt haben. 

Es ist im übrigen auch interessant, daß der Bezirk 
Fürstenfeld, h ier im Vorjahr an 17. Stelle, vorge­
rückt ist auf den achten Platz; daß wir auch den 
bemerkenswerten Umstand zu verzeichnen haben, 
daß Weiz auf die zehnte Stelle vorgerückt ist. Das 
hängt eindeutig mit dem Bundesschulzentrum zu­
sammen, das dort gebaut wird. Sehr bemerkens­
wert für Fürstenfeld ist dieser Sprung nach vorn, 
der auch im Zusammenhang mit Loipersdorf und 
der Südautobahn steht. 

Nun, wie wird es im nächsten J ahr sein? Ich 
habe mit den Herren der Bauwirtschaft, sowohl der 
Innung als auch den Herren der Gewerkschaft, über 
den Landesbaudirektor und den dort eingerichteten 
Beirat ja immer engen Kontakt mit dieser Entwick­
lung. Es ist ganz eindeutig, und das wollen wir 
auch nicht verschweigen und das hat auch Loidl hier 
gesagt, daß die Ertragslage der Unternehmen sehr 
zu wünschen übrig läßt und daß sicherlich ein enger 
Zusammenhang zwischen der Baupreisentwicklung, 
die im Index des Tiefbaus in der letzten Phase bei 
plus 18 Prozent lag, und dieser Ertragslage besteht. 
Das Kontinuum zum „Haben" im Ablauf der J ah re 
ist einfach nicht gelungen, auch heuer wieder nicht. 
Es ist gar kein Zweifel, daß wir im Hochbau die 
Entwicklung „Normalhaben" halten konnten, aber 
im Tiefbau ist ganz offenkundig die Preisentwick­
lung so, daß sie von den letzten, e r t ragsarmen 
Jahren der Unternehmungen, insbesondere auch der 
großen Unternehmungen, stark bestimmt ist. Wir 
sagen auch ganz unbefangen, natürlich auch von 
den Lohnnebenkosten aufgrund der letzten gesetz­
lichen Bestimmungen in diesem Zusammenhang. 
Jedenfalls ist das e ine nicht erfreuliche Entwicklung. 
Es hat der neue Minister auch erklärt, daß er dieser 
Preisentwicklung im Einvernehmen mit der Bauwirt­
schaft und auch mit den Arbeitnehmervertrete.m eine 
besondere Aufmerksamkeit schenken wird-, es ist 
zu hoffen, daß es uns gelingt,- sie im kommenden 
Jahr einigermaßen in den Griff zu bekommen. Es 
besteht auch eine echte Sorge seitens der Innung. 
Der Bundesinnungsmeister hat mir gesagt, daß die 
Anschlußaufträge im nächsten Jahr zu wünschen 
-übrig lassen werden. Wir hoffen, daß wir zumindest 
vom Land her uns hier nicht in dieser Richtung 
schuldhaft machen. Es s ieht jedenfalls nach den 
Budgetergebnissen nicht so aus. 

Und nun zu einigen konkreten Problemen, die 
wir, glaube ich, nicht unberücksichtigt lassen sollen. 
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Meine Damen und Herren, immer wieder wird auch 
in einer e twas aufgelösten Stimmung wie am heuti­
gen .Abericl, zumindest im Verlauf der Diskussion, 
das Hauptproblem der Grundausstattung der Hoch-
leistungsstraßen der Steiermark zur Diskussion ge­
stellt. Es redet fast jeder, wenn er über Straßen 
redet, vom Problem der Pyhrn-, der Südautobahn 
und der Mürz-Mur-Furche, und wir kommen im Grund 
genommen zu sehr ähnlichen Rückschlüssen. Insbe­
sondere dann, wenn Menschen, die sich wirklich 
damit befaßt haben und die auch lange genug mit 
den Problemen zu tun hatten, von den Dingen 
reden. Das sagt nicht, daß nicht für jedermann auch 
sonst die Möglichkeit besteht, sich im Verlauf-der 
Jahre die Kenntnisse auf diesem Gebiet so anzu­
eignen, daß man e rwar ten kann, daß in vielleicht 
doch absehbarer Zeit alle Abgeordneten des Hauses 
in der Lage sein werden, auch zu diesen vordring­
lichen Problemen der steirischen Bauwirtschaft kom­
petent Stellung zu nehmen. Jedenfalls ist völlig 
unzweifelhaft, ich weiß, das hat ein bißchen einen 
Beigeschmack, ich bitte, das auch um Gottes Willen 
nicht so aufzufassen (Abg. Kohlhammer: „. . . wie 
es gemeint war!"), aber ein bißchen eine Hetz muß 
auch sein, Kohlhammer, jedenfalls, meine Damen 
und Herren, es ist xmal gesagt worden, ich wieder­
hole es: 4 Milliarden Schilling Südautobahn, 5 Mil­
liarden Schilling Mürz-Mur-Furche, 6 Milliarden 
Schilling Pyhrnautobahn, ohne Pyhmautobahn-Akti­
engesellschafts-Finanzierung. Dann bit te ich auch 
darum, daß' der Abgeordnete Hammer sich auch, — 
ich wundere mich übrigens, Sie sind eigentlich so 
ein solidarischer Klub (Abg. Hammer: „Redefrei­
heit!"), daß Sie ihn da so hineinmarschieren haben 
lassen —, ich bitte doch den Abgeordneten Ham­
mer, sich an dem zu orientieren, was sein Bauten­
sprecher zum Hauptteil seiner Ausführungen ge­
macht hat, verständlicherweise. Er ha t lange genug 
damit zu tun und ist in dieser Frage wirklich voll 
Informiert. 

Ich möchte in dem Zusammenhang sagen: Trotz­
dem muß für die Mürz-Mur-Furche unser Sonder-
prögramm, das wir vorgelegt haben (Landesrat 
Gruber: „Das ist kein neues Programm."), zum Tra­
gen kommen, wenn wir alles das ernst nehmen, 
was in den letzten J ahren in diesem Zusammen­
hang von uns und von allen in diesem Haus gesagt 
Wurde. Das heißt jährlich 150 Millionen Schilling 
zusätzlich bis zum Jah re .1988. Ansonsten ist in 
diesem Zehnjahresprogrämm, — das ist ohnedies 
die nominelle Entwicklung, die wir voraussehen 
können, die reale ist ja nicht abschätzbar —, ist in 
diesen zehn Jahren die Mürz-Mur-Furche nicht zu 
realisieren, auch nicht im Halbäusbau, bitte schön; 
das ist angepaßter Ausbau, um den es hier geht, 
wie man sich vornehm auszudrucken pflegt, ange­
paßter Ausbau, Halbausbau heißt das. Zwar vier­
spurig, aber die Hälfte der Schnellstraße ist das. 
550 Millionen, also 150 zusätzlich zu den 400. Und 
ich habe dem neuen Her rn Bautenminister dieses 
Programm '(Landesrat Gruber: „Nein, das hat er: 

nicht!") — schauen Sie, Herr Kollege Gruber, ich 
verstehe Sie schon. Sie sind j a doch etwas länger im 
Haus als der Herr, ich habe nämlich heute auch 
noch angerufen. (Landesrat Gruber: „Er ha t es 

nicht!") Schauen Sie, ich will j a nicht, warum soll ich! 
Ich will Sie nicht verletzen! (Landeshauptmannstell­
vertreter Sebastian: „Am Montag sind wir beieinan­
der, da können wir reden!") Wir haben heute 
angerufen, weil ich j a auch wegen eines Termines 
verhandle, und den Herrschaften ist das Problem 
bestens bekannt. Das Bundesministerium hat nur 
noch nicht die entsprechende Antwort ausgearbeitet. 
Lassen w i r e s , bitte wirklich! Ich will ja die Straßen, 
ich will ja nicht mit euch streiten! Um nichts und 
wieder nichts! Jedenfalls, das sage ich Ihnen und 
da haben wir immer eine gute steirische Linie ge­
habt, das möchte ich in d iesem Zusammenhang 
sagen, und bitte schön," wenn jemand meint, sich 
davon absentieren zu sollen, er tut wahrscheinlich 
sich selber, aber ganz sicher, uns allen nichts-Gutes. 
Das sage ich auch ganz ehrlich Und ganz ernst. 

Wir haben diese gemeinsame steirische Linie auf­
gebaut, der Herr Minister Moser hat in einer — wie 
das heute mehrmals betont wurde, wie es der Lan­
deshauptmann das letzte Mal wieder gesagt hat — 
ausgesprochen zügigen, für die Steiermark sehr 
nutzbringenden Weise diese steirische Linie ent­
scheidend mit uns getragen, und das ha t uns sehr 
genützt. Ich glaube also, daß wir uns wirklich ganz 
hinter diese Sache klemmen müssen. Und dasselbe 
gilt für die Pyhrnautobahn und dasselbe gilt für die 
Südautobahn, die Bundesstraßen und alles andere. 

Aber e twas darf ich dem Herrn Kollegen Hammer 
nicht ersparen, auch wenn ich mich an die Zeit halten 
will. Sie haben gesagt, es ist nicht ausgeschrieben. 
We r hat Ihnen so etwas gesagt? (Unverständlicher 
Zwischenruf.) Das haben Sie wirklich nicht verdient! 
Noch dazu, wo Sie mir persönlich sympathisch sind! 
(Abg. Laurich: „Da wird er sich freuen!") Bitte 
schön, darf ich es Ihnen kurz vorlesen, Sie haben 
mir ja einen offenen Brief geschrieben, wir haben 
offen geantwortet . Auf der Basis des generellen 
Projektes 78, — bitte schön, erzählen Sie den Leuten 
keine Geschichten —, Präbichlsüdrampe wurde für 
den Teilabschnitt Präbichl—Paßhöhe Hubertushof, 
der Landeshauptmannstellvertreter Sebastian kennt 
sich dort gut aus (Landeshauptmannstellvertreter 
Sebastian: „Nicht nur dort!"), ein Detailprojekt er­
stellt. Dieses haben wir am 30. März 1979 dem 
Bundesministerium für Bauten und Technik zur Ge­
nehmigung vorgelegt und mit Erlaß vom 30. Mai 
genehmigt erhalten. In der Zeit vom 26. Jänner 
bis zum 9. März ist die Anhörung nach § 4 erfolgt, 
und wurde der Straßenverlauf mit Verordnung vom 
Bundesministerium am 2,1. Jurii verordnet. Die wa's-
serrechtlichen Maßnahmen (Abg. Hammer: „Herr 
Landesrat, ich habe ja gesagt, das Projekt ist ge­
nehmigt!"), schauen Sie! Warum fangen Sie das 
ah? Wenn Sie da reden, muß ich Ihnen antworten. 
Wenn Sie mich gefragt hätten, hät ten Sie die Öffent­
lichkeit nicht gehabt. Wi r sind j a gestern beisam­
mengesessen, war j a gar ke inProblem! 

Für die wasserrechtlichen Mäßnahmen haben wir 
e inen Bescheid-vom 10. April. Das eisenbahnrecht­
liche Verfahren ist auch abgeschlossen. Am 28. 
August, am 17. September und zuletzt am^-12. No­
vember haben die für das Bauvorhaben notwendigen 
Grundeinlösungen stattgefunden. Meine Herren von 
der Grundeinlösung, die, heute zum Teil da sind, 
leisten vorzügliche Arbeit, das sage ich Ihnen. Es 
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gehört zum härtesten Geschäft, das es überhaupt 
neben der Planung, gibt. (Abg. Hammer: „Das wurde 
nie bestritten!" — Beifall bei der ÖVP.) Ja, und 
wissen Sie, was das gekostet hat? 3 Millionen 
Schilling, und 1,5 Milliarden Schilling waren im 
Programm! 

Und jetzt sage ich Ihnen noch zum Schluß, weil 
es j a e inen Sinn haben soll für uns alle, auch für 
das Land: Wenn wir uns wirklich hineinknien, was 
wir in diesem Fall getan haben — aber es scheint 
Ihnen nicht zu passen, wenn sich ein ÖVP-Landesrat 
für die Eisenerzer einsetzt, wenn wir ganz deutsch 
reden. (Beifall bei der ÖVP. — Abg. Zinkanell: „Wo 
bleibt die Sympathie?!") Schauen Sie, wissen Sie, 
was ich Ihnen sage: Wir werden uns selbstver­
ständlich so wie im vergangenen und im vorvergan­
genen J ahr auch im kommenden Jahr, auch beim 
neuen Minister wirklich darum bemühen, daß wir 
das Geld bekommen. 6 Millionen Schilling sind in 
der ersten Beamtenverhandlung drinnen für das Jahr 
1980. Das heißt, man ha t uns schon wieder zwei 
heruntergestrichen. 8 Millionen Schilling haben wir 
verlangt! Das muß man eben wissen! Ich fange j a 
nichts an, ich will ja keinen Streit mit euch wegen 
solcher Dummheiten. Das ist doch ein Unsinn! (Abg. 
Hammer: „Wir wollen nur eine Straße haben!") 
Dann reden Sie anders, lassen Sie sich doch nichts 
erzählen von den Leuten! (Abg. Hammer: „Wo sind 
die Pläne, Herr Landesrat?") So billig geht es ja 
nicht! Aber schauen Sie, dann sage ich Ihnen noch 
e twas dazu! (Abg. Hammer: „Wo sind die Pläne 
für die Kernbrücke, Herr Landesrat?") Wenn Sie 
wollen, gebe ich es Ihnen sogar mit. Die Budget­
verhandlung vom 3. Dezember, — der gute Strenitz 
hat ja da auch seine Erfahrungen mit mir gemacht, 
kein Wunder , daß er Sie aufhetzt! (Abg. Hammer: 
„Stimmt nicht!") Es hat ja auch nicht gestimmt, 
damals, es ist schon lange her. Sie waren damals 
noch nicht hier. (Abg. Hammer: „Wann war das?") 
Vom 3. Dezember! Die Regenerierung für Hieflau— 
Eisenerz, B 115, ist vom Bund erst im September 
genehmigt worden und ohne jeden Groschen Geld, 
damit Sie das wissen, hätte ich Ihnen auch gesagt. 
Ich lege gar keinen Wer t darauf, Sie hier öffentlich 
aufzuklären. (Abg. Dr. Strenitz: „Kollege Hammer, 
lassen Sie sich nichts gefallen!") So ist das! Und 
wie ist das mit Altenmarkt? 1,5 Millionen Schilling! 
Auch nicht da. Auch nicht genehmigt, so ist die 
Wirklichkeit! Sie sagen, da geschieht nichts. Aber 
bitte schön! Ich möchte mich daran halten. Schauen 
Sie, wenn das so gelaufen wäre, wie wir es gewollt 
hätten, gar keine Frage, überhaupt keine Frage! 
Nur, damit werden Sie in der Situation Ihren Leuten 
ke inen guten Dienst erweisen! Das sage ich Ihnen! 
(Beifall bei der ÖVP. — Abg. Dr. Schilcher: „Die 
Erfahrung muß jeder einmal machen!") 

Ich darf heute noch eine Mitteilung machen: Die 
Ausschreibung für den Richtstollen des Plabutsch-
tunnels ist ja längst erfolgt. Es ist heute die Anbot­
eröffnung gewesen. Ich kann Ihnen sagen, es haben 
sich alle bedeutenden Tunnelbaufirmen Österreichs 
an der Ausschreibung beteiligt. Es ist ein sehr 
erfreuliches Ergebnis zustandegekommen, ein sehr 
erfreuliches Ergebnis. Es liegt in einem sehr sympa­
thischen Bereich, was wir jetzt feststellen konnten. 
Wi r werden noch vor Weihnachten das Ministerium 

um die Genehmigung in diesem Zusammenhang 
bitten, und ich hoffe, daß wir dann auch dieses 
ganz schwierige Problem wieder einen Schritt vor­
angebracht haben werden. Ich freue mich, daß ich 
Ihnen das mitteilen konnte, und ich glaube, damit 
haben wir die Zeit eingehalten. Einen schönen 
guten Abend! (Beifall bei der ÖVP und FPÖ.) 

Präsident: Der Herr Abgeordnete Pranckh hat 
als Berichterstatter das Schlußwort. 

Abg. Pranckh: Ich verzichte auf das Schlußwort 
und wiederhole meinen eingangs gestellten Antrag, 
den Ansätzen der Gruppe 6 in der vorl iegenden 
Form zuzustimmen. 

Präsident: We r den Ansätzen und Posten der 
Gruppe 6 seine Zustimmung erteilt, den bitte ich, 
eine Hand zu erheben. 

Die Gruppe 6 ist angenommen. 

Ich unterbreche die Sitzung. Wir nehmen die 
Verhandlungen morgen um Punkt 8 Uhr wieder auf. 

(Unterbrechung der Sitzung um 22 Uhr — Wieder­
aufnahme der Sitzung am 7. Dezember 1979 um 
8 Uhr.) 

Präsident: Hohes Haus, meine Damen und Her­
ren! 

Wir nehmen die unterbrochenen Beratung wieder­
um auf. Wir kommen zur Gruppe 7, Wirtschafts­
förderung. Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Rupert Buchberger. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Buchberger: Herr Präsident, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! 

Vielleicht einleitend noch ein Wort : Um Sie mit 
den notwendigen Vitaminen zu versorgen, haben 
wir uns erlaubt, Ihnen eine Kostprobe steirischer 
Äpfel zu kredenzen. (Allgemeiner Beifall. — Abg. 
Lackner: „Und wieso bekommen wir keine Äpfel?") 

Meine sehr verehr ten Damen und Herren, wir 
kommen zur Gruppe 7, und die Gruppe 7 umfaßt 
das Kapitel Wirtschaftsförderung mit den Ansätzen 
für die Landwirtschaft, die insgesamt Ausgaben von 
186,333.000 Schilling beinhalten, die Förderung der 
Energiewirtschaft, die Förderung, des Fremdenver­
kehrs mit Ausgaben von insgesamt 92,741.000 Schil­
ling und die Förderung von Handel, Gewerbe 
und Industrie mit ebenfalls Ausgaben von 
72,403.000 Schilling. 

Die Summe an Einnahmen und Ausgaben in der 
Gruppe 7: Die Einnahmen machen insgesamt 
98,329.000 Schilling aus, die Ausgaben belaufen sich 
in der Gesamtgruppe auf 458,392.000 Schilling. 

Der Finanzausschuß hat sich mit diesen Ansätzen 
eingehend befaßt und ich darf in seinem Namen 
ersuchen, nun diesem Kapitel der Gruppe 7 die 
Zustimmung zu erteilen. 

Präsident: Meine Damen und Herren, bevor wir 
in der Tagesordnung weitergehen, möchte ich mich 
als Nichtagrarier ebenfalls für die Gabe steirischen 
Edelobstes herzlich bedanken. 



588 12. Sitzung des Steierm. Landtages, IX. 

Im Einvernehmen mit den Obmännern der in 
diesem Haus ver t re tenen Parteien schlage ich vor, 
die Spezialdebatte der Gruppe 7 zu teilen, und 
zwar im e rs ten Teil Landwirtschaft, im zweiten Teil 
Fremdenverkehr und im dritten Teil die Wirtschafts­
förderung. Wi r haben das bereits im Vorjahr so 
gehandhabt. Wird dagegen ein Einwand erhoben? 
Wer damit e inverständen ist, den bitte ich um ein 
Zeichen mit der Hand. Das ist beschlossen. 

Wir beginnen mit dem ersten Teil der Gruppe 7, 
Landwirtschaft. Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Abgeordneter Präsident Köiner.' Ich erteile es ihm. 

Abg. Ing. Koiner: Herr Präsident, meine Damen 
und.Herren! - ' • 

Die Passage des 'Generalredners , des Kollegen 
Brandl, die sich mit der Landwirtschaft befaßt hat, 
hat zwei Zahlen deutlich vor Augen geführt j und 
ich bin nicht undankbar dafür, weil uns gerade diese 
zwei Zahlen und die Aussage darnach direkt hin­
einführen in eines der Probleme, vor der die Land­
wirtschaft überhaupt immer wieder steht, nämlich 
einerseits der Tatsache, daß Ver t re ter der Bundes­
regierungspartei, natürlich auch berechtigt, wie soll 
es denn anders sein, mit Zahlen sagen, Entwicklung 
ist nicht schlecht, sie ist sogar gut, sie ist besser, 
während in brei ten Kreisen der Bauernschaft selbst 
und auch gegenüber der Interessensvertretung, ich 
möchte das noch einmal sagen, etwa die Meinung 
vertreten wird, na ja ihr kümmert euch schon darum, 
aber das, was ihr erreicht habt, ist zu wenig. Da­
zwischen steht eine Öffentlichkeit, eine eigentlich 
mehr als früher an der Landwirtschaft und an 
ihrem Gedeihen interessierte Öffentlichkeit. Das 
hängt sicher mit einigen Fakten zusammen, die 
einfach in den letzten Jahren unübersehbar sind. 
Ich will sie gar nicht näher anführen. Es ist sicher 
auch die Tatsache, daß in so. weiten Bereichen der 
Welt — Kollege Horvatek hat darauf hingewiesen — 
heute Hunger ist und es ist natürlich auch der 
Rückschluß unausbleiblich für jeden, daß, wenn man 
im eigenen Land nicht mehr Hunger hat, man eigent­
lich dann über die Grenzen zu schauen und zu 
fragen h a t r Ist das eine gerechte Welt? In unserer 
eigenen Größenordnung haben wir das bewältigt, 
aber können wir sagen, das interessiert uns nicht, 
weil es eben andere Nationen, andere Sprachen sind 
und so weiter. Das dürfte eine der Ursachen sein. Die 
zweite, glaube ich,, auch deswegen, weil man sich 
doch in letzter Zeit viel mehr Gedanken macht über 
die Ressourcen, die wir auf dieser Wel t zur Ver­
fügung haben und natürlich sich auch Gedanken 
macht im Hinblick auf nachhaltige Bewirtschaftung, 
auf Energie u n d damit einfach die Landwirtschaft 
als der kontinuierlich produzierende Teil der Wirt­
schaft auch für die Öffentlichkeit interessanter wird. 

Es gibt da noch ein paar Dinge. Diese Öffentlich­
keit fragt mit Interesse: Ja, was stimmt denn nun 
eigentlich davon? Ist e s so, wie die Regierungs­
partei, wie e twa der Abgeordnete Brandl. gesagt 
hat, ist es so, wie die Bauern sägen, wie es die 
Interessensvertretung sagt? Wie ist die Lage der 
Land- und Forstwirtschaft? Nun muß ich. mich doch 
auch mit diesen Zahlen beschäftigen.. Meine Damen 
und Herren, das Zahlenmaterial, das Aussage ma­
chen soll über die Lage der Land- und Forstwirt­
schaft, ist ein an und für sich mit Zahlen gespicktes 
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Buch. Es ist gar nicht so leicht, aus dieser Fülle 
von Zahlen jene herauszunehmen, die uns Aussage 
geben, wie e s mit der Land- und Forstwirtschaft 
steht. Bitte sehr, im Grünen Bericht 1978, das ist 
die letzte verfügbare Zusammensetzung, sind eine 
Menge dieser Zahlen und ich glaube, einer der Hin­
weise, wie es der Land- und Forstwirtschaft geht, 
ist zweifellos das landwirtschaftliche Einkommen je 
Arbeitskraft. Das ist eine Kennzahl. Sie muß nur, 
und das sage ich gleich von vornherein, deswegen 
auch noch mit e inem Fragezeichen gesehen werden, 
weil sie uns nur sagt, was die land- und forstwirt­
schaftliche Bevölkerung aus der landwirtschaftlichen 
Tätigkeit, aus der land- und forstwirtschaftlichen 
Tätigkeit, an Einkommen erzielt. Es sind nicht die 
Gesamteinnahmen, aber immerhin gibt es einen 
Hinweis darauf, wie e twa Land- und Forstwirtschaft 
sich entwickeln. 

Hier nun zu den Zahlen, die Kollege Brandl ge­
nannt hat. Er sagt, im Jahre 1978 — Grüner Be­
richt — ist das Einkommen der Landwirtschaft um 
11 Prozent gestiegen und das zweite, was ja auch 
unüberhörbar ist, damit ist die Steigerung, de facto 
in Prozenten ausgedrückt, doppelt so hoch wie bei 
den Unselbständigen, was einfach den Schluß zu­
läßt, der Landwirtschaft muß es j a glänzend gehen. 
(Abg. Brandl: „Nein!") Ich weiß nicht, ist dir der 
zweite Zettel wirklich abhanden gekommen (Abg. 
Brandl: „Ich habe ihn wieder gefunden!"), du bist 
ja ein alter Taktiker, du hast ja so viel Erfahrung, 
daß ich dir durchaus auch zutraue, daß dir das nicht 
passiert ist, sondern daß du das wirklich un te r 
den Tisch getan hast. Vielleicht hast du dort die 
Zahlen drinnen gehabt. (Heiterkeit.) Aber bitte 
sehr! 

Ich möchte nun dazu Stellung nehmen, zu diesen 
zwei Aussagen. Da schaut es, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, so aus: Im Bundesmittel wurde 
1978 ein nomineller Wer t von 77.122 Schilling brutto 
je Monat an landwirtschaftlichen Einkommen je 
Familienarbeitskräft erzielt, das sind umgerechnet 
auf den Monat 6427 Schilling. Die nominelle Steige­
rung gegenüber 1977 betrug damit 10,1 Prozent. 
Diese relativ gute Zunahme gegenüber dem Vorjahr 
kommt aber, und das muß man dazusagen, das 
wird am zweiten Zettel gestanden sein (Abg. Brandl: 
„Ja, das ist möglich!"), nur deswegen zustande, 
weil das J ah r 1977, das Vorjahr also, den bisher 
größten Einbruch in der Einkommensentwicklung der 
siebziger J ahre gebracht hat. Es ist nicht unbekannt, 
wie das ausgesehen hat, es sind auch die Tabellen 
drinnen, daß wir dort de facto aufs gesamte Bundes­
mittel gerechnet, minus 2,8 Prozent an Einkommen 
aus dem landwirtschaftlichen Bereich erzielt haben. 
Daß dann in einem normalisierenden und an und für 
sich vom Rohertrag her, also von den Zahlen her 
gutem J ah r 1978 auch eine solche Steigerung an­
fällt, ist verständlich. Dies also zu dieser Zahl. 

Was nun die Steiermark anlangt: Sie ist ja sicher 
für uns noch ein bißchen interessanter, weil ja das 
Bundesmittel nicht alles aussagt. Das ist e ine Durch­
schnittszahl. Es sieht so aus, daß im südöstlichen 
Flach- und H ü g e l l a n d — ich glaube, daß ist ein 
Begriff, es ist ein Produktionsgebiet — eine no­
minelle Einkommenssteigerüng, gemessen am land­
wirtschaftlichen Einkommen, um 5,3 Prozent auf 
5085 pro Monat zu verzeichnen war. In den übri-
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gen Produktionsgebieten, an denen die steirische 
Landwirtschaft Anteil hat, gab es auch 1978 reale 
Einkommensverluste. Im Hochalpengebiet, also 
hauptsächlich Bergbauemgebiet , belief sich der no­
minelle Verlust sogar auf 0,6 Prozent. Bitte, ich 
glaube, das ist genug an Zahlen. 

Und nun zur zweiten Zahl! Es ist richtig, ich 
habe schon darauf hingewiesen, daß aus Gründen 
der Sachlichkeit das Gesamterwerbseinkommen be­
rücksichtigt werden muß. Also nicht nur das, was 
die Bevölkerung aus land- und forstwirtschaftlicher 
Tätigkeit einnimmt, sondern da gibt es eine ganze 
Menge von Nebenerwerbs-, Zuerwerbs- und öffent­
lichen Zuschüssen und so weiter. Ich glaube, das ist 
die Zahl, die sich dann e twa auch mit dem Einkom­
men der Unselbständigen vergleichen läßt. Wenn 
man diese Zahlen zusammenzieht, man nennt dies 
Gesamterwerbseinkommen der in der Land- und 
Forstwirtschaft Tätigen, darin kommt man im Jahre 
1978 zu einem nominalen Wer t von 87.383 Schilling, 
das sind also 7282 Schilling im Monat im Bundesmit­
tel, und sie bedeuten 9,9 Prozent plus gegenüber 
dem J ah r 1977. Auch immerhin eine Zahl, die auf 
eine positive Entwicklung im Jahre 1978 unweiger­
lich schließen läßt, und man muß dies auch tun! 

Nun ein paar Wor te zur Entwicklung der. Neben­
erwerbsbetriebe: Hier gibt es einen eigenen Raster. 
Es sind ungefähr 500 Nebenerwerbsbetriebe, die im 
Grünen Bericht in der Buchführung sind. Und hier 
zeigt sich auch eine Tatsache, die an und für sich 
bekannt und auch klar ist, nämlich daß das Neben­
einkommen, das nicht aus der land- und forstwirt­
schaftlichen Tätigkeit resultierende Einkommen, na­
türlich dort bei weitem höher zu Buche schlägt als 
bei allen anderen Betrieben, fünfmal höher. Ist ja 
klar, deswegen ist er j a in den Nebenerwerb gegan-, 
gen. Aber es zeigt sich leider auch, daß die Ein­
künfte, die nicht aus land- und forstwirtschaftlicher 
Tätigkeit sind, beim Nebenerwerbsbauern de facto 
auch um 2 Prozent weniger günstig sind als in der 
allgemeinen Entwicklung. W a s vielleicht doch ein 
deutlicher Fingerzeig dafür ist, daß die Qualität 
der Arbeitsplätze, die für diese Leute zur Verfü­
gung stehen, nicht so interessant ist, wie eben 
andere. Ich möchte dies nur nebenbei erwähnen, 
aber es ist ein Gesichtspunkt, den wir zu berück­
sichtigen haben und der darauf hinweist, daß der 
Arbeitsplatz im ländlichen Raum einfach unsere 
besondere Beachtung verdienen muß, das ist gar 
ke ine Frage. 

Nun, das ist unser Einkommen, das Einkommen 
der Bauern aus land- und forstwirtschaftlicher Tätig­
kei t und aus der Gesamttätigkeit. Wenn man nun 
zu der vom Kollegen Brandl dargelegten Situation, 
wo es heißt, die Bauern haben eine doppelt so hohe, 
Einkommenssteigerung gehabt wie die übrigen, Un­
selbständigen, Stellung nimmt, dann muß man dazu 
wahrscheinlich einen realen Vergleich anstellen, 
einen Vergleich dieser Gesamteinkommen zu den 
Einkommen der Unselbständigen. Und hier ist eines 
interessant, daß es diese Zahl im Grünen Bericht 
bisher nicht gibt. Es gibt sie nicht! Es sind Bemü­
hungen im Gange, die Zahl hineinzubringen. Kol­
lege Zinkanell wird davon wissen, aber bisher sind 
sie nicht im' Bericht. Es gibt aber andere Quellen, 
aus denen man das herauslesen kann. Hier zeigt 

sich — und damit komme ich auf die Behauptung, 
wie dies im Vergleich aussieht, meine Damen und 
Herren: Einkommen Land- und Forstwirtschaft dop­
pelt so schnell gestiegen, doppelt so groß gestiegen 
wie im unselbständigen Bereich. Herr Kollege 
Brandl, meine Damen und Herren, die Einkommens­
vergleiche, wie immer sie durchgeführt werden, Wei­
sen erstens darauf hin, daß die Differenz innerhalb 
der Land- und Forstwirtschaft eine der Geschichten 
und eines der Kapitel, die momentan auch -aktuell 
sind, weil es Bemühungen in der Beziehung gibt, an 
und für sich immer kleiner ist wie in allen anderen 
vergleichbaren Wirtschaftssparten. Ich sage das be­
wußt auch in diesem Zusammenhang, das heißt, was 
immer ich in der E-Wirtschaft, in der Stahlwirtschaft 
und so weiter vergleiche, die Einkommensdiffe­
renzierungen innerhalb dieser Gruppe sind überall 
größer als in der Land- und Forstwirtschaft. Und 
das ist ein deutlicher Hinweis auch darauf, daß ein 
Konzept, das momentan i rgendwo unüberhörbar da 
ist, innerhalb der Land- und Forstwirtschaft einen 
Einkommensausgleich zu machen, jedenfalls gar 
nicht zielführend sein kann. Weil der Topf, wo man 
das erreicht, viel zu klein ist, und weil wir dann 
eine Einkommensnivellierung, eine Einkommens­
gleichheit in der Land- und Forstwirtschaft hätten, 
aber es dann nicht allen gleich gut, sondern allen 
gleich schlecht geht. Ich glaube, das muß auch dazu-
gesagt werden. Es gibt auch sicherlich andere als 
ökonomische Gründe, dies zu machen, aber mir 
kommt dieser Versuch ungefähr so vor, als wenn 
ich einem, der ein Auge verloren hat und der sich 
also dadurch benachteiligt fühlt, sagen würde: „Du, 
paß auf, damit ihr gleich seid, schlage ich dem 
anderen das Auge auch ein, dann sehen beide nur auf 
einem Auge!" Das ist zwar dann gleich, aber bitte 
sehr, zweckmäßig scheint mir dieser Weg nicht zu 
sein! (Abg. G. Heidinger: „Er wird ja nicht gegan­
gen, Herr Präsident!") Versucht wird er zu gehen, 
bitte! Und das ist es, was also unübersehbar ist. 
(Abg. Premsberger: „So schlecht s ind wir wieder 
nicht!" — Landeshauptmannstellvertreter Sebastian: 
„Das gilt aber nur für den mit einem Auge!") Aber 
bitte, man kann es auch beim Ohr machen! Das ist 
dann ja ziemlich gleich, Herr Landeshauptmannstell­
vertreter! 

Wenn man nun diese Einkommensvergleiche 
macht, und sie werden im allergrößten Teil mit den 
in der Industrie Beschäftigten gemacht, und zwar so, 
daß man Arbeiter und Angestellte in der Industrie 
zusammenzählt, daraus ein Mittel zieht und das 
faktisch gegenüberstellt dem Einkommen in der 
Land- und Forstwirtschaft, und zwar dem Gesamt­
einkommen, dann schaut das so aus — und bitte, 
das ist die Antwort auf die Behauptung von Kolle­
gen Brandl — daß ,der Einkommensabstand der 
österreichischen Bauern zu einem Industriebeschäf­
tigten 5552 Schilling je Monat ausmacht. Dieser Ein­
kommensabstand, Herr Kollege Brandl, und meine 
Damen und Herren, hat sich vom Jahre 1970, Wo 
er 2243 Schilling je Monat betragen hat, bis 1978 
auf 5552 Schilling je Monat vergrößert, also mehr 
als verdoppelt. Der Einkommensvergleich markiert 
also zwei unübersehbare Tatsachen: Einerseits resul­
tiert eiri hoher Einkommensabstand zuungunsten 
der in der Land- und Forstwirtschaft arbeitenden 
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Familienarbeitskräfte und andererseits^ und das ist 
das Faktum, vergrößert sich der Einkommensabstand 
zum Nächteil der österreichischen Bauern von Jahr 
zu Jahr. Diese Tatsache wird durch die Darstellun­
gen der verschiedenen Einkommen in einer Abbil­
dung, die ich Ihnen an und für sich auch zeigen 
möchte, ganz, ganz deutlich und auch klar dargestellt. 
So schaut das aus, meine Damen und Herren! Das ist 
die Einkommensentwicklung Industriebeschäftigter, 
die zweite ist das Gesamteinkommen und das dritte 
ist das landwirtschaftliche Einkommen. Sie sehen also 
ganz deutlich die Schere, die sich hier geöffnet hat. 
Und, damit, Herr Kollege Brandl, kann ich die 
Aussage zur Bauernvertretung einfach nicht zur 
Kenntnis nehmen, das, was nicht sein darf, glaube 
ich doch relativiert und ich möchte sagen, wenn ich 
jetzt diese Zahlen, die da drinnenstehen, hernehme, 
dann muß ich eigentlich sagen, ja, so etwas kann 
doch nicht sein, so etwas darf nicht einmal sein! 
Es steht aber, leider Gottes, genau in diesen Zahlen­
größen, wie ich sie gesagt habe, im Grünen Bericht 
des Landwirtschaftsministeriums und es ist nicht zu 
bestreiten. Die Tatsache macht uns natürlich doch 
einigermaßen große Schwierigkeiten. Ich will gär 
nicht behaupten, meine Damen.und Herren, daß der 
Landwirtschaftsminister oder wer immer, oder die 
Regierung, das so will. (Abg. Brandl: „Sie wollen 
das Beste!" —- Landeshauptmannstellvertreter Seba-, 
stian: „Bravo!") Ich glaube, diese Behauptung kann 
man einfach nicht aufstellen, wenn man einiger­
maßen objektiv ist, wenngleich sich, Herr Landes­
hauptmannstellvertreter, der Eintopf leider Gottes 
in letzter Zeit wieder einmal ein bißchen verstärkt, 
der Landwirtschaftsminister andere Probleme hat, 
denen er mehr Aufmerksamkeit widmet und schein­
bar andere Probleme, denen er seine Zeit widmet, 
als in Problemen der Land- und Forstwirtschaft uns 
zu helfen, wozu er einfach als Landwir.tschafts-
minister verpflichtet ist. Das geht ein bißchen perio­
denweise bei ihm. Manchmal schaut es aus, es geht 
ganz gut, und dann hat er wieder eine Zeit, wo man 
den anderen Eindruck hat (Abg. Brandl: „Ihr ärgert 
ihn zuviel!"- — Abg. Ileschitz: „Das hängt nur vom 
Minkowifsch ab!") —Bitte, ich weiß es nicht! Viel­
leicht hängt es auch mit den Ratgebern zusammen. 
Ich billige ihm das durchaus zu. (Landesrat Bammer: 
„Aber mit dem Minkowitseh ist. es auch nicht 
leicht!") Was uns wirklich Sorgen macht ist, was 
man in einer solchen Lage tut. Das ist wahrschein­
lich wohl die Kernfrage, über die sich ja alle einige 
Gedanken machen. 

Meine Damen und Herren, wenn ich ein Resümee 
aus der ganzen Angelegenheit ziehen darf, so ist 
es zweifellos die Tatsache, die ich schon erwähnt 
habe, und dann auch noch der Hinweis, daß man 
das eirifach: nicht übersehen kann, daß die agrarische 
Handelsbilanz sich auch im Jahre 1978 etwas hesser. 
entwickelt hat als 1977 (Abg. Brandl: „Deutlich!"), 
auch unverkennbar, aber an und für sich sicherlich 
noch viel zu hoch ist, weil wir trotzdem 13 Milliar­
den Schilling mehr einführen, als wir agrarisch 
ausführen. Zum Vorwurf von Kollegen Brandl, und 
ich glaube, der Herr. Abgeordnete Zinkahell hat 
ihn im Brauhaus Puntigam auch gemacht, daß Köl­
ner ein zu schwarzes Bild gemalt Hat mit dem 
schwarzen Tor: Ich möchte dazu einige Worte 

sagen, meine Damen ;und Herren, weil es mir wirk­
lich, auch darum geht, weit über die Land- und 
Forstwirtschaft hinaus eine objektive Beurteilung 
zu ermöglichen. Es geht uns einfach wirklich darum, 
weil wir sehr genau, wissen, daß ein kleinerwer­
dender Anteil an der Gesamtbevölkerung einfach 
auch darauf Rücksicht nehmen müßte, daß wir 
unsere Belange nur dann- entsprechend durchsetzen 
können, wenn wir das Verständnis auch der in der 
Land- Und Forstwirtschaft nicht Tätigen haben. 
Warum bin ich zu diesem Vergleich gekommen? 
Im Jahre 1972 ist de facto die gesamte österreichi­
sche gewerbliche und industrielle Wirtschaft mit Ver­
zögerungseffekten in manchen Bereichen in den EG-
Wirtschaftsraum voll integriert worden. Das heißt, 
es sind über kurz oder lang sämtliche Zölle, Behin­
derungen und so weiter abgebaut worden. Was aber 
heute so oft vergessen wird, ist, daß als einziger Wirt­
schaftszweig, meine Damen und Herren, die Land-
und Forstwirtschaft draußen ist, und zwar nicht nur 
draußen mit hohen Zollmauern, Xbschöpfungsmau^ 
ern, nicht hineinkam, oder behindert hineinkam in 
den EG-Agrarwirtschaftsraum; sondern daß daneben 
COMMECON als zweiter Riesenwirtschaftsraum eine 
Agrarausfuhrpolitik macht, die völlig von anderen 
Gesichtspunkten, als das üblich ist, gelenkt ist. 
Wenn die einmal Devisen brauchen, wenn die auf 
den Markt kommen wollen, dann gehen sie mit 
ganz anderen Und völlig verzerrten Wettbewerbs­
bedingungen auf diesen Markt. Ich bitte, zu beach­
ten, was das heißt. Auch der Weg Österreichs, und 
der übrigen Wirtschaft zur EG war ja kein reiner 
Ver,gnügungsweg. Es hat ja lange gedauert, es 
waren unendlich schwierige Verhandlungen not­
wendig und es war ja die Neutralität Österreichs, 
die dem sehr stark entgegengestanden ist. Man ist 
im Bewußtsein, daß ein so kleiner Wirtschaftsraum 
wie Österreich auf die Dauer sich irgendwo anhän­
gen muß, diesen mühsamen Weg gegangen. Nur 
wegen der Neutralität Österreichs konnte damals 
die Landwirtschaft, wie ursprünglich vorgesehen, 
nicht hineinkommen. Wir stehen heute als einziger 
Wirtschaftszweig völlig isoliert da. 

Der Briefwechsel, meine Damen und Herren, der 
damals stattgefunden hat, sagte aus, ja, die Land-N 

Wirtschaft muß draußen bleiben, weil sie nicht 
supernationale Märktordnungen anerkennen kann 
als neutraler Staat, sie muß also draußen bleiben; 
und man hat in einem Agrarbriefwechsel dann ver­
einbart, zu achten, daß eine harmonische Entwick­
lung auch des Agraraußerihandels möglich ist. Das 
war damals drinnen. Das Ergebnis brauche ich Ihnen 
nicht zu sagen. Der hat sich, nicht harmonisch ent­
wickelt, sondern wir sind aus einem Mehr an 
Einfuhren aus dem EG-Raum 1972 von 500 Millio­
nen-Schilling auf weit über 6 Milliarden Schilling 
gestiegen, Das ist keine harmonische Entwicklung, 
das ist eine völlig einseitige Entwicklung und sie 
hängt, einfach damit zusammen, daß die österrei­
chische Landwirtschaft aus ihren traditionellen Märk­
ten völlig draußen ist beziehungsweise hohe Zu­
schüsse geben muß, um diese Mauern zu überwin­
den. Das ist ein Faktum, ich bitte Sie, zu beachten, 
was das heißt. 

Eine zweite Angelegenheit, die Schweiz: Ebenfalls 
ein neutraler Staat, meine Damen und Herren, ist 
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ja auch nicht in diesem Agrarmarkt drinnen, sie 
ist aber einen völlig anderen Weg gegangen. Ich 
gebe zu, zwischen Schweiz und Österreich gibt es 
einige Unterschiede. Erstens haben sie einen viel 
geringeren Selbstversorgergrad, zweitens ist es ein 
wirklich reiches Land mit viel fremdem Geld. 
Aber ich glaube eines, meine Damen und Herren, 
die Schweiz ha t eine viel längere Tradition in der 
Beziehung, sie hat die Erfahrung zweier Welt­
kriege, was es heißt, in solchen Notzeiten de facto 
sehr s tark auf die Eigenversorgung angewiesen zu 
sein und man ist dort einfach viel weiter und viel 
mehr bereit, für die Neutralität , für diese Unabhän­
gigkeit, auch den entsprechenden Preis zu bezahlen. 

Und, Herr Kollege Zinkanell, der Schweizer Land­
wirtschaftsdirektor, ein exzellenter Mann, ich weiß 
nicht, ob du ihn gehört hast bei unserer Tagung, 
wir sind dann in der Burg noch beisammengeses­
sen mit ihm, ha t gesagt: „Heuer werden wir, ich 
glaube, zum ersten Mal, vielleicht nicht ganz, den 
Paritätslohn für die Land- und Forstwirtschaft ge­
genüber den in der Industrie Beschäftigten in der 
Schweiz erreichen." Und das ist eine Aussage, die 
einen ein bißchen vor Neid erblassen läßt. 

Wi r sind also nicht den Weg gegangen, in die 
EG die Landwirtschaft hineinzünehmen, wir sind 
aber auch, den vergleichsweisen anderen, alternati­
ven Weg nicht gegangen, meine Damen und Herren. 
Nämlich den der Schweiz! Und daraus resultieren 
eigentlich die Schwierigkeiten auch in der Zukunfts­
schau für die österreichische Landwirtschaft. Ich 
nehme hier die Forstwirtschaft heraus, Kollege 
Brandl, weil sie an und für sich, und das muß man 
sagen, momentan eine wirklich gute Entwicklung 
nimmt und weil, meine Damen und Herren, der 
Unterschied zwischen der Land- und zwischen der 
Forstwirtschaft auffallend ist. Nämlich dort die 
s trenge Einbindung, die Abschirmung von diesen 
ganzen Wirtschaftsräumen, und im Holz natürlich 
de facto eine ganz andere Situation, freie Möglich­
keit mit den Zugängen zu diesen Märkten. (Abg. 
Brandl: „Offener Markt!") Und es ist einfach unüber­
sehbar, daß der Unterschied zwischen der forstwirt­
schaftlichen und der landwirtschaftlichen Entwick­
lung auch erkennbar ist und ich führe ihn auch dar­
auf zurück. 

Eines, glaube ich, muß man sich überlegen. Den 
Weg der Schweiz nicht zu gehen und zwar konse­
quent, und auch nicht erreichen zu. können, in den 
EG-Wirtschaftsraum hineinzukommen, das schränkt 
die österreichische Landwirtschaft ein, so daß mir 
also wirklich gerechtfertigt erschienen ist, von einem 
Tor zu reden, das den Weg in die Zukunft absperrt. 
Warum? Wir sind noch lange nicht — ich bitte, man 
kann dies alles sehen oder auch als Fluch betrach­
ten — am Ende der Produktivitätsmöglichkeiten der 
Landwirtschaft, noch lange nicht! (Abg. Brandl: „Das 
ist richtig!") Und wir würden uns alle miteinander 
wünschen, daß dort die freie Entwicklung möglich 
wäre. Wir wissen aber, daß e ines der Kernprobleme 
überhaupt, der Agrarpolitik nicht nur in Österreich 
sondern zunehmend nun auch im EG-Raum und in 
anderen Bereichen, das Spannungsfeld ist, in ein­
kommenspolitischer Hinsicht zwar mehr produzieren 
zu lassen, aber in marktpolitischer Hinsicht sich ganz 
große Sorgen zu machen, was man mit dieser 

Mehrproduktion macht. Das ist eines der Kernpro­
bleme, vor dem die moderne Landwirtschaft steht. 
Die Hoffnung, die ein Kortik, der Weltbankvertreter 
draußen, erweckt ha t in der Hinsicht, wie lange 
werden sich die reichen Industrienationen, und 
dazu gehört auch Österreich, das leisten können, 
daß sie zwar nicht wissen, wohin mit den Über­
schüssen in der Agrarproduktion, auf der anderen 
Seite aber in der Wel t Hunderte Millionen wirklich 
hungern, wie lange wird denn das gut gehen? Und 
er glaubt dort, das Gewissen der Welt würde das 
nicht zulassen. Ich bin leider Gottes in dieser Hin­
licht etwas weniger optimistisch, weil man immer 
wieder sehr deutlich feststellt, wie strapazierfähig 
und wie dehnungsmöglich Gewissen sind, wenn es 
darum geht, daß es einen selbst was kostet. Ich 
bin nicht so optimistisch in dieser Hinsicht, wenn­
gleich es auch Aussagen gibt, die unüberhörbar 
sind. Nämlich e twa die Situationsschilderung Ame­
rika — Mexiko, wo gescheite Amerikaner sagen, 
ihr könnt es euch heute ersparen, aber ihr werdet 
in absehbarer Zeit dann 30, 40 Millionen Arbeits­
suchende aus Mexiko in den USA haben, die gleich 
große Sorgen bereiten. Ein Hinweis, der sicherlich 
berechtigt ist. 

Nun, meine Damen und Herren, es gibt noch eine 
Reihe von Chancen, die sich darbieten; allerdings 
nicht in ganz kurzfristiger Sicht. Wir haben auch 
über die Energieprobleme geredet. Ich glaube, es 
gibt dort Chancen. Nicht ganz nah, aber ich selbst 
bin der Meinung, es ist eine der Zukunftschancen 
der Landwirtschaft, allerdings mir noch zu langfri­
stig, damit werden wir nicht s e h r schnell eine 
Änderung erreichen können. Ich bin überzeugt da­
von, ich habe es schon gesagt, daß einer der Haupt­
punkte überhaupt, dem wir den hohen Lebens­
standard in der westlichen Wel t zu verdanken ha­
ben, meine Damen und Herren, die Tatsache ist, daß 
wir Energievorräte, die die Natur in Jahrmillionen 
angesammelt hat, in einem verhältnismäßig sehr 
schnellen Maß verbrauchen und uns natürlich auch 
die Technologien mit dem Kopf dazu geschaffen 
haben, wo hier etwas herausschaut. Aber einer der 
Kernpunkte dieses Wohllebens und des Vorsprungs 
der westlichen Wel t ist zweifellos darauf zurück­
zuführen, daß wir in verhältnismäßig kurzer Zeit 
das verbrauchen, was die Natur durch Jahrmillionen 
an Energie angesammelt hat. Und wenn diese Ent­
wicklung weitergeht und wenn man vielleicht auch 
zu Technologien kommt, die uns über die Natur 
h inwegturnen helfen, sie sind momentan nicht un­
problematisch, sie sind noch nicht ungefährlich. Es . 
wird die Land- und Forstwirtschaft als einziger 
Zweig bleiben, der kontinuierlich in der Lage ist, 
wenn sie gescheit produziert, auch das für alle 
Zukunft weiter zu produzieren. Das ist sicher eine 
der großen Chancen, die die Land- und Forstwirt­
schaft vor sich hat. 

Und eines möchte ich auch bitten: In einer Zeit, 
meine Damen und Herren, wo die Arbeitsplatzneu­
schaffung schwieriger wird — Und das ist im ge­
samten westlichen Bereich unweigerlich festzustel­
len —, sollte man darauf Rücksicht nehmen, daß die 
Landwirtschaft hier ein sehr ausgleichender Faktor 
ist. Und ich bitte um Bemühungen aller hier, zu 
trachten, daß Arbeitsplätze, wenn sie geschaffen 
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werden, auch in die Räume verlegt werden, wo sie 
wirklich hingehören. Mir ist es nicht erklärlich, 
meine Damen und Herren, daß man zwar in Wien, 
in einer Stadt, die. nur vom Zuzug lebt, immer 
wieder Grpßprojekte hinlegt, neue Werke schafft, 
die Menschen dann dort hinpendeln läßt und sie 
dort nicht hinlegt, wo sie wirklich so notwendig 
gebraucht werden. Und ich glaube, es ist keine 
Frage der Beurteilung, wir sind uns alle einig, 
daß der Arbeitsplatz in einer zumutbaren Nähe 
einfach etwas anderes ist als dieses sehr lange 
Pendeln und überhaupt das Wochenpendeln. Ich 
bitte sehr darum, und ich bitte auch darum, Ver­
ständnis zu haben: Wenn wir diese Landwirtschaft, 
die wahrscheinlich doch alle brauchen — darüber 
gibt es keine große Meinungsdifferenz —, erhalten 
wollen, dann müssen wir auch trachten, daß der 
gesamte technische und ökonomische Fortschritt,,der 
in der Produktion mit der Massentierhaltung, mit 
der Veredelung vielleicht möglich, wäre, einge­
schränkt wird zugunsten einer bäuerlichen Land­
wirtschaft, eines bäuerlichen Veredelungsbetriebes. 
Ich- sage das sehr bewußt, weil es sonst unmöglich 
ist, den Anschluß zu finden zwischen den Einkom­
mensnotwendigkeiten und Bedürfnissen der Land-
und Forstwirtschaft und der Tatsache, daß die im 
außerlandwirtschaftlichen Bereich liegende Neu­
schaffung von Arbeitsplätzen jedenfalls schwieriger 
und auch langsamer wird. 

Ich möchte abschließend alle herzlich bitten, sich 
eine objektive Meinung zu bilden von der Lage der 
Landwirtschaft, von den Notwendigkeiten, und viel­
leicht können wir alle ein bißchen mithelfen, daß 
wir eine Entwicklung gewährleisten, welche die 
Nachhaltigkeit der Bewirtschaftung aus der Land-
und Forstwirtschaft sicherstellt, das dient sicherlich 
der Land- und Forstwirtschaft und den darin Be­
schäftigten. Aber ich glaube, in längerfristiger Sicht 
brauchen wir das alle, und deswegen wäre es 
ganz angebrächt, wenn Sie uns alle dabei helfen. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Zweiter Präsident Gross: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Zinkanell. 

Abg. Zinkanell: Hohes -Haus, meine Damen und 
Herren! 

Aufgrund der Ausführungen des Herrn Präsiden­
ten Komer, der vom ganzen Haus, wie Sie be­
merkt haben, Beifall bekommen hat, möchte ich 
gleich einige Seiten meines Konzeptes überblättern 
(Heiterkeit. — Abg. Dr. Schilcher: „ . . . und zur 
Sachlichkeit übergehen!" — Abg. Gerhard Heidin­
ger: „Er hat gedächt, er kommt erst später dran!") 
— und vor allem zu einem erfreulichen Anlaß über­
gehen. 

Ich möchte beginnen mit einem Artikel der „ Süd­
ost-Tagespost", einem Jubiläumsartikel zum fünf­
zigjährigen Bestehen der Laridwirtschaftskammer, 
wo unter anderem auch über die Aufgaben der 
Kammer einiges ausgesagt wurde. Ich möchte Ihnen 
eine Textstelle aus der „Südost-Tagespost", die 
Ihnen, auf der rechten Seite, sicher sehr vertraut 
und sympathisch ist, sagen. Es heißt hier: „Neben 
der Interessenvertretung nach außen gewinnt auch 

der Interessenausgleich innerhalb des Berufsstandes 
immer mehr an Bedeutung. Der, Grund liegt in einer 
zunehmenden Spezialisierung, die dazu führt,-daß 
oft keine gleichlautenden Interessen, ja, des öfteren 
sogar gegensätzliche Interessen innerhalb der ge­
samten Agrarproduktion entstehen." Dazu vielleicht 
gleich einige Gedanken. Ein solcher Interessens-
gegensatz besteht wohl oder übel aus der Produk-
tiohssituation zwischen den Bergbauern einerseits, 
die Vieh produzieren, die insbesondere auch Milch 
produzieren, und den Getreideproduzenten anderer­
seits, weil jene erzeugen, was die Bergbauern kau­
fen müssen. Eine Futtergetreidepreiserhöhung macht 
zum Beispiel den Bergbauern beileibe keine Freude. 
Man könnte das aber auch anders sagen, daß der 
Bauernbund als Macher in der Landwirtschaftskam­
mer den Interessenausgleich bisher so verstanden 
hat, daß die Bergbauern auch den Krisengroschen 
für wirklich große Milchüberlieferer in den besten 
Talböden mitbezahlen mußten. Wenn nicht der Staat 
den Ausfall übernimmt, ist, der Bauernbund nicht 
bereit, der Befreiung der Bergbauern vom Absatz­
förderungsbeitrag, wie das der Landwirtschafts­
minister in der neuen Novelle zur Milchmarktord­
nung anstrebt, zuzustimmen. Ich hoffe, daß der 
Bauernbund mir das nicht so auslegt, daß ich Zwie­
tracht in,die Bauernschaft säen möchte, Zwietracht 
zwischen die kleineren und größeren Milchprodu­
zenten, zwischen die Bergbauern und Talbauern, 
zwischen die Hörndl- und Körndl-Bauern. Ich sage 
das deswegen, weil der Herr Präsident Koiner bei 
einer anderen Gelegenheit, bei der Festrede in der 
Oper zum 50. Geburtstag der Kammer, sich sehr 
nachdrücklich gegen eine solche Art der Differen­
zierung der Produktionsgruppen ausgesprochen und 
diese verurteilt hat. Wörtlich meinte er: „Wer so 
offensichtlich Zwietracht in die Bauernschaft sät, 
wird wissen, warum er das tut!" Ich finde, und 
das soll man auch sagen, bevor man auf weitere 
Probleme der Landwirtschaft eingeht, daß. dieser 
Vorwurf eigentlich ein sehr böser Vorwurf ist. Er 
hat, zumindest wie ich das empfunden habe, und 
wahrscheinlich manche andere auch, die festliche, 
Atmosphäre in der Oper gestört. Das würde be­
deuten, daß nur der Bauernbünd allein im Bereich 
der Landwirtschaftskammer etwas zu reden hätte 
und daß alles andere, wenn andere Gruppen mit 
anderen Meinungen kommen, das als Zwietracht­
säen verurteilt wird. Man müßte fragen, wie das 
dann umgekehrt in der Arbeiterkammer zum Bei­
spiel ist, wenn der ÖAAB kritisiert (Abg. Dr. Maitz: 
„Ist geschehen!"), ob man das auch als Zwietracht­
säen bezeichnen sollte. Oder wenn die ÖVP mit 
dem Bauernbünd in sehr negativer Weise — anders 
als das heute beim Herrn Präsidenten geklungen 
hat, ich habe eine ganze Reihe von Aussendungen 
des Bauernbundes in meinen Unterlagen — die 
Bundesregierung kritisiert, ob man das eigentlich 
auch als-Zwietrachtsäen in der Bevölkerung be­
zeichnen müßte. Ich möchte jedenfalls sagen,. daß 
eine Auseinandersetzung im Bereich der Landwirt­
schaft für den Bauernbünd keine Einbahn sein kann, 
wo nur er bestimmt und feststellt und die anderen 
verurteilt, und diese anderen haben, zu schweigen. 
Eine demokratische Auseinandersetzung ist eben 
kein Zwietrachtsäen. 


